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faltiger und unausgesetzter Angriffe von allen Seiten 
an Zahl ungeschwächt, in thatkräftiger politischer 
Wirksamkeit und in gutem Ansehen da. Möge das 
neue Jahrhundert ihnen eine würdige Fortsetzung 
ihrer bisherigen Thätigkeit bringen ! 

Dass auch im neuen Jahrhundert eine dauernde 
und mannhafte Vertretung derjenigen Rechte und 
Interessen vonnöthen sein wird, deren Vertheidigung 
die Aufgabe der Centrumsfractionen ist, wer möchte 
daran zweifeln? Sie wird aber nur möglich sein,' 
wenn durch Einigkeit innerhalb der I^'ractionen und 
durch Bewahrung des - Vertrauens der AVähler 
zu ihren parlamentarischen Vertretern in gemein- 
schaftlicher, selbstloser Hingabe an die Ideale der 
Partei auf dem festen Boden ihrer bisherigen Grund- 
sätze der Bestand der Fractionen dauernd erhalten 
und gesichert bleibt. 

Die Mittheilungen über den heutigen Bestand 
der Fractionen beziehen sich auf den i. Januar it)oo. 
Nachträge haben hinzugefügt werden können bis 
Finde März 1900. 

Berlin, 1. April 1900. 
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Die ,,Katholische Fraction'' und das 

frühere „Centrum" als Vorläuferinnen 

der heutigen Centrumsfractionen. 



Um den durch die preussische Verfassung vom 
31. Januar 1850 für die katholische Kirche in Preussen 
neugewonnenen Rechtsboden zu vertheidigen, bildete 
sich im preussischen Abgeordnetenhausc, zunächst im 
Anschluss an die sog. Raumer'schen Erlasse, am 
30. November 1852 unter Führung der Gebrüder 
Peter und August Reichensperger die „Katho- 
lischeFraction". Sie zählte anfangs 63 Mitglieder. In 
den siebengliedrigen Vorstand wurden ausser dem 
Abg. August Reichensperger gewählt die Abgg, 
Osterath, Rohden, Wilderich v. Ketteier, Graf Josef 
Stolberg und Freiherr v. Waldbott-Bornheim- 
Bassenheim. Ein Programm wurde nicht aufgestellt, 
jedoch Vorberathung und Geschäftsführung innerhalb 
der Fraction durch Statuten geregelt. So bestand die 
Fraction von 1852 — 1S58. 

Bei den Neuwahlen im November 1858 wurden 
57 Abgeordnete katholischer Richtung gewählt. Zu 
Beginn der neuen Session im Januar 1859 wurden 
von diesen Berathungen gepflogen, um der T'raction 
einen andern Namen zu geben, da die Bezeichnung 
als ,.katholische" Fraction wegen ihres confessionellcn 
Charakters in einer politischen Körperschaft nicht 
ohne Bedenken war. Man einigte sich dahin, den 
Namen -Fraction des Centrums (Katholische 
Fraction)" anzunehmen. Folgende ^Satzungen" 
sollten dem Wirken der I'raction zu Grunde liegen: 
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Satzungen. 

1. Aufeabe der Fraction ist die Vorl)crathun^ aller 
das Haus der Abgeordneten beschäftigenden Ge- 
genstände. Die Berathung wird den Charakter 
freundschaftlicher Erörterung an sich tragen und 
inr)glichste Einigkeit erstreben, unbeschadet jedoch 
der Freiheit und Unabhängigkeit jedes einzelnen 
Mitgliedes in Ansehung seiner persönlichen Ueber- 
zeugungen und des Ausdrucks derselben im Hause 
dei' Abgeordneten, wie innerhalb der Fraction. 

2. Sclbstsländige Anträge oder Interpellationen dürfen 
von Mitgliedern der Fraction nicht ohne einen 
Mehrheitsbeschluss eingebracht werden. — Anträge 
von Abgeordneten, die ausserhalb der Fraction 
stehen, dürfen durch Unterschrift erst unterstützt 
werden, nachdem der betreffende Gegenstand 
zuvor in der Fraction besprochen worden ist. 

3. Die Fraction wählt einen Vorstand von sieben 
Mitgliedern und einen Schriftführer. Die erste 
Wahl im Beginne der Legislaturperiode gilt auf 
vier Wachen. Die demnächstige Neuwahl, sowie 
die Wahlen bei Beginn der folgenden Sessionen 
des Landtags gelten auf die Dauer der jedes- 
maligen Session. Der Vorstand hat für Aufrecht- 
haltung der Satzungen, Berufung nnd Leitung der 
\'crsammlungen, Ausführung der Beschlüsse, über- 
haupt für die Geschäftsführung Sorge zu tragen. 

4. L)ie Fractionsversammlungen finden der Regel nach 
an den Wochentagen, welche den Sitzungen des 
Abgeordnetenhauses unmittelbar vorhergehen, sonst 
aber auf besondere Einladung statt. Gültige 
Beschlüsse Averden durch die Mehrheit der Für- 
schienenengefasst. Die Reihenfolge der Sprechenden 
richtet sich nach der Zeit der Anmeldung mit 
Rücksicht auf das ..Für und Wider". Als Regel 
gilt, dass Xiemand länger als 5 Minuten sprechen 
darf. Der jedesmalige Vorsitzende bezeichnet im 
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Einvernehmen mit den übrigen Vorstands- 
mitgliedern die Redner, welche im Hause der 
Abgeordneten die Ansichten der Fraction ver- 
treten sollen. Ueber Einwendungen gegen seinen 
Ausspruch entscheidet die Fraction. Mit gleicher 
Maassgabe ernennt er Commissionen oder Bericht- 
erstatter für einzelne Fälle und ertheilt Aufträge 
für besondere Geschäfte. Alle Personenfragen 
werden durch geheime Abstimmungen entschieden, 
sofern nicht sämmtliche Anwesende 4ie öffentliche 
Abstimmung begehren. 

5. Zur Bestreitung der Bedürfnisse der Fraction zahlen 
die Mitglieder einen monatlichen Beitrag. Ein vom 
Vorstande ernannter Rechnungsführer besorgt die 
desfalsigen Geschäfte. 

6. Nach Constituirung der Fraction kann ein Ab- 
geordneter Mitglied derselben werden, wenn gegen 
dessen Aufnahme sich nicht ein Drittel der An- 
wesenden erklärt. Der Aufgenommene muss durch 
seine Unterschrift sich zur Beobachtung der 
Satzungen verpllichten. 

'7. Der Austritt aus der Fraction steht jederzeit frei; 
jedoch muss der Kostenbeitrag für den laufenden 
Monat entrichtet werden. Der Ausschluss eines 
Mitgliedes kann auf Antrag von 6 Mitgliedern durch 
einen Beschluss, für welchen zwei Drittheile der 
Fractionsmitglieder stimmen, verfügt werden. 

8. Mit \'orwissen des Vorstandes können andere Ab- 
geordnete oder Fremde für einzelne Sitzungen als 
Gäste eingeführt werden. 



Diese Satzungen wurden am 17. Januar 1859 "^'^n 
57 Mitgliedern unterschrieben. Doch trat während 
der Session von 1859 die Fraction nicht zusammen. 

Die endgültige Constituirung der Fraction fand 
vielmehr erst in der folgenden Session am 7. Februar 
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i86o statt; 54 Mitglieder traten ihr bei. Als solche 
bestand sie im Abgeordnetenhause von 1860 — 1867 
unter dem erwähnten Namen „Fraction des Centrums 
(Katholische Fraction)''. 

Von 1867 — 1870 bildeten die Abgeordneten 
katholischer Richtung weder im preussischen Ab- 
geordnetenhause, noch im Reichstag des Xorddeutschen 
Bundes eine einheitliche Fraction. 
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Die Urkunden zur 

Entstehung der Centrumsfractionen. 

Programme und Satzungen. 
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Der erste Anstoss zum erneuten Zusammenschluss 
der politischen Vertreter der kirchlichen Freiheit, als 
bereits die ersten \'orboten des späteren Culturkampfes 
sich gezeigt hatten, wurde gegeben in einem Artikel, 
den die Kölnische Volkszeitung in ihrer Nummer 159 
vom 11. Juni 1870 veröffentlichte, und \velcher, wie 
später bekannt wurde, von dem Abg. Obertribunals- 
rath Peter Reichensperger hciTührtc. Er lautete: 

Zu den nächsten Wahlen. 

Ueber diese wichtige Angelegenheit, welche schon 
jetzt die ganze Monarchie in Bewegung setzt, geht uns 
von einem der hervorragendsten Führe|i der 
katholischen Partei einschreiben zu, das geeignete 
Anhaltspunkte für etwa noch zu ent weifende speciel- 
lere Wahlprogramme unter den Katholiken darbietet. 
Im Interesse einer einheitlichen Actio n ersuchen 
wir sämmtliche katholischen Organe Preussens, auch 
die Wochenblätter, von dem Nachstehenden durch 
gänzlichen oder theilweisen Abdruck gefälligst Xotiz 
nehmen zu wollen. 

Das Schreiben lautet: 

..Im Hinblick auf die bevorstehenden Wahlen 
zum preussischen Abgeordneten-Hause und 
zum Reichstage des Norddeutschen Bundes 
ist in allen Kreisen der Monarchie die Aufstellung 
entsprechender Wahl program me als eine Xoth- 
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wendigkeit erkannt worden. Die katholische Be- 
völkerung Preussens aber kann eines solchen Ver- 
einigungspunktes um so weniger entbehren, als 
sie an sich nur eine Minorität darstellt und nicht 
bloss ihre staatsbürgerlichen Rechte und Inter- 
essen, sondern überdies ihre vielfach angegriifene 
und bedrohte kirchliche Freiheit und Lebens- 
bethätigung ernstlich zu vertheidigen hat. Die durch 
jene Betrachtung veranlassten Besprechungen katho- 
lischen Männeraus den verschiedenen T heilen 
des Landes haben zur Aufstellung einiger Car- 
dinalpunkte geführt, welche nach ihrer üeber- 
zeugung vor Allem bei der Wahl der Abgeordneten 
ins Auge zu fassen und durch diese Wahl sicher zu 
stellen sind. 

1. Unversehrte Aufrechterhaltung der durch die 
p reu SS. Verfassungsurkunde gewährleisteten 
Selbstständigkeit der Kirche in Ordnung und 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten, insbesondere auch 
hinsichtlich der Bildung und Kntwickelung kirch- 
licher Gesellschaften. 

2. Abwehrbng aller gegen den confessionellen 
Charakter des Volks Unterrichts gerichteten Be- 
strebungen und Angriffe zur Sicherung des heiligsten 
Rechtes der christlichen Familie, sowie endlich 
Verwirklichung der verfassungsmässig verheissenen 
Unterrichtsfreihe it. 

3. Bewahrung des im Bundesvertrag und in der 
Bundesveifassung festgestellten föderativen Cha- 
rakters des Norddeutschen Bundes gegenüber allen" 
auf Einführung eines c entralisirten Kinheits- 
staates gerichteten, mit der wahren Freiheit und 
der eigenartigen l^ntwickelung des grossen deutschen 
Vaterlandes unverträglichen Parteibestrebungen. 

4. Decentralisation der \'erwaltung und Ver- 
wirklichung der Selbstverwaltung des Volkes in 
Gemeinde, Kreis und Provinz. 

5. l^rmässigung der tinanciellen Belastung des 
Landes, insbesondere durch \'erminderung der Aus- 
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gaben für das M i 1 i t ä r w e s c n, sowie Beschränkung 
der activen Dienstzeit in der Armee. 

Wenn es gelingt eine ansehnliche Zahl von Abg. 
auf Grund dieser Principien aus der Wahlurne her- 
vorgehen zu lassen, dann darf die Hoffnung gehegt 
werden, dass dieselben in fester Einigung sich 
istark genug erweisen, die wichtigsten Lebens- 
nter essen des Volkes sicher zu stellen. ** 



In einer am 28. October 1870 zu Soest ab- 
gehaltenen „berathcnden Versammlung von Männern 
aus Westfalen" wurde sodann folgendes Wahlprogramm 
angenommen, Avelches unter dem Namen „So est er 
Programm" bekannt wurde: 

Wahlprogramm. 

Für Wahrheit, Recht und Freiheit ! 

1. Erhaltung der A'erfassungsmässig anerkannten 
Selbständigkeit und Rechte der Kirche. Abwehr 
jeden Angriffs auf die Unabhängigkeit der kirch- 
lichen Organe, auf die Entwickelung religiösen 
Lebens und die P^ntfaltung christlicher Liebes- 
thätigkeit. 

2. Thatsächliche Durchführung der Parität der an- 
erkannten Religionsbekenntnisse. 

3. Abweisung jeden Versuchs zur Kntchristlichung 
der Ehe. 

4. Confessionelle Schulen. 

5. Für das ganze deutsche Vaterland ein Bundes- 
staat, der im Nothwendigen die Einheit schafft, 
in allem Uebrigen aber die Unabhängigkeit, freie 
Selbstbestimmung der Bundesländer, sowie deren 
verfassungsmässige Rechte unangetastet lässt. 

6. Decentralisation der Verwaltung auf Grundlage 
der Selbständigkeit der politischen Corporationen 
in Gemeinde, Kreis und Provinz. 
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7. Möglichste Beschränkung der Staats -Ausgaben 
und damit der Steuern und Lasten, sowie deren 
glcichmässige und gerechte Vertheilung. 

8. Ausgleichung der Interessen von Capital und 
Grundbesitz, sowie von Capital und Grundbesitz 
einerseits und der Arbeit andererseits, durch Er- 
haltung und Förderung eines kräftigen Mittel- 
standes in einem selbständigen Bürger- und 
I^auernstande. 

9. Freiheit für alle den gesetzlichen Boden nicht 
verlassenden Bemühungen zur Lösung der socialen 
Aufgaben. Gesetzliche Beseitigung solcher Uebel- 
stände, welche den Arbeiter mit moralischem oder 
körperlichem Ruin bedrohen. 

Soest, den 28. October 1870. 

Alt eräuge, Pfarrer. Alterauge, Vicar. Amecke, 
Landwirth. Bartscher, Seminar- Regens in Pader- 
born. Becker, Gymnasial - Oberlehrer in Brilon. 
Beckmann, Rentmeister in Krassenstein. Boeddiker, 
Pfarrer. Bolzau, Vicar. Brenker, Bauer in Kirch- 
hellen. Brieden, Rector. Cremer, Posthalter in 
Laidinghausen. Cruse, Pfarrer. Eickenscheidt, 
Gutsbesitzer in Leithe bei Wattenscheid. Ellinghaus, 
Gutsbesitzer in Ebbelich bei Recklinghausen. Evers, 
Kreisgerichstrath in Paderborn. Evers, Pfarrer. 
Fahrenhorst, Caplan. Fischer, Rechtsanw^alt in 
Paderborn. Geissler, Domänenrath in Erwitte. 
Gronheid, Caplan in Münster. A. Hei sing, Kauf- 
mann in Paderborn. Hellhocke, Vicar. Hüfter, 
Krcisgerichtsrath in Paderborn. Dr. Hülskamp, 
Präses und Redacteur in Münster. Wild. Freiherr 
V. Ketteier auf Thüle. Alb. Kligge in Paderborn. 
Graf Landsberg -Velen und Gemen. Freiher 
v. Ledebur-Wicheln. Leifert, Pfarrer in Osting- 
hausen. Luigs, Caplan in Soest. G. v. Mallinckrodt 
auf Bödeken. Meyenberg, Pfarrer. Möller, 
Pfarrer in Diestedde. N ü b el , Propst in Soest. Pahl , 
Appellations-Gerichtsrath in Paderborn. Pieper, 
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Landdcchant in Nordwalde. August Graf Pletten- 
berg-Lehnhausen auf Flovestadt. Pöpperling, 
Pfarrdechant in Wicdenbrück. Ressemann, Guts- 
besitzer auf Resse bei Buer. Rüschkamp, Guts- 
besitzer in Seppenrade. Schlichting, Gutspächter. 
Freih. v. Schorlemer-Alst. Freih. v. Schorlemer- 
Lippstadt. Freih. v. Schorlemer-Overhagen. 
Schräder, Vicar in Ahlen. Schulte, Lehrer. 
Schulte-Sienbeck, Gutsbesitzer in Ebbelich bei 
Recklinghausen. Steinbicker, Kaufmann in Münster. 
Umberg, Bauer in Kirchhellen. Uphues, Caplan 
in llerzfcld. Vahrenhorst, Pfarrer in Bocholt. 
Vrcde, Fabrikant in Nordwalde. Zumhasch, 

Kaufmann in Holthausen. 

Die Abfassung dieses Programms war das Ver- 
dienst des mitunterzeichneten Dr. llülskamp in 
Münster in Westfalen. 



Am 9. November 1870 fanden die l'rwahlen, am 
16. November die Hauptwahlen zum preussischen 
Abgeordnetenhause statt. 

Am 14. December 1870 trat der preussische 
Landtag in Berlin zusammen. 

Schon vorher, und zwar unter dem 11. December 
1870, war folgende Einladung versandt worden: 

„Die Unterzeichneten erlauben sich im Auf- 
trage von Gesinnungsgenossen in der Provinz 
und in eigenem Namen diejenigen Herren Ab- 
geordneten zum preussischen Landtage, welche 
es als ihre Pflicht erachten, in wohlverstandenem 
Interesse staatlicher Ordnung für Aufrechterhaltung 
und organische Entwickelung verfassungsmässigen 
Rechtes im Allgemeinen, und insbesondere für 
die Freiheit und Selbständigkeit der Kirche und 
ihrer Institutionen mit Entschiedenheit einzutreten, 
zu einer Vorbesprechung im 
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EDglischen Hause^ Mohrenstr. 40 

für 

Dienstag den 13. und Mittwoch den 14. d. 

Abends 7'/'., Uhr 
einzuladen. 

(gez.) P. Reichensperger. Savigny. 

V. Kehl er.'' 



Aus diesen Berathungen im Englischen Hause 
ging folgendes Programm hervor, ^velches noch 
heute das Programm der Centrumsfraction des Ab- 
geordnetenhauses ist: 

Programm 

der 

Centrumsfraction 
des preussischen Abgeordnetenhauses. 

..Die Fraction stellt sich zur besonderen Auf- 
gäbe, für Aufrechterhaltung und organische Fort- 
entwickelung verfassungsmässigen Rechtes im All- 
gemeinen, und insbesondere für die Freiheit und 
Selbständigkeit der Kirche und ihrer Institutionen 
einzutreten. 

Die Mitglieder derselben suchen dieser Aufgabe 
auf dem Wege freier Verständigung zu entsprechen, 
und soll die Freiheit des Einzelnen in Bezug auf seine 
Abstimmungen keine Beeinträchtigung erleiden.'' 

Auf Grund dieses Programms bildeten sofort 
48 Mitglieder des Abgeordnetenhauses die Fraction 
des Centrums im preussischen Abgeordneten- 
hause. Während der Legislaturperiode stieg die 
Zahl auf 54. Vorsitzender der Fraction wurde 
der Abgeordnete C. F. v. Savigny. 
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Die Fraction nahm sofort auch die Bildung einer 
gleichen Fraction für den deutschen Reichstag in 
die Hand. 

Unter dem ii. Januar 1871 veröffentlichte sie 
folgenden Aufruf zu den Reichstags wählen: 

„Die Wahlen zum deutschen Reichstag stehen 
nahe bevor. Von welcher tiefgreifenden Bedeutung 
dieselben sind, bedarf nicht erst der Darlegung. 
Mögen unsere Gesinnungsgenossen nach Kräften dahin 
wirken, dass ihr Ausfall dem Vaterlande zum Heile 
gereicht! Es wird dies nur dann der Fall sein, wenn 
aus der Wahlurne selbstlose, charakterfeste Männer 
hervorgehen, welchen das moralische und materielle 
Wohl aller Volksclassen wie aller das Deutsche 
Reich bildenden vStämme am Herzen liegt, welche 
die bestehenden Besonderheiten nur insoweit der 
Einheit geopfert sehen wollen, als dieselben nach- 
weislich dem Ganzen zum Schaden gereichen, welche 
endlich — wie die politische — so auch die kirchliche 
Freiheit und das Recht der Religions-Gesellschaften 
gegen mögliche Eingriffe der Gesetzgebung sowohl 
als gegen feindliche Parteibestrebungen entschieden ge- 
wahrt wissen wollen. Es gilt baldmöglichst in den 
verschiedenen Wahlkreisen solcher Männer sich zu 
versichern, welche demnächst ihrerseits im engen 
Anschlüsse an einander als parlamentarische Partei 
den gedachten Bestrebungen Ausdruck und praktische 
Folge zu geben willens sind. Insbesondere aber gilt 
es, nach Kräften dahin zu wirken, dass das Bewusstsein 
von der hohen Wichtigkeit der bevorstehenden Ab- 
stimmung alle Schichten des Volkes durchdringt und 
so das Ergebniss dieser Abstimmung der möglichst 
getreue Ausdruck seiner Wünsche und Bedürfnisse 
wird. 

v.Savigny, Wirkl.Geh.Rath. Pet.Reichensperger, 
Ober - Tribunalsrath. Dr. Windthorst (Meppen), 
Staatsminister a.D. Elkemann, Pfarrer. Freiherr 
V. Schorlemer-Alst. Gajewski, Bürgermeister. 
Graf Praschma. Dr. Lieber, v. Grand-Ry, 
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Gutsbesitzer. v. Kehl er, Legationsrath a. D. 
B e r n a r d s , Landgerichts- Assessor. B o r o w s k i , Dom- 
herr. Briese, Propst. Dauzenberg, Pfarrer. 
Ell erring, Kieisgerichtsrath. Evers, Kreisgerichts- 
rath. Fr enger, Gutsbesitzer. Funke, Fürzpriestcr. 
Gescher, Kreisgerichtsrath. v. Ilatzfeld, Kreis- 
gerichtsrath. Freiherr v. H'eereman. Ilecking, 
Domcapitular u.Dechant. (jraf Henckel v. Donners- 
marck, Rittergutsbesitzer. Herr lein, Gutsbesitzer. 
Hüffcr, Kreisgerichtsrath, Dr. Kampfschulte, 
Pfarrdechant. v. Kesseler, Landgerichts - Assessor 
und Rittergutsbesitzer. Krämer (Heilsberg), Schulze. 
Dr. Krebs. Lindemann, Oberpfarrer. Felix Freih. 
V. L o e. M a i s s , Kreisgerichtsrath. v. Mallinckrodt, 
Regierungsrath. Nels, Lederfabrikant. Dr. Peters, 
Gymnasial -Oberlehrer. Dr. A. Reichensperger, 
Appellations-Gerichtsrath. Ressemann, Landwirth. 
Rintelen, Regierungs - Assessor. Dr. Rudolphi, 
Director a. D. Rübsam, Amtsrichter. Schaeffer, 
Rectoru. Generalpräses des Gcsellenvereins. Seh äff er, 
Stadtpfarrer. Schleppinghoff, Schulze. Schub- 
mann (Rybnik), Erzpriester. Strecker, Kreisgerichts- 
rath. de Spo, Appellations-Gerichtsrath. Freiherr 
V. T h i m u s , Appellations - Gerichtsrath. T h i s s e n , 
Domcapitular. Ulrich, Oberbergrath. Dr. Weber 
(Höxter), Sanitätsrath. Dr. Zehrt, bischöflicher 
Commissarius, Fhrendomcapitular u. geistlicher Rath.* 



Am 3. März 1871 fanden die Wahlen zum ersten 
deutschen Reichstage statt; am 21. März trat der 
Reichstag in Berlin zusammen. 

Sofort vereinigten sich auch im Reichstage 67 Mit- 
glieder aus allen Theilen des Reiches und bildeten 
die Fraction des Centrums im Reichstage. 
Sic stellte sich ebenfalls unter den Vorsitz des 
Abgeordneten C. F. v. Savigny und gab sich alsbald 
das folgende Programm: 
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Programm 

der 

Centrutnsfraction des deutschen Reichstages. 

„Justitia fundamentum rcgnoinim. 

Die Ccntrumsfraction des deutschen Reichstages 
hat folgende Grundsätze für ihre Thätigkeit auf- 
gestellt : 

1. Der Grundcharakter des Reiches als eines Bundes- 
staates soll gewahrt, demgemäss den Bestrebungen, 
welche auf eine Aenderung des föderativen 
Charakters der Reichsverfassung abzielen, ent- 
gegengewirkt und von der Selbstbestimmung und 
Selbstthätigkeit der einzelnen Staaten und allen 
inneren Angelegenheiten nicht mehr geopfert 
weiden, als die Interessen des Ganzen es un- 
ab weislich fordern. 

2. Das moralische und materielle Wohl aller \^olks- 
classen ist nach Kräften zu fördern; für die 
bürgerliche und religiöse Freiheit aller Angehörigen 
des Reiches ist die verfassungsmässige Feststellung 
von Cxarantien zu erstreben und insbesondere 
das Recht der Religions - Gesellschaften gegen 
Flingriife der Gesetzgebung zu schützen. 

3. Die Fraction verhandelt und beschliesst nach 
diesen Grundsätzen über alle in dem Reichstag 
zur Berathung kommenden Gegenstände, ohne 
dass übrigens den einzelnen Mitgliedern der 
Fraction verwehrt wäre, im Reichsatge ihre 
Stimme abweichend von dem Fractionsbeschlusse 
abzugeben." 



Für die beiden Fractionen stehen heute die 
folgenden Satzungen in Kraft: 



15 — 



/ 



Satzungen 

der 

Centrumsfraction 
des preussischen Abgeordnetenhauses. 

Die Centrumsfraction hält die in ihrem bisherigen 
Programme enthaltenen Grundsätze fest. 

Die Mitglieder derselben suchen dieser ihrer Auf- 
gabe auf dem Wege freier Verständigung zu ent- 
sprechen, und soll die Freiheit des Einzelnen in Be- 
zug auf seine Abstimmung keine Beeinträchtigung 
erleiden. 

Dieselben verpflichten sich vorläufig zu folgenden 
Satzungen : 

Kin Vorstand von 1 2 Mitgliedern, einem Schrift- 
führer und dessen Stellvertreter und einem Schatz- 
meister leitet die Angelegenheiten der Fraction. 
Derselbe wird mit Stimmenmehrheit gewählt. 

In Betreff aller Personenfragen findet, sofern 
ein Mitglied solches verlangt, geheime Abstimmung 
statt. 

§ 3- 
Selbstständige Anträge oder Interpellationen 

dürfen von den Mitgliedern der Fraction nicht ohne 

vorherige Mittheilung an die Fraction gestellt oder 

unterschrieben werden. 

§4- 
Die Mitglieder entrichten an den Schatzmeister 

einen monatlichen Beitrag von drei bis fünf. Mark 

zur Bestreitung der gemeinsamen Ausgaben. Am 

Schlüsse der Session wird Rechnung gelegt und 

über Verwendung etwaiger üebeischüsse Beschluss 

gefasst. 
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Zu diesen Satzungen ist zu bemerken, dass die Zahl der 
Vorstandsmitglieder und der Schriftführer mehrfach ge- 
wechselt hat. Der Vorstand hatte regelmässig an seiner 
Spitze einen Vorsitzenden und einen oder mehrere Stell- 
vertreter des Vorsitzenden, welche zugleich Vorsitzender und 
stellvertretende Vorsitzende der Fraction waren. 



Satzungen 

der 

Centrumsfraction des Deutschen Reichstages. 

Die Centrumsfraction hält die in ihrem bisherigen 
Programme enthaltenen Grundsätze fest. 

Die Mitglieder derselben suchen dieser ihrer Auf- 
gabe auf dem Wege freier Verständigung zu ent- 
sprechen, und soll die Freiheit des Einzelnen in Be- 
zug auf seine Abstimmung keine Beeinträchtigung 
erleiden. 

Dieselben verpilichten sich vorläufig zu folgenden 
Satzungen : 

§ 1. 
l'jn X'orstand von 12 Mitgliedern, einem Schrift- 
führer und dessen Stellvertreter und einem Schatz- 
meister leitet die Angelegenheiten der Fraction. 
Derselbe wird mit Stimmenmehrheit gewählt. 

In Betreif aller Fersonentragcn findet, sofern 
ein Mitglied solches verlangt, geheime Abstimmung 
statt. 

§ 3. 
Selbstständige Anträge oder Interpellationen 

dürfen von den Mitgliedern der Fraction nicht ohne 

vorherige Mittheilung an die Fraction, oder wenn 

dies nicht thunlich, an den Vorstand, gestellt oder 

unterschrieben werden. 
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§4- 

Die Mitglieder entrichten an den SchatzmeivSter 
einen monatlichen Beitrag von drei bis fünf Mark 
zur Bestreitung der gemeinsamen Ausgaben. Am 
Schlüsse der Session wird Rechnung gelegt und 
über Verwendung etwaiger Ueberschüsse Beschluss 
.irefasst. 
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Zu diesen Satzungen ist ebenfalls zu bemerken, dass die 
Zahl der Vorstandsmiti;lieder und Schriftführer mehrfach 
j^ewechselt hat. Der Vorstand hatte regelmässig an seiner 
Spitze einen Vorsitzenden und einen oder mehrere Stell- 
vertreter des Vorsitzenden, welche zugleich Vorsitzender und 
stellvertretende \'orsitzende der Fraction waren. 

Der Unterschied dieser Satzungen von denen der Fraction 
des preussischen Abgeordnetenhauses besteht lediglich in dem 
Zusatz in § 3 : „oder wenn dies nicht thunlich, an den Vor- 
stand". 
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lieber die Programme der Fractionen. 

Die ofliciellcn Programme beider Centrums- 
fractionen, wie sie oben mitgetheilt wurden, sind nur 
kurz und einfach. 

Das Programm der Fraction des preuss. 
Abgeordnetenhauses stellt dieser nur die „be- 
sondere" Aufgabe, ,.für Aufrechterhaltung und orga- 
nische Fortbildung verfassungsmässigen Rechtes im 
Allgemeinen, und insbesondere für die Freiheit und 
Selbständigkeit der Kirche und ihier Institutionen 
einzutreten*'. Damit war ausgesprochen, dass die 
allgemeinen Aufgaben der Fraction dieselben sein 
sollten, welche nach der Verfassung jedem einzelnen 
Abgeordneten obliegen. 

Das Programm der Fraction des Reichstages 
verlangt auf verfassungspolitischem Gebiete die 
Wahrung des zu Recht bestehenden Grundcharakters 
des Reiches als eines Bundesstaates; auf religiösem 
Gebiete die Vertheidigung der Freiheit, der Selbst- 
ständigkeit und der Einrichtungen der katholischen 
Kirche sowie aller anerkannten Religions- Gesell- 
schaften, auf wirthschaftlichem Gebiete die Förderung 
des Wohles aller X'olksclassen. 

Beide Programme stellen somit die Aufrecht- 
erhaltung des bestehenden Verfassungsrechtes in 
Preussen und im Reich an die Spitze. Dem ent- 
sprach es, dass in der ersten Zeit die Fraction des 
preussischen Abgeordnetenhauses den Xebennamen 
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„Verfassungspartei'' führte. Sie nannte sich mit 
ihrem vollen Namen: «Fraction des Centrums (Ver- 
fassungspartei). •• 

Darüber hinaus geben beide Programme nur 
wenige leitende Gesichtspunkte. Bei dieser Be- 
schränkung der grundlegenden Forderungen haben die 
beiden Fractionen sich stets wohl befunden, und der 
Mangel eines ausführlichen Programms ist innerhalb 
der Fractionen niemals empfunden worden. Denn 
weit entfernt, der Politik des Centrums Schwierig- 
keiten zu bereiten, hat dieser Mangel gerade die 
Praxis der Politik der PYartion freigelassen, sodass 
diese sich einheitlich und folgerecht entwickeln, 
konnte. Aus den wenigen, aber kerngesunden 
Wurzeln der Programme heraus hat sich eine reiche 
Thätigkeit der Centrumsfractionen entwickelt, die 
an innerer Einheit und Folgerichtigkeit von der 
Thätigkeit keiner anderen Partei in Deutschland er- 
reicht worden ist und erreicht wird. Indem aus 
jenen Grundsätzen auf dem Boden einer alle Mit- 
glieder des Centrums gleichmässig beseelenden festen 
christlichen Weltanschauung bei den so rasch sich 
ändernden politischen und wirthschaftlichen Verhält- 
nissen unserer Tage die Mittel zur Befriedigung der 
jeweiligen staatlichen Bedürfnisse von Fall zu F'all 
entwickelt wurden, hat sich innerhalb der Centrums- 
partei in weitem Umfange eine gleich massige 
politische Anschauung über die meisten und 
wichtigsten Tagesfragen und eine feste politische 
Praxis ausgebildet, welche sich in der Vergangenheit 
vollauf bewährt hat und deshalb für die Zukunft 
ihren Weith behält. 

Denn das Centrum ist, im Gegensatz zu der 
Bezeichnung der früheren „katholischen Fraction*' des 
preussischen Abgeordnetenhauses, eine politische 
Fraction, welche als solche nicht nur zu allen con- 
fessionellen FYagen, sondern auch zu allen politischen 
Fragen, einschliesslich der wirthschaftlichen, ohne 
Ausnahme Stellung zu nehmen hat. 
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Beide Fractioncn sind bis heute wahre Ver- 
fassungsparteien geblieben, insofern sie fest auf 
dem Boden der Verfassungen stehen, wie sie zur Zeit 
ihres Entstehens zu Recht bestanden, und insbesondere 
die Fraction des preussischen Abgeordnetenhauses, 
insofern sie die Wiederherstellung der seitdem aus 
der preussischen Verfassung entfernten Artikel fordert. 
Als solche stehen sie fest und überzeugungsvoll auf 
monarchischem Boden, indem sie im Reiche den 
verbündeten Fürsten und dem Kaiser, in Preussen 
dem König zu geben gesonnen sind, was der ver- 
bündeten Fürsten, des Kaisers oder Königs ist, wenn 
sie dabei selbstredend auch nie aus dem xVuge lassen, 
Gott zu geben, was Gottes ist. Selbst in den Tagen 
des heissesten Culturkampfes, als sie alle erlaubten 
Mittel zur Vertheidigung der Rechtsstellung der 
katholischen Kirche und des katholischen Volkstheiles 
aufzubieten gezwungen waren, sind sie um keines 
Haares Breite abgewichen vom Boden der strengsten 
Gesetzlichkeit. Gerade dieser unbedingten rückhalt- 
losen Loyalität dürfen sie einen grossen Theil an dem 
Erfolge ' zuschreiben, den sie mit Gottes Hülfe im 
Culturkampf davongetragen haben. Wie sie die 
Rechte des Königs in Preussen, und der verbündeten 
Fürsten im Reich stets geachtet haben, so haben sie 
auch die Rechte des Volkes, welche diesem verfassungs- 
mässig zustehen, kraftvoll vertheidigt und das gesunde 
Gleichgewicht der Kräfte, wie es durch die verfassungs- 
mässige Vertheilung der rechtlichen Befugnisse auf 
die verschiedenen Factoren der Gesetzgebung im 
Reich und in Preussen hergestellt ist, aufrechtzuerhalten 
gesucht. Beide Fractionen haben in gleicher Weise 
ifestgehalten an dem bundesstaatlichen Grundcharakter 
des Reiches und allen unberechtigten l'niticirungs- 
bestrebungen unentwegten Widerstand entgegengesetzt. 

Das Centrum war stets weit davon entfernt, eine 
einseitig ..confessionelle", eine ..nur von kirchlichen 
Interessen geleitete" Partei zu sein. Seine Programme 
verwehren keinem christlich denkenden Alitgliede 
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einer andern Confession den Beitritt, und es ist in 
der That eine interconfessionelle Partei. Stets 
haben die Fractionen gleichji^esinnte Protestanten niit 
offenen Armen aufj^enommen , und hervorragende 
Evangelische, wie die verstorbenen Herren v. Gerlach 
und Dr. Brüel, haben zu ihren angesehensten Führern 
gehört. Noch heute rechnet die Fraction des Reichs- 
tages CS sich zur Fhre an, Flvangelische (aus Hannover; 
als Hospitanten zu ihrem Kreise zu zählen. Die ver- 
fassungsmässige Rechtsstellung und die berechtigten 
Interessen der andern anerkannten Religionsgemein- 
schaft sind vom Centrum auf dem Boden einer ehrlichen 
Parität in derselben Weise vertreten worden, wie die 
Rechtsstellung und die Interessen der katholischen 
Kirche in Preussen und im Reich, indem für diese 
nur gefordert wurde, was man bereit war, jener zu 
gewähren. Niemals ist gegen das Centrum der Vor- 
wurf erhoben worden, dass es den Rechten des 
evangelischen Volkstheiles zu nahe trete. Mit den 
gläubigen Protestanten ist dem Centrum stets ein 
weiter grundsätzlicher Boden gemeinsam gewesen: 
der Kampf gegen Tnglauben und Glaubenslosigkeit, 
gegen religiösen Indifferentismus und gegen grundsatz- 
lose Religionsmengerci. lis ist stets bedauert worden, 
dass gläubige Protestanten, welche politisch auf dem 
Boden des Centrums stehen, nicht in grösserer Zahl 
zum luntritt in die Fractionen sich entschlossen haben. 
Das Centrum war und ist eine wahrhafte Volks- 
partei im christlichen vSinne und hat als solche 
stets Mitglieder aller Stände umfasst. Demgemäss 
hat es auch die politischen und wirthschaftlichen 
Interessen aller Stände stets zum Gegenstand seiner 
besonderen Fürsorge gemacht. Gerade indem das 
Centrum allen Ständen ohne Ausnahme seine Fürsorge 
zuwandte, hat es sich als grosse, einheitliche Partei 
behaupten können. Indem es seine Grundsätze bei 
allen politischen und wirthschaftlichen Gegenständen 
in einer den wohlverstandenen Interessen aller Stände 
entsprechenden Weise zur Anwendung und oft zur 
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Geltung brachte, hat es seine jetzige Stellung und seinen 
Kinlluss erlangt, der im Culturkampf die Freiheit der 
katholischen Kirche in Deutschland gerettet hat, und 
der hoif entlich auch in Zukunft dieselbe verbürgt. 

Da innerhalb der parlamentarischen Centrums- 
fractionen ein Abstimmungszwang, eine unbedingte 
Unterordnung des einzelnen Abgeordneten unter die 
Fractionsbeschlüsse ebensowenig wie bei den meisten 
andern politischen Fractionen besteht, vielmehr die 
Satzungen jedem Mitgliede die volle Freiheit der 
Abstimmung wahren, so hat diese gleichmässige An- 
schauung und diese politische Praxis wesentlich durch 
den freien Austausch der Meinungen innerhalb 
des Fractionsverbandes unter sorgfältiger Beachtung 
der im Volke lebenden Ansichten und Wünsche, wie 
sie insbesondere auch in der Presse zum Ausdruck 
kommen, sich bilden müssen. Sie stellt in vielen 
Angelegenheiten eine Mittellinie zwischen ver- 
schiedenen auseinandergehenden Meinungen inner- 
halb der Partei dar. Im Allgemeinen giebt sie gerade 
dadurch, dass sie nicht der Ausdruck eines einseitigen 
politischen Systems ist, sondern aus den Bedürfnissen 
und Anschauungen der verschiedenen Stände, Berufs- 
und Lebenskreise in natürlicher, geschichtlicher Fnt- 
wickelung sich entwickelt hat und als solche allen 
politischen Anforderungen unserer Zeit entgegen- 
kommt, eine Gewähr, dass die Anschauungen der- 
selben reitlich durchgedacht und abgeklärt und der 
gesunde Ausdruck einer christlichen Staatskunst 
deutscher Art sind. 

[e mehr das Bedürfniss und die Strömung 
unserer Zeit zu energischem Kingreifen in unsere 
volkswirthschaftlichcn Verhältnisse drängt, um 
den mittlem und kleinen Bürger- und Bauernstand 
nicht erliegen zu lassen unter dem Druck des immer 
mehr sich ausdehnenden Giosscapitalismus und Gross- 
industrialismus, um so mehr bedarf es gesunder 
(irundsätze, welche auch bei dieser Thätigkeit 
leitend sein müssen, wenn sie zum (juten gerathen 
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soll. Diese (irundsätze findet man durchaus in der 
erwähnten Centrumsanschauunj^ und C.'cntrumspraxis. 

L'eberall wird man in dieser Praxis die feste 
religiöse Grundanschauung erkennen, welche die 
christliche Glaubens- und ^Sittenlehre als unbedingte 
Schranke nicht nur für das häusliche Leben der 
l'linzelnen, sondern auch für das öifentliche Leben 
der \'ölker festhält, und die Freiheit der Kirche so- 
wohl als ein natürliches Recht derselben und eine 
unantastbare Mitgift ihres göttlichen Stifters, wie 
auch als die grösste Wohlthat für eine gesunde Ent- 
wickelung unseres \'olkslebons betrachtet. 

l'eberall wird man in ihr auch einen weit- 
sichtigen und selbstlosen Geist socialer Anschauung 
im Lichte des C'hristenthums finden, welcher aus 
der Thatsache, dass Christus der Herr seine Kirche 
für alle wStände gestiftet hat. für das öffentliche Leben 
die Forderung herleitet, dass die Politik einer christ- 
lichen Partei nicht die Politik eines einzelnen Standes. 
einer einzelnen (Masse oder Schicht der Gesellschaft 
sein darf, sondern dass sie die Interessen aller Stände 
gleichmässig in Betracht ziehen und, wo die Inter- 
essen verschiedener Stände sich entgegenstehen, 
suchen muss. dieselben in ausgleichender Gerechtig- 
keit zu versöhnen und zu vereinigen, l'ebertriebenen 
Anforderungen, unausführbaren Plänen, phantastischen 
Ideen fern zu bleiben, ist ihr dabei nicht schwer 
geworden, weil solche regelmässig nur entstehen ciuf 
dem Boden einer einseitigen Vertretung der Inter- 
essen eines einzelnen Standes, sich aber meist rasch 
zurecht rücken, sobald ein Zwang besteht, sie im 
Vergleich mit den Rechten und Ansprüchen anderer 
Stände und im Rahmen der allgemeinen Staats- 
intercssen zu beurtheilen. lune natürliche Frucht 
dieses socialen (jcistes ist das unausgesetzte Bestreben, 
der Lage derjenigen Stände eine besondeie Fürsorge 
zuzuwenden, welche jeweils unter einer besonderen 
Nothlage zu leiden haben, und nach Kräften zur 
Hebung derjenigen Classen des \'olkes beizutragen, 
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welche sich in einer social minder günstigen Stellung 
befinden. 

Ueberall wird man endlich einen besonnenen 
Geist ruhiger Arbeit sehen. Das Centrum ist eine 
parlamentarische Actions- und Reformpartei, 
weil unsere Zeit eben festes Zugreifen in der gesetz- 
geberischen Thätigkeit und vielfache Reformen ge- 
bieterisch fordert. Die Achtung vor Recht und 
Autorität, welche für christliche Politiker aus 
ihrem religiösen Glauben folgt, die Achtung auch 
vor der geschichtlichen Ent Wickelung, welche 
für conservative Denker die Avichtigste Lehre der 
Weltgeschichte ist, endlich die opferwillige Bereit- 
schaft, der Noth der einzelnen Stände entgegen zu 
kommen, haben dabei gleichmässig mitgewirkt. 

Ein freiheitlicher Zug geht dabei durch 
seine ganze Politik. Die Kirche und die christlichen 
Bestrebungen fahren am besten in einer gesunden 
Luft vernünftiger Freiheit des Volkslebens. Nicht 
minder ist in den socialen Kämpfen der Gegenwart 
engherziger staatlicher Zwang ein llemmniss für die 
Verbreitung der staatserhaltenden Gesinnung, während 
er den Lm^turzparteicn die wirksamsten Agitations- 
mittel bietet. Lässt man die christlichen Kräfte des 
Volkslebens frei, so werden sie der atheistisch- 
revolutionären Strömungen Herr werden, wenn nur 
der Staat nicht, weder direct noch indirect, jene 
hindert und diese fördert. 

In diesem Geiste hat das Centrum den Cultur- 
kampf durchgefochten: es war der vornehmste 
Träger der bisherigen Socialpolitik zur Hebung der 
Lage der arbeitenden Classen, welche es zuerst ver- 
langt und am nachhaltigsten gefördert hat: in diesem 
Geiste hat es sich der Schwierigkeiten des land- 
wirthschaftlichen Standes und der gewerblichen Mittel- 
stände mit besonderem Eifer angenommen. In dem- 
selben Geiste wird es auch berufen sein, in die uns 
noch bevorstehenden Kämpfe einzugreifen. 

Die Aufgabe des Centrums ist mit dei Wendung 
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des Cullurkampfes, in welchem die alten Waffen der 
Gegner stumpf geworden sind, keineswegs erschö])ft. 
Fortan gilt es, dem katholischen Volkstheile und dem 
ganzen deutschen V^)lkc die Früchte dieses Kampfes 
zu sichern. Es gilt, das, was an kirchlicher Freiheit 
und Selbständigkeit geblieben, zu wahren und zu 
vertheidigcn und die Reste der Culturkampf-Gesetz- 
gebung zu beseitigen; es gilt, die volle Gleich- 
berechtigung der (Konfessionen auch im thatsächlichen 
Staatslebcn durchzusetzen: es gilt, die verfassungs- 
mässigen Rechte und Freiheiten des Volkes bei gleich- 
massiger Achtung der verfassungsmässigen Rechte 
der öffentlichen (lewalten und der Krone wirksam 
zu behaupten; es gilt endlich, die auf christlicher 
Grundlage aufgebaute Socialreform zum Schutze der 
Schwachen, zur Erhaltung eines gesunden Mittel- 
standes in Landwirthschaft und Gewerbe mit Be- 
sonnenheit und Ausdauer weiter zu führen. Sollen 
diese Aufgaben gel(")st werden, so bedarf es eines festen 
Zusammenhaltens des Centrums in allen seinen 
Theilen. 
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lieber die Satzungen der Fractionen. 

Die Satzungen der beiden Fractionen des Reichs- 
tages und des preussischen Abgeordnetenhauses sind 
bis auf eine unwesentliche Verschiedenheit gleich- 
lautend. 

Sie lehnen zunächst den sogen. Fractions- 
zwang ab, weil dieser der verfassungsmässigen 
Pflicht des einzelnen Abgeordneten widersprechen 
würde. ?<ach der preussischen X'erfassung Art. 83 
wie nach der Reichsverfassung Art. 29 sind die Ab- 
geordneten \'ertreter des ganzen Volkes und nicht 
nur ihres Wahlkreises; sie stimmen nach ihrer freien 
IJeberzeugung und sind an Aufträge und Instructionen 
nicht gebunden. Aber auch trotz des unbedingten 
Festhaltens an der Freiheit des Einzelnen in Bezug 
auf seine Abstimmungen hat der Weg der freien 
Verständigung innerhalb der Fractionen, 
in Verbindung mit dem allgemeinen Gefühl der 
Nothwendigkeit eines festen Zusammenhaltens genügt, 
um eine einheitliche folgerichtige Politik unter der 
Führung der angeschensten Mitglieder der Fractionen 
zu ermöglichen und die hier wie in allem politischen 
Leben selbstredend unentbehrliche D is c i p 1 i n auf- 
recht zu erhalten. 

Die wSatzungen sehen sodann für alle Berathungen 
den Weg der freien \'erstän digung ausdrücklich 
vor. Daraus folgt die entscheidende Bedeutung der 
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Fractionssitzungen für alle Mitglieder der Fraction, 
und die natürliche Ptlicht eines jeden von ihnen, den 
Fractionsitzungen beizuwohnen. Die in den Fractions- 
sitzungen gegebenen Aufklärungen sind oft von durch- 
schlagendem Einiluss, sodass- eine sachgemässe 
Stellungnahme bei der Abstimmung im Plenum, ohne 
den Fractionssitzungen beigewohnt zu haben, meist 
kaum möglich ist. In weitaus den meisten Fällen 
haben eingehende Fractionsbcrathungen bisher mit 
gutem I{rfolg dahin geführt, eine einheitliche Stellung- 
nahme der Fraction zy ermöglichen. 

Immerhin kommen Fälle vor, wo die FYaction 
sich nicht einigt, sondern die Meinungen getheilt 
bleiben und demgemäss auch die Abstimmung im 
Plenum nach verschiedenen Richtungen geht. Wenn 
auch zuweilen unvermeidlich, so sind solche Fälle 
doch für die gnjssen Aufgaben der Partei immer 
unerfreulich. Es ist stets einer der vornehmsten 
Gesichtspunkte der Fractionssitzungen gewesen, solche 
Fälle auf eine möglichst geringe Anzahl zu be- 
schränken. Bei eingehender sachlicher Berathung 
unter steter Berücksichtigung der wesentlichen Be- 
deutung der Fractionen und unter ehrlicher Bethätigung 
einer collegialisch-versöhnlichen Gesinnung ist" eine 
Einigung auch oft gelungen, wo sie anfangs aussichts- 
los erschien. Gefördert wurde sie in allen Fällen 
durch die gemeinsame Erkenntniss, dass ein häufigeres 
Auseinandergehen, sodass die verschiedenen Theile der 
Fractionen für die Entscheidung sich gegenseitig auf- 
heben, die ganze politische Bedeutung der Fractionen 
untergraben und die Geltendmachung ihrer Grund- 
sätze aufs höchste schädigen würde. Wo trotzdem 
solche Fälle vorkamen, sind sie bei den Parteifreunden 
im Lande regelmässig einem besonderen Bedauern 
begegnet. 

In solchen Fällen legt der Fractionsverband 
den Anhängern der auseinandergehenden Meinungen 
gewisse natürliche Pflichten auf, um das Ansehen 
der Fraction nicht zu untergraben, um eine ein- 



— 2» 



heitliche Politik für alle anderen Fälle nicht zu 
schädigen. Es ist selbstverständlich, dass wenn die 
Fraction gespalten bleibt, die Kritik der ^egen- 
theiligen Ansicht im Plenum mit einer gewissen Vor- 
sicht und Zurückhaltung geschehen und namentlich 
eines für die andere Anschauung verletzenden Tones 
nach Möglichkeit sich enthalten soll. In solchen 
Fällen haben oft beide Theile sich geeinigt, beider- 
seits nur kurze Erklärungen über ihre Stellungnahme 
im Plenum abzugeben. Wenn die Fraction in einer 
Frage gespalten ist, soll ein Antrag auf namentliche 
Abstimmung im Plenum von Mitgliedern der Fraction 
weder gestellt noch unterstützt werden, weil ein 
solcher Antrag regelmässig ein Kampfmittel ist, 
welches einer verletzenden Spitze gegenüber der 
Gegenseite nicht entbehrt. 

Nach der formellen Seite hin schreiben die 
vSatzungen nur vor, dass selbständige Anträge oder 
Interjjellationen nicht ohne vorherige Mittheilung an 
die Fraction oder, in der Fraction des Reichstages, 
an den Vorstand, gestellt oder unterschrieben werden 
dürfen. Der Zweck dieser Bestimmung ist so klar 
wie ihr Inhalt selbstverständlich. Sie enthält einen 
allgemeinen Grundsatz, der als solcher unabweisbare 
Folgerungen zieht. Auch hier hat sich aus dieser 
kerngesunden Wurzel heraus eine consequente Praxis 
entwickelt, welche, gewissermassen als Gewohnheits- 
recht, in beiden Fractionen stets anerkannt worden ist. 

Wenn es in den Satzungen heisst, dass ..selbst- 
ständige Antiäge" nicht ohne vorherige Mittheilung 
an die Fraction gestellt oder unterschrieben werden 
sollen, so hat die Praxis sofort diesen Grundsatz auch 
auf alle wichtigeren Amendements, wie sie bei den 
zweiten und dritten Lesungen gestellt werden, aus- 
gedehnt, weil ja wichtige Amendements oft von er- 
heblich grösserer Tragweite sein kcinnen wie selbst- 
ständige Anträge. Soweit irgend möglich, pflegen 
daher auch nicht nur selbständige Anträge, sondern 
auch wichtigere Amendements anderer Parteien vor- 



- 29 



her in den Fractionssitzungen des Centrums be- 
sprochen zu werden, um wenn möglich eine ein- 
heitliche Stellungnahme aller Fractionsmitglieder zu 
ihnen herbeizuführen. 

Ebenso ist es nui eine Folgerung aus jener Be- 
stimmung der Satzungen, djiss kein Mitglied der 
r'ractionen für Aufrufe oder Fürklärungen anderer 
Parteien, welche nicht für das Parlament, sondern 
für die Oeffentlichkeit bestimmt sind, seine Unter- 
schrift giebt, bevor die Sache in der Fraction be- 
sprochen worden ist, und ferner, dass kein Mitglied 
einer innerhalb des Parlaments zu bildenden freien 
Vereinigung beitritt, ohne vorher der Fraction Ge- 
legenheit zu geben , eine einheitliche Stellung- 
nahme der ganzen Fraction zur Sache zu berathen. 

Bei Geschäftsordnungsanträgen anderer Parteien, 
die im Plenum gestellt werden, ist eine vorherige 
Berathung innerhalb der Fraction regelmässig durch 
die Xatur der Sache ausgeschlossen. Ks hat sich 
darum die Lebung gebildet, dass solche Anträge, 
wie Anträge auf Vertagung der Sitzung, auf Schluss 
der Debatte, auf namentliche Abstimmung, auf eine 
bestimmte Einrichtung der Abstimmung, auf Ueber- 
gang zur Tagesordnung, auf motivirten Uebergang 
zur Tagesordnung u. s. w. von Mitgliedern der 
Fractifm nur mit Zustimmung des \'orsitzenden der 
Fraction gestellt werden sollen, und dass, wenn sie 
von anderer Seite gestellt werden, sie von den Mit- 
gliedern der Fraction nur untei'stützt werden, wenn 
der Vorsitzende sie unterstützt. 

Für die rechtzeitige Berathung aller Gesetzes- 
vorlagen innerhalb der Fraction sollen zunächst die- 
jenigen Mitglieder sorgen, welche von der Fraction 
in die zur Vorberathung eingesetzte Commission ent- 
sandt worden sind. Sie erstatten über die Gesammt- 
lage der Sache und die bisherigen Verhandlungen 
der Fraction ihren Bericht. Bei den Abstimmungen 
im Plenum pflegen diejenigen Mitglieder, welche in 
der einen oder andern Sache wegen IJeberhäufung 
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mit andern Geschäften eine selbständige Ansicht über 
alle Einzelheiten sich nicht haben bilden können, 
der Meinung derjenigen Mitglieder zu folgen, welche 
Mitglieder der Commission waren und dort die Sache 
in allen ihren I^inzelheiten gründlich geprüft haben. 

Die freie \'erständigung, welche innerhalb der 
Fraction angestrebt wird, ist ebenso nöthig im Ver- 
kehr des einzelnen Abgeordneten mit seinen Wählern. 
Darum ist es die Aufgabe eines jeden Abgeordneten, 
das Bindeglied zwischen der Fraction und den 
Wählern zu sein. Er soll ihnen regelmässig Bericht 
erstatten über die Massnahmen der Fraction und die 
Fraction unterrichten über die Anschauungen und 
Wünsche seiner Wähler. Sodann soll er auch nach 
besten Kräften bemüht sein für die Aufrechterhaltung 
einer festen Organisation der Centrumspartei in seinem 
Wahlkreise. 

Von besonderer Wichtigkeit ist grösste Vorsicht 
bei allen Mittheilungen aus den Fractionsberathungen 
an Nichtmitglieder der Fraction. An die Mitarbeiter 
der gegnerischen Presse sollen niemals Mittheilungen 
gemacht werden, an zuverlässige Mitarbeiter der be- 
freundeten Presse nur mit aller aus der Sache selbst 
sich ergebenden Discretion. Es ist selbstverständlich, 
dass wenn für gewisse Mittheilungen in den Fractions- 
sitzungen unbedingte Discietion zur Bedingung ge- 
macht ist, oder der Vorsitzende die unbedingte 
Discretion für den gesammten Inhalt einer Berathung 
ausdrücklich als nothwendig bezeichnet hat, über 
solche Punkte eine vollständige Verschwiegenheit nach 
allen Seiten hin unverbrüchlicher Pflicht aller Mit- 
glieder ist. 
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Die Wahlaufrufe der Centrumsfraction 
des Deutschen Reichstages. 

Wahlaufruf 1873. 

Berlin, den 24. Juni 1873. 

Die Berufung und Erötfnung des ersten deutschen 
Reichstages im Frühjahr 1871 vereinigte uns alsbald 
in der Fraction des Centrums. Unsere Fahne trug die 
Devise: Justitia fundamentum regnorum — Gerechtig- 
keit begründet die Dauer der Reiche. Als Leitsterne 
unseres Handelns bezeichneten wir: 

1. Die Bewahrung des verfassungsmässigen Grund- 
charakters des Reiches als eines Bundesstaates — 
nur in dem Nothw endigen die Einheit, in 
allem IJebrigen die freie Selbstbestimmung der 
Finzelstaaten des Reiches. 

2. Die Fru'derung des moralischen und materiellen 
Wohles all er X'olksclassen , die Gewinnung 
verfassungsmässiger Garantien für die bürger- 
liche und religiöse P'reiheit aller Angehörigen 
des Reiches, und insbesondere die Vertheidigung 
des Rechtes der Religions- Gesellschaften gegen 
Fjngriifc der Gesetzgebung. 
In dem Augenblicke, wo die voraussichtlich letzte 

Session dieses Reichstages ihrem Schlüsse naht, richten 
wir an unsere Wähler und alle Wahlberechtigten des 
Reiches die Bitte, an der Hand ihrer bisherigen lü'- 
fahrungcn die Berechtigung der von uns aufgestellten 
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politischen Grundsätze zu prüfen, um darüber zu 
richten, ob wir in den Handlungen und Kämpfen des 
parlamentarischen T.ebens unsern Grundsätzen und 
unsern Wählern die Treue bewahrt haben. 

Den Anlass zu solchem Ausspruch \verden die 
Neuwahlen bieten. Möge dann ein streng prüfender 
Rückblick in die Vergangenheit als Wegweiser dienen 
zur Gestaltung der Zukunft. Mögen die Wähler, 
bevor sie zur Urne schreiten, sich darüber (jcwiss- 
heit verschatfen, welcher Partei ein Kandidat bei- 
treten will, und ob derselbe für bürgerliche und 
kirchliche Freiheit, für den wahren und echten Fort- 
schritt auf christlicher Grundlage, für die Beschränkung 
der öffentlichen Lasten — der persönlichen wie der 
materiellen — auf das unabweisbar erforderliche Maass 
mit voller Kraft einstehen wird. 

Möge kein zur Wahl Berechtigter von derselben 
fern bleiben. Es gilt die höchsten Güter der mensch- 
lichen Gesellschalt, es gilt Pflichterfüllung gegen Gott 
und Menschen. 

In den einzelnen Staaten und Provinzen werden 
sich Wahlcomitcs bilden, welche jede gewünschte 
Auskunft und Anleitung zu geben bereit sein werden. 

Die Centrumsfraction des Reichstages. 

A. A.: Frhr. v. A retin. F^ranz Graf Ballestrem. 

Cajetan Graf Bis sin gen. von Mallinckrod t. 

Dr. M a y e r ( Donau w{)rth ). R c i c h e n s p e r g e r. 

V. Savigny. Dr. Windthorst. 



Wahlaufruf für 1877. 

Die Neuwahlen für den deutschen Reichstag sind 
auf den lo. Januar 1877 ausgeschrieben. 

Sie sind von der tiefgreifendsten Bedeutung, wie 
der Rückblick auf die veitlossenen Jahre zeigt. 

Während in einem grossen Theile des deutschen 
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Vaterlandes, nicht ohne Zuthun der Reichs^cselzgcbunjx 
die Kirche sowohl in ihrem Wesen als auch in ihren 
Werken der Nächstenliebe tief ^eschädip:t. der innere 
Friede — die Bedingung der Kraft und des Ansehens 
der Nation — gestört wird, ist auch der bürgerliche 
Wohlstand tief gesunken. In Folge einer falschen 
Wirthschaftspolitik und deren Gesetzgebung liegen 
Handel und Gewerbe danieder, und ist das nationale 
und Privatvermögen unheilvollen Schwankungen aus- 
gesetzt. Füi die Fntwickelung der bürgerlichen 
Freiheit und insbesondere bezüglich dei Presse und 
des X'ereinsrechtes ist nicht Genügendes geschehen, 
während die vielfachen Beeinträchtigungen derselben 
wahrlich ernst genug Abhülfe fordern. 

Der falsche Liberalismus erhebt immer kühner 
sein Haupt und droht insbesondeie den Grundcharakter 
des Reiches als eines Bundesstaates nach und nach 
zu untergraben. 

Diesen Bestrebungen ist die Centrumsfraction, 
getreu ihrem Programm, stets mit aller Entschieden- 
heit entgegengetreten, und hat keine Gelegenheit ver- 
säumt, die Rechte des Volkes zu vertreten, dessen 
berechtigte Forderungen zum Ausdruck zu bringen. 

Konnte sie einer überwiegenden Mehrheit gegen- 
über damit nicht durchdringen, so hat sie doch viel- 
leicht wSchlimmeres zu verhindern vermocht, indem 
sie wenigstens jeder Verschleierung freiheitsfeind- 
licher Bestrebungen mit unnachsichtlicher Kritik 
entgegentrat. 

Wir überlassen das l'rtheil über unser Verhalten 
unsern Wählern. 

Angesichts der Neuwahlen liegt uns aber die 
Ptlicht ob, einige der wesentlichsten Grundsätze zu 
bezeichnen, welche für unser Verhalten maass- 
gebend sind. 

Vor Allem müssen wir die Beseitigung derjenigen 
Reichsgesetze verlangen, welche Freiheit und Recht 
der Kirche beeinträchtigen und das in der Ver- 
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fassung garantirte Hei mathsrecht der Reichsbürger 
verletzen. 

Die Bewahrung des verfassungsmässigen Grund- 
charakters des Reiches als eines Bundesstaates be- 
dingt nur im Nothwendigen die Einheit, in allem 
Uebrigen aber die freie Selbstbestimmung der Kinzel- 
staaten. Bestrebungen, diese verbürgten Rechte zu 
verkürzen, müssen mit Entschiedenheit bekämpft 
werden. 

Es ist daher dem auch financiell und wirth- 
schaftlich nachtheiligen Plane der Erwerbung der 
Eisenbahnen durch das Reich entgegenzutreten, 
wohl aber eine bessere Regelung des Betriebes 
der Eisenbahnen und der Tarifirung herbei- 
zuführen. 

Das dauernde Daniederliegen der wirthschaft- 
lichen Kräfte fordert dringend eine Beschränkung 
der Reichsausgaben, welche vor Allem beim 
Heerwesen durch angemessene \'erkürzung der Dienst- 
zeit und N'erminderung der Präsenzstärke im Frieden 
zu bewirken ist. 

Eine Reform der wirthschaftlichen 
(Gesetzgebung, soweit solche zur Kompetenz des 
Reiches gehört, ist dann aber um so noth wendiger, 
als an eine Besserung der wirthschaftlichen Lage 
nicht eher zu denken ist. bis vorab dem vSchwindel 
und der Ausbeutung Schranken gesetzt und dem 
Mittelst andedie Bedingungen gesunder Entwickelung 
zurückgegeben sind. 

Nicht minder muss bei der schwer bedrückten 
Lage der verschiedenen Classen des Arbeiter- 
standes Freiheit für alle den gesetzlichen Boden 
nicht verlassenden Bestrebungen zur Lösung der 
socialen Aufgaben gesichert werden. Sind einerseits 
die Grundsätze zu bekämpfen, welche das Eigenthum 
und die sociale Ordnung bedrohen, so müssen ander- 
seits die berechtigten Forderungen des Arbeiterstandes 
unterstützt, deren Regelung durch ein Gesetz ül)er 
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die Rechte der Arbeiter erstrebt und mit dem all- 
gemeinen Wohl in Einklang gebracht werden. 

Dies unsere (Grundsätze, getreu dem alten Spruch : 
„Gerechtigkeit ist die Grundlage der Reiche/ 

Wir richten an unsere Wähler die Bitte, an der 
Hand der Erfahrung diese Grundsätze zu prüfen und 
ihr Unheil durch die Wahlen auszusprechen. 

Möge kein zur Wahl Berechtigter — unter irgend 
welchem Vorwande — von derselben fem bleiben. 
l{s gilt die höchsten Güter der menschlichen Gesell- 
schaft; es handelt sich um die Erfüllung unserer Pflicht 
gegen Gott und Vaterland! 

Darum allseitige und ausdauernde Thätigkeit: 
bei den Wählern, dass sie die Mühe der Wahl 
nicht scheuen: bei den Gewählten, dass sie das 
Opfer auf sich nehmen, in den Reichstag einzutreten 
und auf ihrem Posten auszuharren. 

Thun wir Alle unsere Schuldigkeit voll und ganz ! 
Mit Gott für Wahrheit, Recht und Freiheit! 

Berlin, im December 1876. 

Die Centrumsfraction. 

Im Auftrage: 

D er Vorstand: 
Carl Frhr. von Ar et in. Graf Bai lest rem. (}raf 
V. Bissingen-X ippcnburg. Frhi. zu Francken- 
stein. Dr. [örg. Lender. Peter Reichensperger. 
Freiherr v.Schorlemer-Alst. Dr. Windthorst. 



Wahlaufruf 1878. 

Der Deutsche Reichstag ist nach zwei Sessionen 
aufgelöst: die Neuwahlen sind auf den 30. Juli d. J. 
ausgeschrieben. 

Die lluchwürdigen Attentate auf das Leben Seiner 
Majestät des Kaisers, welche den Anlass zu dieser 
Auilösung gaben, erfüllen die Herzen aller redlich 
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Denkenden mit Abscheu. Der JHick in den Abgrund 
religiösen und sittlichen \'erfalls, aus welchem solche 
Verbrechen aufsteigen, ist erschütternd und be- 
schämend. 

In dem Wahlaufruf vom December 1S76. wie in 
ihren Reden hat die C^entrumsfraction auf diesen 
Verfall und dessen Ursachen hingewiesen und dort 
wie seit Jahren schon anderen Ortes verhmgt, dass 
die Grundsätze und Agitationen, welche das Eigen- 
thum und die sociale Ordnung bedrohen, bekämpft 
werden. 

Sie hat ebenso unumwunden eine Hauptquelle 
dieser autlösenden Bestrebungen in den weithin herr- 
schenden und vielfach durch Regierungsmaassrcgeln 
geförderten Grundsätzen des modernen ..Liberalismus- 
aufgezeigt. 

Eine Besserung und Heilung kann vor 
Allem nur dadurch erzielt werden, dass dem 
Volke die Religion erhalten bleibt, dass 
christlich - gläubige Gesinnung geweckt, 
gefördert, in Unterricht, Erziehung. Bildung 
und Wissenschaft, wie in der Gesetzgebung 
und im öffentlichen Leben die Richtschnur 
wird. 

Um so mehr müssen wir aufs Xeuc freie 
Bewegung für die Kirche und P)eseiligung 
derjenigen R e i c h s g e s e t z e verlangen, welche 
Selbständigkeit und Rechte der Kirche be- 
einträchtigen, die segensreiche Wirksamkeit ihrer 
Genossenschaften und das in der X'erfassung garantirtc 
Heimathsrecht der Reichsbürger verletzen. 

Soweit dann die bestehenden (jcsetzc hin- 
reichenden Schutz für das Leben des Reichsober- 
hauptes und gegen die N'erbreitung gottloser, sitlen- 
verderbender Lehren niclit gewäliren. wird unter 
Wahrung der unveräusserlichen, insbesondere der in 
den Verfassungen der Bundesstaaten gewährleisteten 
Grundrechte des deutschen X'olkes die I'rage einer 
Abänderung jener Gesetze ernstlich zu i)rüfen sein. 
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Für die Sicherung der staatlichen und gesell- 
schaftlichen Ordnung ist die Achtung und Hand- 
habung der verfassungsmässigen Rechte und Freiheiten 
un erlässlich. 

Hiermit ist auch unsere Forderung auf die Be- 
wahrung des verfassungsmässigen Grundcharakters 
des Deutschen Reiches als eines Bundesstaates, 
sowie unser lunspruch gegen die F^rwerbung der 
]{isenbahnen durch das Reich wiederholt zum Aus- 
druck gebracht. 

Die Kmkehr zu einer gesunden Wirth- 
schafts- Politik, auf dass Handel, (ie werbe und 
Industrie wieder frei erblühen, das Handwerk in 
selbständiger, organischer Ent Wickelung sich erheben, 
dem Mittelstande die Bedingung seiner FLxistenz zurück- 
gegeben werden kann, muss Hand in Hand gehen 
mit einer Finanz wirthschaft, welche voi Allem 
eine Beschränkung der Reichsausgaben und 
zwar an erster Stelle beim Heerwesen ins Auge fasst. 

Wir wollen nicht die Vermehrung der 
Steuern und Lasten, vielmehr nach Möglichkeit 
deren Verminderung. 

Die Hebung des allgemeinen Wohlstandes in 
Dand wirthschaft wie Gewerbe durch weise 
Fürsorge für deren Interessen ist zu erstreben, den 
berechtigten Ansprüchen des Arbeiterstandes 
im Einklänge mit dem allgemeinen Wohle durch 
entsprechende Reformen und Ciesetze Rechnung zu 
tragen. 

h'ÜY diese, auf unseren alten Wahlspruch: 
..(Gerechtigkeit ist die (Grundlage der Reiche" 
gestützten, in unserem Aufrufe vom Decembcr 
1876 ausgesprochenen Grundsätze hat das Centrum 
bisher gekämpft, und wird es weiter kämpfen, wenn, 
wie wir erwarten dürfen, die Wähler mit uns an 
denselben festhalten und durch die Wahlen dies hc- 
thätigen. 

Zum Schluss dürfen wir, in Anbetracht der lief- 
greifenden Bedeutung dieser Neuwahlen , und im 
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Hinblicke namentlich darauf, class ihr Ausfall auf 
Jahre hinaus die Entw ickelung des Rechts- 
und Verfassungslebens in Deutschland ent- 
scheidend bestimmen wird, dass auch in dieser 
Legislaturperiode, mit Ablauf des von uns bekämpften 
für sieben Jahre geltenden Militärgesetzes, neue Be- 
stimmungen betreffs des Keichsheeres und des Auf- 
wandes für dasselbe zu treffen sind, die Erwartung 
aussprechen , dass die Wähler de r C c n t r u m s - 
partei Alle und allerorts wie bisher ihre 
Schuldigkeit ganz und voll thun werden. 

Wohlan denn, möge kein zur Wahl Berech- 
tigter am 30. Juli an der Wahlurne fehlen 
und [eder seine Pflicht gegen (lott und Vaterland 
treu 'erfüllen ! 

Mit Ciott für Wahrheit. Recht und Frei- 
heit I 

Im Juni 187S. 

Der Vorstand 

der Centrumsfraction des deutschen Reichstages 

während der dritten Legislaturperiode: 

Carl Freiherr von A r c t i n. Graf B a 1 1 e s t r e m . 

Graf von B i s s i n g e n - X i p ]) c n b u r g. b'reiherr z u 

Franckenstein. Lender. Dr. Reichcnsperger. 

Frhr. von Schorle mer- .\ Ist. Windthorst. 



Wahlaufruf 1881. 

Die Neuwahlen zum deutschen Reichstage stehen 
bevor. 

In unserm Wahlaufrufe vom luni 1S78 haben 
wir auf die aull()senden Bestrebungen des modernen 
Liberalismus, auf den Abgrund religir)sen und sittlichen 
Verfalles hingewiesen, aus welchem die furchtbaren 
Verbrechen aufsteigen, welche die gesellschaftliche 
und staatliche Ordnung bedrohen. 

Dieser Mahnruf: Die rechten Mittel zur Heilung 
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der Schäden, welche das Leben des deutschen \'olkes 
vergiften, anzuwenden, hat eine genügende Beachtung 
nicht gefunden, die beklagenswerthen Zustände sind 
wesentlich dieselben geblieben. 

Im so ernster und dringender müssen wir heute 
an erster Stelle wiederholen, was wir im Juni 1878 
gesagt : 

,,Kine Besserung und Heilung kann vor 
Allem nur dadurch erzielt werden, dass dem 
Volke die Religion erhalten, dass christ- 
lich-gläubige Gesinnung geweckt, geför- 
dert, in Unterricht, Hrziehung, Bildung 
und Wissenschaft, wie in der Gesetzgebung 
und im öffentl ich en Leben die Richtschnur 
wird. Daher verlangen wir mit aller l^^nt- 
schiedenheit freie Bewegung für die Kirche 
und Beseitigung derjenigen Reichsgesetze, 
welche Selbständigkeit und Rechte der 
Kirche beeinträchtigen, die segensreiche 
Wirksamkeit ihrer Genossenschaften und 
das in de r Verfassung garantirte lleimaths- 
recht der Reichsbürger verletzen." 

Für die Sicherung der staatlichen und gesell- 
schaftlichen Ordnung ist die Achtung und Handhabung 
der verfassungsmässigen Rechte und Freiheiten un- 
erlässlich. D e m e n t s j) r e c h e n d haben wir unsere 
Forderung auf die Bewahrung des vcr- 
f a s s u n gs m ä s s i g e n G r u n d c h a r a k t e r s d e s D e u t- 
schen Reiches als eines Bundesstaates in der 
abgelaufenen Legislaturperiode, wo immer ncUhig und 
möglich, zur Geltung gebracht und werden auch 
femer treu festhalten an diesem, dem Rechte, 
dem Gharaktei und dem Wohle des deut- 
schen Volkes gleich sehr entsprechenden 
Grundsatz. 

Auf Anregung und unter MitwirkungderC'entrums- 
fraction hat die l ' mkehr zu einer den Inter- 
essen der vaterländischen Production ent- 
sprechenden W irthschaftspolitik, haben die 
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Reformen zu Gunsten des Handwerker- und 
Arbeiterstandes begonnen. Bei voller Bereit- 
willigkeit, dieselben auch ferner zu unterstützen, 
werden wir uns zugleich der Gefahren bewusst bleiben, 
welche ein Uebergreifen der Staatsgewalt über ihre 
berechtigte Machtsphäre hinaus auf allen Gebieten 
nach sich zieht. 

Der nicht minder wichtige Zweck der Steuer- 
reform, die Erleichterung der directen 
Steuern, die Entlastung der Einzelstaaten 
und Communen kann nur erreicht werden durch 
eine von uns stets vertretene und hier ausdrücklich 
aufs Neue geforderte F i n a n z w i r t h s c h a f t , welche 
vor Allem eine Beschränkung der gegen 
unsere Stimmen so sehr vermehrten Aus- 
gaben, und zwar an erster Stelle beim Heer- 
wesen, ins Auge fasst. 

Wir halten fest an unserem früheren Ausspruch, 
dass wir nicht die \'ermehrung der wSteuern 
und Easten, vielmehr nach Möglichkeit 
deren Verminderung und gerechte \'er- 
theilung wollen. 

Wir werden gleicher Weise fort und fort dafür 
eintreten, die Hebung des allgemeinen Wohl- 
stands in Eandwirthschaft und Gewerbe durch weise 
Fürsorge für deren Interessen zu fördern und den 
berechtigten Ansprüchen des Arbeiterstandes ge- 
recht zu werden. 

Mit diesen unabänderlichen, weil wahren 
Grundsätzen, deren \'ertretung wir in treuer Aus- 
dauer unsere Kräfte gewidmet haben, treten wir aber- 
mals vor unsere Wähler. 

Wir werden, so viel auch angefeindet und ver- 
leumdet, ungebrochenen Muthes für dieselben weiter 
kämpfen, wenn unsere Wähler, wie bisher, mit uns 
an denselben festhalten und dieses durch ihre Wahl 
bethätigen. 

Wir fordern sie dazu auf in der Zuversicht, 
dass Keiner zurückbleibt, wo es u i 1 1 . in u n- 
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crschü tterlicher Kintracht und damit Stärke 
mit uns festzuhalten die alte, ruhmreiche 
Fahne: Mit (jott für Wahrheit, Freiheit und 
R e c h t. 

Im Juni 1881. 

Der Vorstand 

der Centrumsfraction des deutschen Reichstages 

während der vierten Legislaturperiode: 

Carl Frhr. von A retin. Graf Ballestrem. Graf 
von Bernstorff. Dr. Graf B issingen-. Nippen - 
bürg. Freiherr zu Franckenstein. Frey tag. 
Lender. Dr. Reichenspei ger (Olpe.) Freiherr 
von Schorlemer-Alst. Dr. Windthorst. 



Wahlaufruf 1884. 

Abermals stehen die Neuwahlen zum deutschen 
Reichstage bevor. 

Unsere Aufgabe wird Angesichts derselben die 
nämliche, wie bei den früheren Wahlen sein. Die 
Aufrufe der Centrumsfraction vom December 1876, 
vom Juni 1878 und Juni 1881 haben sie mit steigendem 
Nachdruck dargelegt. Nichts ist inzwischen ein- 
getreten, das eine Aendcrung unserer Haltung, ein 
Nachlassen unserer Anstrengungen auf irgend welchem 
Gebiete rechtfertigen könnte. Vielmehr fordern Vor- 
gänge, die theils in der Itrinnerung Aller leben, theils 
sich vor unseren Augen abspielen, zu einer, womöglich 
noch erhöhten, Pflichterfüllung auf. 

Je mehr die wirthschaftlichen Interessen, deren 
Ikdeutung für alle lürwerbskreise des deutschen 
Volkes und für dieses selbst die Centrumsfraction in 
Wort und That stets voll gewürdigt hat, in den 
\'ordergrund treten, desto aufmerksamer müssen wir 
auch den Bestand und die Fnt Wickelung unseres 
Rechts- und Verfassungslebens im Auge be- 
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halten. Verhän^nissvolle Täuschung wäre es, zu 
glauben, die Kämpfe darum seien längst erledigt, in 
Deutschland freue Jeder sich des fest gesicherten 
Besitzes der erforderlichen Freiheit, l'nd doch ist, 
wie wir vor sechs [ahren schon es ausgesprochen, 
für die Sicherung der staatlichen und 
gesellschaftlichen Ordnung die Achtung 
und Handhabung der verfassungsmässigen 
Rechte und Freiheiten unerlässlich. Sie ist 
es um so mehr, wenn deren Verletzung in der 
Fesselung und thunlichsten Beseitigung derjenigen 
Kräfte besteht, ohne deren allseitigst ungehemmte 
Wirksamkeit der religiöse und sittliche Verfall und 
damit der schliessliche Zusammenbruch jener Ordnung 
unaufhaltsam und furchtbarer mit jedem Schritte 
werden muss. 

An erster Stelle fordern wir darum auch heute 
wieder, und zwar mit um so höherem Ernste und um 
so grösserer Dringlichkeit, je drohender die Zeichen 
dieser Zeit sich gestalten, was wir seit unserem Bestand 
A'or Allem mit Entschiedenheit gefordert: Die vollste 
Freiheit d e s G e \\' i s s e n s und d e r R e 1 i g i o n , 
Selbständigkeit und freieste Bewegung für 
die Kirche und namentlich die Beseitigung 
der Reichsgesetze, welche diese werthvoUsten 
Güter des Einzelnen wie der Gesammtheit kränken, 
die Kirche mit Misstrauen einengen und der Allgewalt 
des Staates ausliefern, die segensreiche Thätigkeit ihrer 
Diener und Genossenschaften lähmen und die ver- 
fassungsmässigen Rechte von Millionen Reichsbürgern, 
sogar das ursprünglichste Recht ans Vaterland, das 
Ileimathsrecht, verletzen. Der sogenannte ,,Cultur- 
kämpf*' ist nicht beendet; seine Versumpfung 
würde das Leben des deutschen Volkes unheilvollei' 
vergiften, als seine Fortführung in vollster Rücksichts- 
losigkeit. Diese Wunde, die a 1 1 e r g e f ä h r 1 i c h s t e . 
an welcher Deutschland blutet, bald und 
ganz zu schliessen, wird unser wichtigstes 
und patriotischestes Ziel sein. 
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Die Wahrung der bürgerlichen Freiheit in allen 
übrigen Beziehungen, die Abwehr jedes Angriffs auf 
die im leider! schon beinah vergessenen Kampf 
mühevoll errungenen Gerechtsame der Volks- 
vertretung, insonderheit auch jener auf das 
directc, allgemeine und geheime Wahlrecht, 
und die Reinhaltung und Behauptung des geschicht- 
lichen und verfassungsmässigen Grundcharakters 
des Deutschen Reiches, als eines Bundes- 
staates, werden auch künftig unsere wachsamste 
Obsorge in Anspruch nehmen. 

Unverbrüchlich halten wir fest an unserem alten 
Satze: Wir wollen nicht die V^ermehrung der 
Steuern und Lasten, sondern deren gerechte 
Vertheilung und thunlichste Verminderung. 
Die stärkere Heranziehung des Capitals und die Be- 
schränkung der gegen unsere Stimmen so sehr ver- 
mehrten Ausgaben, und zwar an erster Stelle bei 
dem Heerwesen, die wirksamere Entlastung der 
Kinzelstaaten und die so lange verheissene der 
Communen müssen endlich zur Wahrheit werden. 
Die Hebung des allgemeinen Wohlstandes 
in Land wirthschaft und Gewerbe, die der be- 
sonderen Beiücksichtigung je länger um so mehr und 
unaufschieblicher bedürfen, die Befriedigung der be- 
rechtigten Ansprüche des Arbeiterstandes, wie 
des Handwerks, welche auf Anregung und unter 
der ausschlaggebenden Mitwirkung der Centrums- 
fraction begonnen, werden wir mit allem Flciss und 
aller Macht weiter fördern, dabei aber den Staats- 
so Cialis m US nicht minder nachdrucksam 
und ausdauernd wie das vStaatskirch cnthum 
bekämpfen. 

In einer gesunden Colonialpolitik ein her- 
vorragendes Mittel zur Förderung der Volkswohlfahrt 
erblickend, werden wir derselben unsere Unterstützung 
leihen, wenn und soweit die näheren und hcihcrcn 
Aufgaben des Reichs, sein natürlicher und verfassungs- 
mässiger Charakter und seine tinancielle Kraft es 
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einer gewissenhaften Prüfung angezeigt erscheinen 
lassen. 

In dem ohne die Schuld der Partei entbrannten, 
immer allgemeineren und heftigeren Wettstreit der 
entgegengesetzten wirthschaftlichen Inter- 
essen gilt es, mit der unverdrossensten Fürsorge 
für jedes Einzelne die thatkräftigste Hingebung 
für das Ganze einzusetzen, den wirth schaftlich 
vSchwachen auskömmlichen Schutz zu gewähren, 
gegen Alle ausgleichende Gerechtigkeit zu 
üben und die idealen Güter in jener Werthung 
hoch zu halten, welche sie vor allen materiellen 
beanspruchen. Der Lösung aller dieser Aufgaben 
mit gleichmässigem Glück zu dienen, ist die selbst- 
ständige organische Zusammenfassung und 
corporative Arbeit der verschiedenen Berufs- 
gruppen, besonders derjenigen des Mittelstandes, un- 
entbehrlich. Ihre Anpassung an die Umwälzungen 
in Technik und Verkehr und deren Folgen kann nicht 
unmöglich sein. Wir Averden die Obliegenheit, für 
alles dies auch ferner mit vollem Gewichte einzutreten, 
nie aus dem Gesichte verlieren. 

Mit dem Ablaufe des für sieben Jahre geltenden 
Militärgesetzes werden neue Bestimmungen hin- 
sichtlich des Reichsheeres und des Aufwandes für 
dasselbe zu treffen sein. Wir wollen des Vaterlandes 
volle Wehrkraft, aber auch die Steuerkraft 
des Volkes und das l>udgetrccht des Reichstages 
nicht geschädigt sehen und k()nnen für jene erste 
nur bewilligen, was mit den l:)eiden letzten sich ver- 
einigen lässt. 

Gegen den falschen ,,Liberalismus'' un- 
versöhnlich, werden \vir stets ein Hort der echten 
Freiheit sein und in Recht und Gerechtigkeit 
die einzige wahrhaft staatserhaltende Grundlage 
des Reiches verfechten. 

Ernster und schwieriger, als je zuvor, ist jetzt 
die Zeit. Die nächste Reichstagswahl wird über 
Wohl und Wehe Deutschlands auf lange hin ent- 
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scheiden, lünzig* die unerschütterlichste Ein- 
tracht und die treueste Pflichterfüllung bis 
auf den letzten Mann ist unsere Hoffnung und wird 
unsere Stärke sein. Wir dürfen erwarten, dass die 
Wähler der Centrumspartei Alle und aller Orten 
zum sechsten Male ihre Schuldigkeit so voll und ganz 
thun werden, wie die fünf früheren Male. 

Wohlan also! In unsere Hand legt die Ver- 
fassung die volle Hälfte der Verantwortung. Erinnern 
wir uns dessen im Augenblick der Wahl. Möge 
kein zur Wahl Berechtigter an diesem Ent- 
scheidungstage uns an der Urne fehlen! Gott 
und das \'aterland verlangen es von uns als heilige 
Pflichterfüllung. Vorwärts in enggeschlossenen, 
vollzähligen Reihen, vorwärts in alter 
Tüchtigkeit zur Wahl! V^orwärts mit Gott 
für Wahrheit, Freiheit und Recht! 

Im September 1884. 

Der Vorstand 

der Centrumsfraction des deutschen Reichstags 

während der fünften Legislaturperiode. 

Carl Freiherr von A retin. Graf Ballestrem. 
Graf von Bernstorff. Freih. zu Franckenstein. 

Frey tag. Lender. 

Dr. Freiherr von Schorlemer-Alst. 

Graf Constatin Waldburg-Zeil. Dr. Windthorst. 
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Wahlaufruf 1887. 

Der Reichstag ist aufgelöst. Die Auflösung er- 
folgte, weil die Majorität und mit ihr die Centrums- 
fraction in vollster Einmüthigkeit ihrer Mitglieder, 
zwar die verlangte Verstärkung des Heeres nach 
ihrem ganzen Umfange bewilligte, ab^r die Gültigkeit 
der neu vereinbarten Friedenspräsenzstärke auf drei 
Jahre, nicht wie der Vorschlag der verbündeten 
'Regierungen lautete, auf sieben Jahre festsetzte. Die 
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Bewilligung geschah in voller Würdigung" der politischen 
Lage des Augenblickes. Für die Bemessung der 
Dauer Avar bestimmend, dass dem Reichstage, welcher 
die Frage zu lösen haben wird, auf welchem Wege 
die vermehrten Kosten zu decken seien, auch eine 
nochmalige Prüfung der geforderten Heeresverstärkung 
möglich sein müsse. 

Neuwahlen stehen unmittelbar bevor. 

Die Centrumsfraction hat nicht nöthig, in dem 
entbrennenden Wahlkampfe ihr Programm noch erst 
zu entwickeln. Es ist das alte, wofür in sechs Wahlen 
Millionen von W^ählern ihre Stimme abgegeben haben. 
Auch in der nunmehr abgebrochenen Legislatur- 
periode ist die Centrumsfraction bestrebt gewesen, 
für die Verwirklichung ihres Programms, wo immer 
möglich, nach Kräften einzutreten. 

In demselben nimmt die Frkämpfung voller 
Freiheit und Selbständigkeit der Kirche die erste 
Stelle ein. Gerne erkennen wir an, dass die Wendung 
zum Besseren, welche auf diesem Gebiete vor einigen 
Jahren eingetreten ist. noch weiter angehalten hat. 
Bei dem engen Zusammenhange, welcher zwischen 
den Interessen des Reiches und denen der lunzel- 
staaten besteht, begrüssen wir dankbar die Erleichte- 
rungen, welche der Kirche in Preussen zu Theil ge- 
worden sind. Aber noch ist der sogenannte Cultur- 
kampf nicht beendet, noch bestehen die Reichsgesetze 
in Kraft, welche die Kirche mit Misstrauen einengen 
und der Allgewalt des Staates ausliefern, die segens- 
reiche Thätigkeit ihrer Diener und Ordensgenossen- 
schaften lähmen und die verfassungsmässigen Rechte 
von Millionen Reichsbürgern, sogar das ursprüngliche 
Recht ans Vaterland, das Heimathsrecht, verletzen. 
Nur verhängnissvolle Selbsttäuschung könnte zu der 
Meinung verführen, als dürften die im Interesse der 
Kirche erhobenen Forderungen von nun an aus dem 
politischen Streite ausscheiden. Die Centrumsfraction 
wird sie so lange erheben, bis sie voll und ganz er- 
füllt sind. 
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Mit der Fordeiiang der kirchlichen ist die Wahrung 
der bürgerlichen Freiheit unzertrennlich verbunden. 
Das deutsche Volk hat schwer genug unter der Herr- 
schaft des falschen T.iberalismusgelitten, absolutistischen 
Regungen aber, welche die von früheren Generationen 
mühsam enningenen Gerechtsame der Volksvertretung 
wiederum den durch ungeheure Machtmittel ver- 
stärkten Regierungen auszuliefern bereit sind, wird 
es seiner ül)erwiegenden Mehrheit nach immer un- 
zugänglich bleiben. Die Centrumsfraction weiss sich 
frei von jedem Streben nach parlamentarischer Herr- 
schaft, aber sie wird, wie sie es immer gethan hat, 
so auch in Zukunft jedem Versuche, die verfassungs- 
mässigen Rechte des Volkes zu schmälern, einen un- 
beugsamen Widerstand entgegenstellen. Nicht minder 
wird die Aufrechterhaltung des geschichtlichen und 
verfassungsmässigen Grundcharakters des Deutschen 
Reiches, als eines Bundesstaates, auch künftighin 
unsere ernsteste Sorge sein. 

Die wachsenden Bedürfnisse des Reiches, ins- 
besondere die von [ahrzu Jahr gesteigerten Forderungen 
der Militärverwaltung, haben dem Volke in zu- 
nehmendem Maasse Lasten auferlegt. Die Centrums- 
fraction hat keinen Augenblick aufgehört, wo nur 
immer möglich, auf Sparsamkeit in den Ausgaben 
zu drängen. Sie hat sich ebenso jedem zur Deckung 
der vermehrten Ausgaben ersonnenen Steuerprojecte 
Avidersetzt, welches nur eine Vermehrung, nicht aber 
eine gerechtere Vertheilung der Lasten zur Folge 
gehabt oder aber in seiner Ausführung das hoch- 
wichtige Ausgabe - Bewilligungsrecht der Volks- 
vertretung illusorisch gemacht hätte. Insbesondere 
war es die lünführung von Monopolen mit ihrem 
für die wirthschaftlichen Interessen wie für die poli- 
tischen Rechte gleich bedrohlichen Charakter, welcher 
die Fiaction jederzeit aufs Entschiedenste entgegen- 
getreten ist. Die nämlichen Grundsätze werden auch 
in Zukunft für uns maassgebend sein. 

Früher als die verbündeten Regierungen und 
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früher als jede andere Partei hat die Centrumsfraction 
auf die mannigfachen Xothstände innerhalb, ""der 
wirthschaftlichen Production hingewiesen und gesetz- 
geberische Abhülfe verlangt. Auch in der abgelaufenen 
Legislaturperiode haben wir Vorschlägen zugestimmt, 
welche sich zur Aufgabe stellten, die Lage unserer 
LandAvirthschaft einigermaassen zu verbessern. Wir 
werden jederzeit eintreten für eine ungehemmte und 
fruchtbare Kntvvickelung der nationalen Arbeit, nicht 
minder aber, wie wir es immer gethan haben, für 
die berechtigten Ansprüche des Arbeiterstandes und 
der Handwerker. In der weiteren Durchführung der 
Arbeiterversichernng haben die verbündeten Re- 
gierungen unsere nachdrückliche Unterstützung ge- 
funden, wir waren aber zugleich bestrebt, die ein- 
schlagenden Gesetze so zu gestalten, dass die be- 
sonderen Bedürfnisse der verschiedenen Landestheile 
berücksichtigt und die Gefahren eines übermässigen 
bureaukratischen Apparates beseitigt blieben. Wieder- 
holt haben wir durch eigene Anträge die so noth- 
wendige F'ortbildung des gesetzlichen Arbeiterschutzes 
und der für den gedeihlichen Fortbcstand des Hand- 
werks erforderlichen Maassregeln verlangt. Wir 
werden die gleichen Forderungen auch in Zukunft 
mit allem Nachdruck erheben. 

Der Augenblick ist ernst. Von dem Ausfall der 
Wahlen hängt nicht nur der Fortgang der Gesetz- 
gebung während der nächsten drei Jahre, sondern 
die ganze Zukunft unseres Verfassungslebens ab. Ge- 
stützt auf das Vertrauen und die l{intracht ihrer 
Wähler hat sich die Centrumsfraction bei der wechseln- 
den Verschiebung der Parteien als der unerschütterte 
„feste Thurm'' erwiesen. Wir hoffen zuversichtlich, 
dass auch jetzt unsere Wähler zu uns stehen, dass 
sie einen neuen glänzenden Beweis ihrer Füntracht, 
ihrer unabhängigen Gesinnung, ihrer Pflichttreue geben 
werden. 

Möge an dem Entscheidungstage kein zur W^ahl 
Berechtigter an der L'me fehlen. Gott und das 
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VaterlanQ vciianp^en es von uns als eine heilige 
PllichterfüUung. V^orwärts in enggeschlossenen, voll- 
zähligen Reihen, vorwärts in alter Tüchtigkeit zur 
Wahl! Vorwärts mit Gott für Wahrheit, Freiheit. 
Recht ! 

Berlin, den 14. Januar 1887. 

Der Vorstand 

der Ceiltnimsfraction des deutschen Reichstags 

während der sechsten Legislaturperiode. 

Fieiherr von Ar et in. Graf Ballestrem. Graf 
Bemstorff. Freih. zu Franckenstein. Lender. 
Dr. Lieber. Dr. Reichensperger. Graf Wald- 
burg-Zeil. Dr. Windthorst. 
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Wahlaufruf 1890, 

Die Neuwahlen für den deutschen Reichstag sind 
auf den 20. Februar d. Js. ausgeschrieben. 

Zum eisten Male erfolgen dieselben auf die Dauer 
von fünf Jahren; sie sind deshalb von erhöhter Wichtig- 
keit und stellen somit an die Wähler die ge- 
bieterische Forderung, Mann für Mann an 
der Wahlurne zu erscheinen. 

Noch immer sind die Bedingungen nicht erfüllt, 
welche wir in jeder Wahlperiode als unerlässlich be- 
zeichnet haben, wenn dem Volke die Religion er- 
halten, wenn christlich -gläubige Gesinnung geweckt 
und gefördert werden soll und zur Richtschnur er- 
hoben im Unterricht, Erziehung, Bildung und Wissen- 
schaft, in der Gesetzgebung und im öffentlichen 
Leben. Wir fordern deshalb immer von Neuem, 
dass der Kirche, im Deutschen Reiche wie in den 
Schutzgebieten, volle Freiheit der Bewegung gestattet 
und Alles beseitigt werde, was die Selbständigkeit 
und die Rechte der Kirche beeinträchtigt, was die 
segensreiche Wirksamkeit aller ihrer Genossenschaften 
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und das in der Veifassung gewährleistete Ilcimaths- 
recht der Reichsangehörigen verletzt. 

Wir erkennen zugleich in der unbehinderten 
Thätigkeit der Kirche und ihrer Organe, sowie der 
dadurch zu erhoffenden Kräftigung des christlichen 
Geistes in den Kreisen der Arbeitgeber und Arbeiter, 
das wirksamste Mittel zur Hekämpfung der gemein- 
gefährlichen Ikstrebungen der Socialdcmokratie — 
ein Mittel, wirksamer als alle Ausnahmegesetze. 

Unter steter Wahrung der veifassungsmässigen 
fördcrativen Grundcharakters des Deutschen Reiches 
werden wir unsere freudige Mitwirkung zur weiteren 
Ausbildung aller jener Maassregeln nicht versagen, 
welche die Verbesserung der Lage der arbeitenden 
Bevölkerung zum Zwecke haben. 

Unentwegt beharren wir in dem Bestreben, dass 
die im Reichstage zum Theil schon wiederholt zur 
Annahme gelangten Arbeiterschutz - Cjesetze , ins- 
besondere die Gesetze über die Ruhe und die 
Heiligung des Sonntags, sowie über die Beschränkung 
der Frauen- und Kinderarbeit, zur Geltung gebracht 
werden. 

In dem ernsten Interessenkampfe, welcher viel- 
fach zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ent- 
brannt ist, werden wir gern alle Maassregeln unter- 
stützen, welche einen Ausgleich der beiderseitigen 
berechtigten Interessen herbeizuführen, und das sich 
gegenseitig bedingende Wohl der Arbeitgeber und 
der Arbeiter zu fördern geeignet sind. 

Die Bemühungen, den so wichtigen Handwerker- 
stand zu heben, seinen berechtigten Klagen Abhülfe 
zu schaffen, werden wir in bisheriger Weise eifrigst 
fortsetzen. 

Die wiithschaftliche Lage des Reiches hat sich 
in den Bahnen, welche wesentlich auf unsere An- 
regung und unter unserer Mitwirkung eingeschlagen 
worden sind, besser gestaltet. Wir werden aber da- 
rüber zu wachen haben, dass die Vortheile der neuen 
Wirthschaftspolitik nicht ungebührlich ausgenutzt 
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werden, dass eine Vermehrung der Steuern und Lasten 
A'erhindert und Härten in der Besteuerung möglichst 
beseitigt werden. 

Wir AVerden auf allen Gebieten nachdrücklichst 
auf die grösste Sparsamkeit dringen, wenn wir selbst- 
verständlich auch gewillt sind, heute wie immer, für 
die Ehre, die Wüide und die volle Wehrhaftigkeit 
des Deutschen Reiches einzutreten. 

An den Grundlagen der Verfassung, insbesondere 
an den für die bürgerliche Freiheit bestehenden 
(Garantien, werden wir unbeugsam festhalten. 

Nach diesen Grundsätzen haben wir bisher gc- 
hanüelt und gedenken wir auch feiner zu handeln. 
Wir hoifen, dass die Wähler diese Grundsätze auch 
für die Zukunft billigen, so wie sie uns auf Grund 
derselben bisher ihr Vertrauen geschenkt haben. 

Wohlan denn! Möge am entscheidenden Tage 
Keiner von der Wahlurne zurückbleiben; möge Jeder 
furchtlos hinzutreten. Bleiben die Wähler uns treu, 
wie wir ihnen treu bleiben und treu unserem alten 
ruhmreichen Panier. 
Mit Gott für Wahrheit, Freiheit und Recht! 

im Januar 1890. 

Der Vorstand 
der Centrumsfraction des deutschen Reichstags. 

Freiherr von und zu Franc kenstein. Graf 
von Ballestrem. Graf von Bernstorff. 

Dr. Franz. Gröber (Württemberg). Dr. Freiherr 
Heere man von Zuydwyk. Dr. Lieber. 

Dr. Reichensperger. Reindl. Dr. Windthorst. 
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Wahlaufruf 1893. 

Zum dritten Mal seit fünfzehn [ahren ist der 
Reichstag aufgelöst, zum zweiten Nial aus Anlass 
einer lleervorlage, zum ersten Mal um einer Frage 
willen von so grundsätzlicher Bedeutung wie die, 
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welche nun zu des Volks Entscheidung steht. Nicht 
um das Dasein, die Ehre und die Zukunft des \^ater- 
landes gegenüber seinen äusseren Feinden handelt 
es sich. In der Erhaltung des Reichs und seiner 
Sicherheit nach aussen giebt es in Deutschland 
keinerlei Parteiung. Streitig ist einzig, wie das Reich 
am besten erhalten, in sich gefestigt und vor innerem 
und äusserem Feind zugleich gesichert wird. Die 
Umwandlung des Reichs in einen Militärstaat, ein 
stehendes Heerlager bereits in Friedenszeiten ; die 
dauernde Heranziehung des letzten halbwegs waifen- 
tahigen Manns, die bleibende übermässige Belastung 
des nothleidenden Nährstands für den Wehrstand 
bis zur F^rschöpfung vor dem Krieg: das ist's, worum 
der nun entfachte Kampf geht, liv war zu wichtig 
für die ganze Zukunft unseres Volks- und Ver- 
fassungslebens, als dass wir nicht schon dämm ihn 
zur Entscheidung des deutschen \^olkes selber bringen 
mussten. In diesem Sinne wird der Widerspruch 
gegen die Militärvorlage C'aprivi und den, von den 
verbündeten Regierungen aufgenommenen, Antrag 
Flucne im \'ordergrund der jetzigen Wahlbewcgung 
stehen, das Feldzeichen des Cent rums in der 
Wahlschlacht sein. 

vSo nach wie vor sind wir bereit, für Heer und 
Flotte Alles, was zur Wehrhaftigkeit des Reichs cr- 
torderlich ist, zu bewilligen. Allein wir fordern auch 
die A'olle freie Mitbestimmung der Volks- 
vertretung darüber, was zu dem Zweck in Wahr- 
heit nöthig ist, wie die Verfassung sie gewährleistet. 
So nach wie vor halten wir ein starkes, schlagfertiges 
Landheer und eine ausreichende Seemacht in der 
gegenwärtigen Zeit und angesichts der Eage Deutsch- 
lands in luiropa für unentbehrlich. Allein wir können 
unser Auge nicht vor der glcichwichtigen Xothwendig- 
keit verschliessen, die financiellen und wirth- 
schaftlichen \'erhältnisse des Reichs, dei Einzel- 
staaten und des \'olks, die sich zur Zeit in einem 
durchaus unbefriedigenden Zustande befinden, dabei 
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aufs Sorglichste zu schonen und zu pflegen. So 
nach wie vor achten wir die Bestimmung der Ver- 
fassung heilig, dass jeder Deutsche w^ehrpllichtig. 
Allein nicht minder unbeugsam bekennen wir uns 
zu den, unter Zustimmung der verbündeten Re- 
gierungen von nahezu dem ganzen Reichstag erst 
vor drei Jahren angenommenen Resolutionen 
Windt hörst, nach deren erster die wirkliche 
Heranziehung aller wehrfähigen Mannschaften zum 
activen Dienst dem Deutschen Reich und Volke 
geradezu unerschwingliche Lasten auferlegen würde. 
So nach wie vor erachten wir die Einführung der 
zweijährigen Dienstzeit bei den gesammten Fuss- 
truppen für . wünschenswerth und durchführbar und 
werden gern bewilligen, wie wir dies auch jetzt ge- 
wollt, was dazu innerhallD der gegenwärtigen Friedens- 
präsenzstärke an l^rhöhung des Recrutcncontingents, 
an Durchschnittsstärke und vermehrtem Ausbildungs- 
personale nöthig ist. Allein wir halten fest daran, 
dass — insbesondere nach der durch uns errungenen 
Dispositionsbeurlauber- Vermehrung von 1890 — die 
zweijährige Dienstzeit für Ausgleichsmaass- 
nahmen zu theuer ist, die eine Erhöhung des 
Personalbedarfs um 60000 Mann, des dauernden 
Geldaufwands um jährlich 40, des einmaligen um 
32 Millionen Mark bedeuten, und mit denen weitere 
Forderungen an Geld und Mannschaften in Höhe 
von jährlich 20 und einmalig 35 Millionen Mark und 
23000 Mann verquickt werden. Am allerwenigsten 
konnten und können wir dem Ausgangspunkt und 
Ziel der jüngsten Vorlage der verbündeten Re- 
gierungen und der von diesen gutgeheissenen Ab- 
änderungsanträge zustimmen, dem Grundsatze der 
vollen Durchführung der allgemeinen Wehr- 
pflicht, wenn auch bei Einführung der zw^eijährigen 
Dienstzeit für die Fusstruppen. Hier schieden und 
hier scheiden sich die Wege. Wir mussten Vor- 
schlägen die Zustimmung versagen, welche die mit 
der schlicsslichenVerwirklichungder allgemeinen Wehr- 
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pllicht verknüpfe, auf die Dauer unerträgliche Be- 
lastung des Volkes nothwendig zur Folge hatten 
und auf die obwaltenden hochbedenklichen wirth- 
schaftlichen und Socialzustände unseres Landes keine 
Rücksicht nahmen. Wir mussten dies bei voller, 
ernstester Würdigung der politischen Lage und der 
Verantwortung, die uns dieselbe auferlegte. Wir 
thaten es aus eigenster bester Ueberzeugung, fühlten 
und wussten uns jedoch bei solcher Haltung eins 
mit dem Volke, das uns nach Berlin entsendet, und 
treu den Ueberlieferungen unserer Vergangenheit und 
den Verheissungen unseres Parteiprogramms wie aller 
unserer früheren Ansprachen an unsere Wähler. Wir 
werden den darin beschlossenen Grund- 
sätzen auch ferner treu bleiben; wir wollen 
die Resolutionen Windthorst, welche diejenigen des 
aufgelösten Reichstages sind, als Richtschnur aller 
künftigen Behandlung von Ilecresfragen in den neuen 
Reichstag hinübertragen und wiederholen in diesem 
Sinn, was unser Wahlaufruf von 1884 ausgesprochen: 
„Wir wollen des Vaterlandes volle Wehrkraft, 
aber auch die Steuer kraft des Volkes und das 
Budgetrecht des Reichstages nicht geschädigt sehen 
und können für jene erste nur bewilligen, was mit 
den beiden letzten sich vereinigen lässt." 

Im Uebrigen hat die Fraction nicht noth, ihr 
altes Programm, für das in achtmaliger Wahl 
Millionen W^ähler ihre Stimmen abgegeben, neu zu 
entwickeln und zu empfehlen. Wie es sich in die 
Herzen der Partei hineingelebt, so bürgt die Treue, 
womit die T'raction in schweren Stunden sich zu 
einem wesentlichen Satz dieses Programms bekannt 
hat, auch für dessen Festhaltung in allen anderen 
Punkten und in aller Zukunft. 

Nicht Augenblickes Nützlichkeit, Ge- 
rechtigkeit ist Fundament der Reiche. Was 
der Gerechtigkeit entspricht, ist einzig wahrer Vor- 
theil ; und wahrer Nachtheil, was ihr widerstreitet. 
Wir halten für geboten, dies ursprüngliche Motto 
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der Partei auch heut wieder voran, der Politik blosser 
Zweckmässigkeit oder Gewalt diejenige des ewigen 
Rechtes gegenüber zu stellen. 

..Das oberste Gesetz ist die Verfassung. 
Sie vor Allem muss in der Khrt'urcht und in der 
Sitte der Nation sich befestigen; ihre Bestimmungen 
müssen allseitig geachtet werden." In diesem feier- 
lichen Wort unseres erhabenen Dulderkaisers Fried- 
rich ist unsere ganze Haltung seit der Gründung der 
Partei bestätigt. Ohne gewissenhafte Achtung 
der \^erfassung sjnd alle anderen Errungenschaften 
auf die Dauer werthlos, ist jede staatliche und ge- 
sellschaftliche Ordnung, die innere und die äu.ssere 
Sicherheit des Reichs gefährdet. Auf diesem un- 
erschütterlichen Grund muss un.ser Rechts- und 
Wirthschaftslcben sich entwickeln. Demgemäss halten 
wir insbesondere unverbrüchlich fest an der Rein- 
haltung. Behauptung und vollen Auswirkung des ge - 
schichtlichen und verfassungsmässigen 
Grundcharakters des Deutschen Reichs als 
eines Bundesstaates und an den von unseren ver- 
dienten Vorkämpfern mühsam errungenen Gerecht- 
samen des d e u t s c h e n \" o 1 k e s u n d s e i n e r v e r - 
fassungsmässigen Vertretung auf Grund des 
allgemeinen, gleichen, unmittelbaren und 
geheimen Wahlrechts und werden für den 
wirksameren Schutz des Wahlgeheimnisses und 
der W a h 1 f r e i h e i t die Obsorge treffen, welche seit- 
herige Erfahrungen nothwendig und unaufschieblich 
machen. 

Ohne Gewissensfreiheit keine bürgerliche, 
keine gesellschaftliche, keine wahre Freiheit! Der 
.sogenannte .. Culturkampf~ ist auch heute noch 
nicht beendet. Seine Versumpfung unter schillernder 
Decke wohlmeinender Freundlichkeit würde das 
Volksleben unheilvoller, als seine Wiederaufnahme 
in vollster Rücksichtslosigkeit, vergiften. Diese 
Wunde, die allergetahrlichste, an welcher Deutsch- 
land blutet, bald und ganz zu schliessen, die vollste 
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Freiheit des Gewissens und der Religion, 
Selbständigkeit und freieste Bewegung, ver- 
trauensvolle Achtung für die Kirche, die 
vollste Gleichberechtigung der anerkannten 
christlichen Bekenntnisse und ihrer An- 
hänger auf jeglichem Gebiet des öffentlichen Lebens 
endlich herbeizuführen, wird unser wichtigstes und 
patriotischestes Ziel sein. Vor Allem mu.ss das 
Ausnahmegesetz wider den Jesuiten- und 
die mit ihm angeblich verwandten Ord en 
aufgehoben werden. Wir werden diesen Antrag, auf 
dessen Berathung wir zur Zeit des Zedlitzischen 
Schulgesetzentwurfs verzichtet hatten, und welcher 
jetzt durch die Reichstagsauilösung von der Verhand- 
lung ausgeschlossen worden ist. alsbald von Neuem 
einbringen und keiner politischen Lage zu Lieb' 
mehr ausser Verhandlung setzen.^ Wir werden ihn 
so lange wiederholen, bis Reichstag und verbündete 
Regierungen mit uns erkennen werden, dass nicht 
confessionelle Vorurtheile und Abneigungen, sondern 
nur das verfassungsmässige Recht der freien Re- 
ligionsübung, sowie das ursprünglichste Recht ans 
Vaterland, das Heimathsrecht, hier die Entscheidung 
fällen dürfen, und dass nach Aufhebung des Ausnahme- 
gesetzes wider die Socialdemokratie die Aufrccht- 
haltung desjenigen wider katholische Ordensmänner und 
Ordensfrauen zehnfach verletzen und erbittern muss. 
,.Nur ein auf der gesunden (i rund läge von 
Gottesfurcht in einfacher Sitte aufwachsendes 
Geschlecht wird hinreichende Widerstandskraft be- 
sitzen, die (icfahren zu überwinden, welche unserer 
Zeit für die Gesammtheit erwachsen.'' Bereits vor 
fünfzehn Jahren haben wir auf die entscheidende 
Bedeutung hingewiesen, welche die Krhaltung und 
Wiederbelebung religiöser, vor Allem giäubig-christ- 
licher, Gesinnung für die B e k ä m p f u n g d e r W a h n - 
lehren des Liberalismus und des vSocialis- 
mus, hat und welche zehn Jahre nachher das obige 
Kaiserwort hervorhob. In dieser Bekämpfung wird 
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das Centrum jederzeit den Reigen führen. Dies ist 
von allen Seiten, erst jüngst sogar wieder in heftigster 
Befchdung von dem Reichskanzler, und nicht minder 
vom Liberalismus und vom Socialismus selber, an- 
erkannt und wird, je dringender und grösser die 
Gefahr, um so bedeutsamer hervortreten. Mehr als 
zuvor gilt es im gegenwärtigen Wahlkampf, des un- 
vers(")hnlichen Gegensatzes sich bewusst zu bleiben, 
der eine Partei, die in dem positiven Christusglauben 
wurzelt, von dem gewaltig aufstrebenden Socialis- 
mus trennt. Wenn nach dem Ausspruch eines seiner 
Wortführer „kein überzeugter Socialdemokrat auf die 
Dauer ein Gottesgläubiger sein kann*', muss, wer dem 
CentiTim angehören will, standhaft davon durch- 
drungen sein, dass kein gläubiger Christ auch nur 
vorübergehend und in Einzelfragen mit der Social- 
demokratie liebäu§fln darf. Nicht Umsturz der be- 
stehenden Ordnung kann die Heilung des kranken 
l^rwcrbs- und Wirthschafts-, Staats- und Gesellschafts- 
Icbens bringen, sondern allein die Wieder- 
herstellung des Chris tenthums als Grund- 
lage unseres gesammten, des öffentlichen 
wie des privaten Lebens, unserer Gesetzgebung 
und Verwaltung, das unbarmherzige positive Vor- 
gehen gegen die unchristliche liberale Gesetzgebung, 
wie wir dies jederzeit gefordert, unermüdlich an- 
geregt, hingebend unterstützt haben. Bei der 
Arbeiterversicherungs- und Arbeiterschutz- 
gesetzgebung, bei der Neuregelung des Innungs- 
wesens und den Bemühungen um Einführung des 
gewerblichen Befähigungsnachweises, bei der 
Zurückdrängung des unlauteren Wettbewerbs 
in Handel und Gewerbe, des Wuchers, des Ab- 
zahlungsunwesens und eines gefährlichen 
Hausirens, bei Umkehr zu einer den Interessen 
der vaterländischen Production in Landwirthschaft 
und Industrie gerecht werdenden Zoll- und Wir th- 
schaftspolitik, endlich zu berufsorganisato- 
rischen Zusammenfassung und Vertretung 
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der Landwirth Schaft — haben wir den Vortritt 
genommen oder eine ausschlaggebende Mitwirkung 
geübt. Wir werden unbeirrt auf diesem Wege weiter 
wandeln und, was wir gestern nicht erreichen konnten, 
morgen zu erstreben nicht erlahmen. In dem Be- 
wusstsein der verfassungsmässigen Pflicht jedes 
einzelnen Abgeordneten, „Vertreter des ge- 
sammten Volks" zu sein, w^ erden wir jede 
Sonderinteressenvertretung, sie möge heissen 
w4e sie wolle, nachdrücklich bekämpfen, weil sie der 
Tod unseres Verfassungslebens und die unbillige Ge- 
fährdung aller anderen, gleichberechtigten Interessen 
unsers weiten, von den verschiedenartigsten und oft 
entgegengesetztesten Interessen bewegten Vaterlandes 
Aväre. Aber wir werden bei der unverdrossensten 
Fürsorge für jedes Einzelinteresse in gleich 
austhcilender Gerechtigkeit und thatkräftiger Hin- 
gebung an die Gesammtheit die widerstrebenden 
Interessen billig gegen einander abzu- 
gleichen und zu des Ganzen wie der Theile 
Wohlfahrt mit einander zu versöhnen suchen. 
Unsere Zusammensetzung aus allen deutschen Gauen 
und allen Berufsarten der A^aterländischen Gesell- 
schaft weist uns darauf ganz besonders hin und be- 
fähigt uns dazu besonders; und unser Giiindsatz, 
dass die idealen Interessen der Reichs- 
gemeinschaft allen materiellen Interessen 
der Angehörigen des Reiches vorgehen und 
immer vorgehen müssen, wird uns dabei vor Irrungen 
und Unrecht wahren. 

Den Handelsverträgen mit Oestcrreich- 
Ungarn und Italien haben wir zugestimmt, weil 
sie die Festlegung der Schutzzölle wenigstens in der 
Höhe dieser Verträge auf zwölf Jahre mit sich 
brachten; weil sie dem politisch- militärischen Drei- 
bund eine wirthschaftliche Unterlage und damit 
grössere Festigkeit und Bürgschaft der Dauer gaben; 
und weil ohne dieselben, mit dem unmittelbar be- 
vorstehenden Ablauf früherer Abmachungen, ein 
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wilder Zollkrieg gerade unter den Verbündeten zu- 
gleich die heimische Industrie und Landwirthschaft 
und das für Deutschlands vSicherheit und die Er- 
haltung des Weltfriedens so nothwendige Bündniss 
geschädigt haben würde. In dem erhebenden Bc- 
wusstsein, dass der „neue Curs" zu dieser seiner 
besten vaterländischen That ohne die Mit- 
wirkung des Ccntrums nie im Stand gewesen wäre, 
lassen die neuesten Anklagen von dieser Seite auf 
Mangel aufrichtiger opferfreudiger Liebe zu Vater- 
land und Reich uns doppelt kalt. Bei künftigen 
Handel SV ertragsvorlagen sollen die Interessen 
deutscher Landwirthschaft und deutschen Gross- und 
Kleingewerbes vorwiegend für uns maassgebend und 
unserer genauesten Prüfung und sorgt altigsten Ab- 
wägung doppelt versichert sein. 

Die Hebung des so tief darniederliegen- 
den gemeinen Wohlstandes ist unaufschieblich. 
Ihr muss die Aufmerksamkeit und Thatkraft der 
Gesetzgebung in nächster Zeit besonders zugewendet 
bleiben. Gemeinnützige Ausgaben sollen in 
grösserem Umfang, als seither, gemacht, im Uebrigen 
soll weise Sparsamkeit geübt werden. Vor Allem 
thut eine entschlossene Reform der Reich sf in anz- 
und Steuerwirthschaft noth. Dem unaufhörlichen 
Anwachsen der öffentlichen Schuld und Zinsenlast 
muss Einhalt und für vernünftige Tilgung dieser Last 
muss ehemöglichst Vorsorge geschehen. Wir halten 
fest an unserem früheren Ausspruch, dass wir keine 
Vermehrung der Abgaben, sondern deren thunlichste 
Verminderung und gerechtere Vertheilung unter ge- 
bührender Entlastung der schwächeren Schultern 
wollen. Verbrauchssteuern mit dem C'harakter 
A^on Luxussteuern an Stelle mancher jetzigen in- 
directen Abgaben werden ein sehr diensames Mittel 
hierzu sein. Dagegen werden wir den Monopolen, 
mit ihrem für die wirthschaftlichen Interessen wie 
die politischen Rechte gleich bedrohlichen Charakter, 
wie früher so auch jetzt entgegen sein. 
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Der Augenblick ist ernst; das Deutsche Reich 
hat keinen ernsteren erlebt. Auf Jahre hin, vielleicht 
für immer, wird die bevorstehende Reichstagswahl 
für unser Rechts- und Verfassungs- wie für unser 
wirthschaftliches Leben entscheid.end, der Wahlkampf 
wird gewaltiger, als alle früheren, sein. Den alten 
Widersachern haben sich neue zugesellt; in seinen 
Kampfmitteln ist keiner derselben wählerisch. Es 
gilt, wie Mauern festzustehn, bis auf den 
letzten Mann die Pflicht zu thun. Nur so kann 
der von allen Seiten hart berannte Centrumsthurm 
auch dieses Mal unüberwindlich bleiben. 

Wohlan also ! In unsere, der Wähler, Hand legt 
die Veifassung die volle Hälfte der Verantwortung 
für Deutschlands Wohl und Wehe! Erinnern wir 
uns dess zu dieser Zeit, am Tage der Wahl! An 
dem Kntscheidungstag möge nicht Einer 
unserer Freunde fehlen! Das Vaterland, die 
ruhmreiche Vergangenheit, das eigene Gewissen ruft 
uns zu: Vorwärts in eng geschlossenen, voll- 
zähligen Reihen, vorwärts in alter Tüchtig- 
keit zur Wahl! Vorwärts mit Gott für W\ihr- 
heit, Freiheit und Recht? 

Mai 1893. 

Der Vorstand der Centrumsfraction im 
deutschen Reichstage. 

Graf von Hompesch. (iraf von Preysing 
(Straubing). Freiherr von Buol. Dr. Brüel. 

Dieden. Fritzen (Düsseldorf). Gröber. 
Dr. Frhr. He crem an v. Zuvdwvk. Dr. Lieber. 

Reindl. Dr. Schädler. 



Wahlaufruf 1898. 

Nach fünfjähriger Dauer ist der Reichstag ge- 
schlossen. Die Wahlen zum neuen Reichstag stehen 
unmittelbar bevor. Wiederum haben die Wähler 
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über diejenigen Männer zu entscheiden, welchen sie 
ihr Vertrauen schenken wollen. Von ihnen hängt es 
ab, ob die Centrumsfraction in Zukunft dieselbe 
ehrenvolle Stellung wird behaupten können wie bis- 
her, welche ihr wenigstens die Abwehr uns unan- 
nehmbarer Gesetze ermöglichte. 

Die Centrumspartei ist gegründet als politische 
Partei zur Vertheidigung der kirchlichen Rechte, zur 
Wahrung der politischen Freiheiten und zur Förde- 
rung der wirthschaftlichen Interessen des deutschen 
Volkes, insbesondere der deutschen Katholiken. Das 
war unentwegt die Richtschnur unseres Wirkens in 
der verflossenen Legislaturperiode. 

Wir halten fest an der Verfassung des Deutschen 
Reiches. Wir wahren treu die Rechte des Kaisers, 
der verbündeten Fürsten und der Kinzelstaaten. 
Ebenso unerschütterlich wahren wir die Rechte des 
deutschen Volkes und seiner Vertreter. Angriffe auf 
diese Rechte, insbesondere auf das allgemeine gleiche 
unmittelbare und geheime Wahlrecht zum Reichstag 
oder den Reichstag selbst werden allezeit an uns wie 
bisher entschlossene Gegner linden. 

Mit allem Nachdruck sind wir bestrebt gewesen, 
die Beseitigung der noch bestehenden Reste des 
Culturkampfes in Gesetzgebung und Verwaltung zu 
erreichen und die Rechtsstellung des katholischen 
Volkstheiles im Deutschen Reiche so zu sichern, dass 
der Wiederkehr eines Culturkampfes nach Kräften 
vorgebeugt würde. Aber noch immer hält der 
Bundesrath das Gesetz gegen die Jesuiten und die 
ihnen verwandt erklärten Orden aufrecht, obwohl 
es mit der natürlichen Gerechtigkeit in schneidendstem 
Widerspruch steht, und der Reichstag schon vier 
Mal auf unsem Antrag dessen Aufhebung gefordert 
hat. Harren wir aus im Kampfe gegen jenes Aus- 
nahmegesetz und für die Gleichberechtigung der 
Katholiken. 

Wir wollen weise Sparsamkeit auf allen Ge- 
bieten des Reichshaushalts, namentlich auch bei dem 
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Heere und der Flotte. Wir dürfen auf die Krfolge 
unseres Strebens hinweisen: die zweijährige Dienst- 
zeit im Heere ist erreicht, neue Steuern, namentlich 
solche, welche die breiten Volksmassen weiter be- 
lastet haben würden, sind abgewehrt, der steigenden 
Verschuldung des Reiches ist Einhalt gcthan und mit 
der Tilgung der Schulden ist ein Anfang gemacht. 
Zugestimmt haben wir nur der neuen Börsensteuer. 
Erreicht ist auf unseren Antrag eine wenigstens 
massige Erhöhung der Unterstützung unserer Kricgs- 
invaliden und ihrer Hinterbliebenen. 

Mit Eifer und gutem Gelingen haben wir an 
der Gesetzgebung des Reiches auf allen Gebieten 
des bürgerlichen Rechtes mitgearbeitet. lün neues 
Bürgerliches Gesetzbuch, ein neues Handelsgesetz- 
buch sind geschaffen mit ihren Nebengesetzen über 
den Process. die freiwillige Gerichtsbarkeit und den 
Liegenschaftsverkehr. Manche wcrthvolle, den reli- 
giösen und moralischen Interessen förderliche Be- 
stimmungen sind getroffen. Die dem deutschen 
Volke bisher versagte Gemeinsamkeit des Rechts ist 
gewonnen; sie wird für unser wirthschaftliches Ge- 
deihen ein mächtiger Hebel sein. Es ist gelungen, 
eine den modernen Rechtsanschauungen mehr ent- 
sprechende, gemeinsame Militärstrafprocessordnung 
zu verabschieden. Eline alte Forderung des Centrums, 
die Entschädigung unschuldig Verurtheilter ist end- 
lich erfüllt. Dem Gewerbe, dem Handel und der 
Industrie dient das Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb, welches unserem Antrag entsprungen 
ist. Das (besetz zur Bekämpfung der überhand- 
nehmenden IJnsittlichkeit konnte zu unserem Be- 
dauern nicht zur Verabschiedung gebracht werden. 
Mehr als früher müssen wir den alten Grund- 
satz betonen, dass die Centrumsfraction das moralische 
und materielle Wohl aller Volksclassen nach 
Kräften zu fördern hat. Nur dieser Standpunkt ver- 
bürgt Recht und Billigkeit nach allen Seiten. Wie 
es der Stolz unserer Partei ist. dass sie in allen 
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Ständen zahlreiche Anhänger zählt, so ist es ihre 
Khre, mit derselben Hingebung und ausgleichenden 
Gerechtigkeit für die Hebung der wirthschaftlichen 
Lage aller vStände gleichmässig einzutreten. Wenn 
Avir dabei den Bedürfnissen nothleidender Stände 
eine besondere Pflege haben zu Theil werden lassen, 
so liegt darin nur eine Bekräftigung unseres obersten 
(j rund Satzes. 

In den vergossenen Jahren hat die Landwirth- 
schaft unter einer drückenden Xothlage gelitten. 
Unausführbaren Vorschlägen zur Abstellung derselben 
haben wir pflichtgemäss Widerstand geleistet. Wo 
immer aber ein gangbarer Weg sich zeigte, der 
Landwirthschaft zu Hülfe zu kommen, haben wir es 
niemals an uns fehlen lassen. Das neue Margarine- 
gesetz und das neue Bcirsengesetz mit der Beseiti- 
gung des Terminhandels in Getreide sind unter 
unserer entscheidenden Mitwirkung zu Stande ge- 
kommen. Bei der Beschlussfassung über neue 
HandelsA^erträge wird eine verstärkte Fürsorge für 
die Landwirthschaft unser Bemühen sein. 

Für den Handwerkerstand ist es gelungen, einen 
Boden der obligatorischen Organisation zu gewinnen, 
welcher bei ausdauernder Benutzung durch die 
HandAverker selbst einen festeren Zusammenschluss 
ihres Standes, eine Hebung des Handwerks, der 
Meister und der Gesellen, sowie eine bessere Aus- 
bildung der Lehrlinge verspricht. Andere noch nicht 
erreichte Wünsche werden das Ziel unserer An- 
strengungen bleiben müssen. 

Für den Schutz und die Förderung der Gesund- 
heit, der Sittlichkeit und der wirthschaftlichen Lage 
der arbeitenden Stände sind wir mit Ausdauer und 
F^rfolg thätig gewesen. Mit lebhaftem Bedauern er- 
füllt uns, dass in der mit Eifer und Begeisterung be- 
gonnenen Socialreform nicht der erhoffte F^ortschritt 
zu bemerken ist. i^s wird noch der Anstrengungen 
vieler Jahre bedürfen, um sie zu einem befriedigenden 
Abschluss zu führen. Wo bei der Ausführung der 
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bisherigen Reformgesetze Härten und Schwierigkeiten 
sich zeigten , haben Avir unter voller Wahrung 
unseres grundsätzlichen Standpunktes nachdrücklich 
deren Beseitigung angestrebt. Wir werden nicht 
aufhören, die Regierung zu thatkräftigem Fort- 
schreiten zu drängen, damit die Erlasse unseres 
Kaisers vom Februar 1890 voll ijnd ganz verwirk- 
licht werden. 

lünen Fractionszwang kennen wir nicht. Wenn 
wir dessen ungeachtet auf eine so fruchtbare Thätig- 
keit zurückblicken können, so verdanken wir dies 
vornehmlich dem Umstände, dass die Einigkeit der 
Fraction auf Grund einer gemeinsamen Ueberzeugung 
es erm(')glichtc, das ganze Gewicht ihrer Bedeutung 
einzusetzen. 

Wie in früheren Jahren hat zwar auch in dieser 
Session es sich nicht vermeiden lassen, dass in 
wichtigen Fragen die Fraction nicht in voller Einig- 
keit stimmte. Auch beim ' Flottengesetz war die 
i-raction im Ziele einig ; hinsichtlich der Erreichung 
dieses Zieles war die Mehrheit der Ansicht, dass die 
Annahme des wesentlich umgestalteten Entwurfs eine 
Xothwendigkeit sei und deshalb über die Bedenken 
gegen ihn von ihr hinweggegangen werden müsse, 
während die Minderheit aus bcachtenswerthen 
Gründen glaubte, eine ablehnende Stellung einnehmen 
zu müssen. 

Aber alle Mitglieder der Fraction sind der festen 
l'eberzeugung , dass streitige Einzelfragen niemals 
einen Grund abgeben dürfen, um den Bestand oder 
die Einigkeit der Fraction zu beeinträchtigen. Die 
feste Geschlossenheit unserer Reihen ist heute so 
noth wendig wie je. l'nsere Gegner von rechts und 
links stehen gemeinsam uns gegenüber. Die Politik 
der Sammlung bezweckt die Verdrängung des 
C'entrums aus seiner ausschlaggebenden Stellung im 
Reichstage. Wie früher, so stehen wir auch jetzt 
allein und werden nur aus eigener Kraft unsere 
Stellung zu behaupten haben. liinmal verloren, 
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würde dieselbe in absehbarer Zeit nicht wieder zu 
t;ewinnen sein. Würden die Lehren des Cultur- 
kampfes vergessen, so wären die Früchte unserer 
Anstrengungen seit fast einem Menschenalter rasch 
dahin. Der Kampf gegen den Glaubenshass und die 
Wahnideen der Socialdemokratie, gegen den kirchen- 
feindlichen Liberalismus und gegen jenen Conser- 
vatismus, welcher einer einseitigen Interessenpolitik 
sich nicht versagt und sein Ziel in der Beschränkung 
der Freiheiten und Rechte des Volkes sucht, er- 
fordeit nach wie vor den Bestand der Centrums- 
fraction. 

Wir wenden uns nun vertrauensvoll an die so 
oft erprobte politische Einsicht und Opferwilligkeit 
unserer Parteifreunde im ganzen Reiche. Treten wir 
einig und entschlossen in den Wahlkampf ein. Thue 
jeder seine Pflicht an der Urne; denn jede einzelne 
Stimme wird gezählt. Wählen wir die alten be- 
währten Männer wieder oder Männer ihres Geistes. 
Halten wir einmüthig wie bisher die ruhmvolle 
Fahne des Zentrums hoch, unter dem alten be- 
ge i sternd en R uf e : 

Für Wahrheit, Freiheit und Recht! 

Berlin, 6. Mai 1898. 

Namens der gesammten Centrumsfraction: 
Der Vorstand in der neunten Legislaturperiode. 

Graf llompes'ch. Dr. Schaedler. Dr. Spahn. 

Aichbichler. Dieden. Fritzen (Düsseldorf). 

Graf V. Galen. Gröber. Frhr. v. Heere man. 

Frhr. Dr. V. llertling. Hörn (Xeisse). Dr. Lieber. 

Dr. Lingens. Dr. Rintelen. 
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Die Wahlaufrufe der Centrumsfraction 
des preussischen Abgeordnetenhauses. 

Wahlaufruf 1873. 

Die gegenwärtige Wahlperiode für das preussische 
Abgeordnetenhaus nahet dem Abschliiss. Hierin er- 
kennen die zur Zeit noch in Berlin vereinigten Mit- 
glieder der Centrumspartei den gebotenen Anlass, 
um sich in gemeinschaftlicher Aufforderung an ihre 
bisherigen Wähler und an alle (Gesinnungsgenossen 
im ganzen Lande mit der dringenden Bitte zu wenden: 

1. auf dem festen Grunde der von uns seit dem 
ersten Zusammentritt dieses Landtages treu be- 
waWten und vertbchtenen Principien auch in 
der Zukunft zu beharren, und bei der Fortdauer 
des uns aufgezwungenen Kampfes ungebroche- 
nen Muthes mit allen gesetzlichen Mitteln für 
die Sache der Wahrheit, des Rechtes und 
der Freiheit — ein jeder an seiner Stelle — 
einzustehen ; 

2. bei den für den Herbst bevorstehenden Neu- 
wahlen sich so zahlreich wie möglich zu be- 
theiligen. 

In den einzelnen Provinzen werden sich Comites 
bilden, welche die Leitung der Wahlen übernehmen 
und für die nothwcndige \'erbindung unter sich Sorge 
tragen werden. 

Berl in, 20. Mai 1873. 

Die Fraction des Centrums (Verfassungspartei). 

A. A. der \'orstand: 

Flkemann. Graf Praschm a. P. Reichens- 

perger. Savigny. Gajewsky. Windthorst 

(Moppen). Frhr. von Schorle m er- Alst. 

von Mallinckr od t. 
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Wahlaufruf 1876. 

Die gegenwärtige Wahlperiode für das preussische 
Abgeordnetenhaus naht dem Abschluss. Hierin er- 
kennen wir, die zur Zeit noch in Berlin vereinigten 
Mitglieder der Centrumsfraction , den gebotenen 
Anlass, uns in gemeinschaftlicher Auifordening an 
unsere Wähler und an alle Gesinnungsgenossen im 
ganzen Lande mit der dringenden Bitte zu wenden: 
auf dem festen Grunde der von uns seit dem 
Zusammentritt treu bewahrten und ver- 
fochtenen Principien auch in Zukunft zu 
beharren und bei Fortdauer des von uns 
nicht verschuldeten Kampfes mit allen ge- 
setzlichen Mitteln für die Sache der Wahr- 
heit, des Rechts und der Freiheit einzutreten. 

Kiner näheren Darlegung dieser Piincipien be- 
darf es hier und von unserer Seite nicht. Wir haben 
dieselben bei jeder Gelegenheit wiederholt und laut 
Aon der Rednerbühne und durch unsere Abstimmungen 
im Abgeordnetenhaus öffentlich kundgegeben. 

Wir halten diese Principien aufrecht, 
sie sind unabänderlich, weil sie Avahr sind, 
und weil sie wahr sind, werden sie siegen, 
getragen von der Treue und in schwerer Zeit 
festbewährten (Besinnung des christlichen 
Volkes. 

Wir richten ferner an unsere Gesinnungs- 
genossen die dringende Aufforderung, bei 
den für den Herbst bevorstehenden Neu- 
wahlen sich so zahlreich, wie möglich, zu 
betheiligen. Keiner darf von der Wahlurne fern 
bleiben: wer ohne Grund fehlt, verletzt seine Pflicht 
als Staatsbürger und als Ghrist. Die nächste Legis- 
latur-Periode wird noch Avichtiger sein, als es die 
abgelaufene gewesen ist. Wir stehen unverkennbar 
an einem ernsten Wendepunkt. Es gilt mehr, als 
je, die Fahne hoch zu halten, welcher wir bis dahin 
mit Stolz und ungebrochenen Muthes gefolgt sind. 
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In den einzelnen Provinzen werden sich Comites 
bilden, welche die Leitung der Wahlen übelnehmen 
und für die noth wendige Verbindung unter sich 
Sorge tragen w^erden. 

Im Juni 1876. 

Die Fraction des Centrums. 

I. A. Der Vorstand. 

Windthorst (Meppen). A'on Schorlcmer-Alst. 
Ostcrrath. Reichensperger. Graf Praschma. 
Graf Matuschka. Hüffer. deSvo. Biesenbach. 

Gajewski. 



Wahlaufruf 1879. 

Beim Abschluss der gegenwärtigen Wahlperiode 
des preussischen Abgeordnetenhauses und im Hinblick 
auf die bevorstehenden Neuwahlen erkennen wir es 
als unsere Pflicht, die Wähler und Gesinnungs- 
genossen der Centrumsfraction im ganzen Lande auf- 
zufordern, auf dem festen Grunde der von unserer 
Partei stets vertretenen Grundsätze zu verharren und 
für die Sache der Wahrheit, des Rechts und der 
Freiheit mit um so grösserer Entschiedenheit ein- 
zustehen, als die Folgen der unseligen Wirksamkeit 
des modernen Liberalismus, dessen Zusammenbruch 
den Wendepunkt zum Besseren anzeigt, immer klarer 
zu Tage treten. 

Dass diese Anschauung auch in maassgebcnden 
Kreisen Platz greift, wird erkennbar. Aber noch 
ist der innere Frieden nicht hergestellt, ins- 
besondere der Kirche die freie Bewegung und Selbst- 
ständigkeit noch verschränkt, die ebenso sehr ihr 
und des christlichen Volkes heiliges unveräusser- 
liches Recht, wie die Bedingung ihrer segensreichen 
Wirksamkeit für Staat und Gesellschaft ist. Je mehr 
es heute Noth thut, die christlich-gläubige (^esinnung 
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zu wecken und zu fördern, dieselbe in ynterricht und / 
Erziehung, in Bildung und Wissenschaft, in der 
Gesetzgebung und im öifentlichen Leben zur Richt- 
schnur zu machen, um so mehr müssen wir die Be- 
seitigung aller hemmenden Schranken, insbesondere 
derjenigen Gesetze verlangen, welche die Selbst- 
ständigkeit und die Rechte der Kirche, den christ- 
lichen Charakter der Schule, das Recht der Eltern 
auf die Erziehung ihrer Kinder beeinträchtigen. 

Die im Reichstage erstrebte Umkehr zu 
einer besseren Wirthschaftspolitik hat unter 
Mitwirkung der Centiumspartei in treuem Festhalten 
an deren Programm begonnen. Aber sie kann nur 
Dauer und Werth haben, wenn ihr eine Finanz- 
wirthschaft zur Seite steht, weiche nach den 
von uns stets A'ertretenen Grundsätzen mit 
weiser Sparsamkeit die Ausgaben beschränkt 
und dadurch die so feierlich versprochene 
Eerl eichterung der directen Steuern, die 
Entlastung der Communen herbeiführt. 

Eine l^ntw^ickelung der Selbstverwaltung 
in Gemeinde, Kreis und Provinz, welche fern vom 
Geiste dei Gleichmacherei, ohne Misstrauen, mit 
Achtung der ererbten und bewährten Eigenthümlich- 
keiten der Landestheile erfolgt, wird das Vertrauen 
und die Liebe zum Staatsverbande heben, die un- 
abhängige Gesinnung fördern, die unerschwingliche 
Last der communalen Besteuerung mindern, der 
Ueberlluthung mit Gesetzen steuern. 

Die Umkehr von den Wegen des falschen 
Liberalismus auf allen Ciebieten des öffent- 
lichen Lebens muss mit Vorsicht, aber stetig, 
unter dem Grundsatz erfolgen, die verfassungsmässigen 
Rechte des Volkes zu wahren und überall das Recht 
zur Geltung zu bringen. Für diese, durch das 
Centrum stets vertretenen Grundsätze, wollen wir 
weitet kämpfen, wenn die Wähler mit uns an den- 
selben festhalten und durch die Wahlen dies be- 
stätigen. 
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In Anbetracht der tiefgreifenden Bedeutung der 
bevorstehenden Neuwahlen richten wir an unsere 
Gesinnungsgenossen die dringende Auiforderung, 
Alle an der Wahlurne zu erscheinen. 

Wir stehen an einem ernsten Wendepunkt; es 
gilt, fest und ausdauernd die Fahne hochzuhalten, 
^v elcher wir mit Stolz und ungebrochenen Muthes 
stets gefolgt sind. 

Erfülle denn ein Jeder seine Pflicht als Staats- 
bürger und als Christ in dem siegverheissenden 
Kampfe für Wahrheit, Recht und Freiheit. 

Im August 1879. 

Der Vorstand der Centrumsfraction im 
preussischen Abgeordnetenhause 1876 bis 1879. 

I-'reiherr von Schorlemcr- Alst. 

Windthorst (Meppen). Rcichensperger. 

GajcAvski. de Syo. Osterrath. llüffer. 

Biesenbach. Graf von Matuschka. Dr. Franz. 

Kaufmann. Frhr. von Ileereman. 



Wahlaufruf 1882. 

Der Ablauf der Wahlperiode des preussischen 
Abgeordnetenhauses und die bevorstehenden Neu- 
wahlen legen uns die Pflicht auf, an die Wähler und 
Gesinnungsgenossen der Ccntiumsfraction uns zu 
wenden. 

War unsere Lage in dieser Zeit auch vielfach 
eine besonders schwierige, so dürfen Avir doch mit 
Dank gegen (}ott constatiren, dass die Bedeutung 
und das Gewicht der Centrumspartei einer wachsen- 
den Anerkennung sich erfreute. 

Die l^rkenntniss, dass die vSüirung des inneren 
Friedens auf kirchlichem (iebiete die schwersten 
Schäden herbeigeführt, dass diesem unerträglichen 
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Zustande ein Ende zu machen sei, hat sich mehr und 
mehr Bahn gebrochen. 

Hoffen wir, dass den Anfängen zu einer Besserung" 
bald die volle That folge. 

Die Centrumsfraction hat den Bestrebungen : 
Härten zu mildern, für die Ileibeifiihrung des Friedens 
Zeit und Boden zu gewinnen — welche Bestrebungen 
die conservative Partei in dankenswerther Weise 
unterstützte — ihre Mitwirkung nicht versagen dürfen. 

Aber wir haben stets festgehalten und halten 
fest an der Forderung freier Bewegung und Selbst- 
ständigkeit für die Kirche, daher der Beseitigung der 
dieselbe hemmenden Schranken und besonders aller 
der (jesetze, welche die unveräusserlichen Rechte 
der Kirche, den kirchlich - confessionellen Charakter 
der Schule, das Recht der Eltern auf die F^rziehung 
ihrer Kinder beeinträchtigen. Der revolutionären 
Strömung, welche ringsum sich breit macht, den 
Gefahren für Thron, Staat und Gesellschaft kann nur 
ein christlich erzogenes, gottesfürchtiges Volk erfolg- 
reichen Widerstand leisten. 

Mit der Verwirklichung unserer Forderungen wird 
auch der confessionelle Friede, den wir stets zu 
wahren gewillt sind, gesichert. Ausdrücklich müssen 
wir hier Einspruch erheben gegen die ^'ersuche, 
durch Hervorrufung von Zwietracht unter den christ- 
lichen Confessionen das Friedenswerk zu stehen und 
damit zugleich den schwindenden Ivintluss des 
Liberalismus wiederherzustellen. 

Dass die l'mkehr von den Wegen des falschen 
Liberalismus auf allen Gebieten des (■)ffentlichen 
Lebens noth wendig ist. wiederholen wir nochmals, 
weil — ohne zu verkennen, was zum Wohle des 
Grundbesitzes, der Gewerbe, insbesondere des Hand- 
werks und der Arbeit erstrebt und geschehen ist — 
wir doch die Stetigkeit und Klarheit vermissen, 
welche auf dem Gebiete der Gesetzgebung wie der 
Verwaltung unbedingt noth wendig, das Recht und 
die Pflicht einer christlich-conservativen Regierung ist. 
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Von diesem Grundgedanken muss auch die I^nt- 
wickelung der Selbstverwaltung in Oemeinde, Kreis 
und Provinz getragen sein, frei von bureaukratischer 
Schablone und Gleichmacherei, unter Wahrung der 
berechtigten Eigenthümlichkeiten und liebgewordenen 
Einrichtungen der einzelnen I.andestheile. 

Die vor drei Jahren im Reichstage unter An- 
regung und mit Unterstützung des Centrums ein- 
geschlagene Wirthschaftspolitik hat sich trotz der 
traurigen Folgen wiederholter Rückschläge in den 
Ernten des Landes als richtig und nutzbringend be- 
währt. 

Durch eine weise Und sparsame Finanzwirthschaft 
muss dieselbe voll ausgenutzt und fenier Sorge ge- 
tragen Averden, die Steuerlast th unliebst zu er- 
leichtem, dieselbe gerecht und gleichmässig zu ver- 
theilen. 

Das sind die Grundsätze, für welche die Centrums- 
fraction immer eingetreten ist und eintreten Avird, 
wenn derselben das Vertrauen der Wähler auch 
femer zur Seite steht. 

Die Einigkeit der Wähler und Gewählten, in 
welcher wir nun über zwölf Jahie, trotz aller An- 
feindungen und X'ersuche uns zu spalten, treu zu- 
sammengestanden, ist die Ehre, der Stolz und die 
Gewähr des Erfolges unserer Partei. 

Darum Alle an die Wahlurne bei der bevor- 
stehenden Wahl, zu einem Siege mit Gottes Hülfe 
für Wahrheit. Recht und Freiheit I 

Im Mai 1882. 

Die Centrumsfraction des preussischen 
Abgeordnetenhauses. 

I. A. Der X'orstand derselben 187Q — 18S2. 

Dr. Frhr . von Schorle m e r - A 1 s t . Dr. W i n d t h o r s t 

(Meppen). Dr. Reichensp erger (Köln). 

Dr. Reichensp erger (Olpe). de vSyo. 11 ü ff er. 

Biesenbach, (jraf Matuschka. Dr. Franz. 

Kaufmann. Dr. Frhr. von II e crem an. 
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Wahlaufruf 1885. 

rnabänderlich sind die Principien, auf 
deren festem Grunde die Centrumspartei von 
jeher gestanden hat. l'nsere Aufrufe von 1876, 
1879 und 1S82 haben sie näher dargelegt. Für die- 
selben, auch in schwieriger Lage, ungebrochenen 
Muthcs zu kämpfen, war unsere Pflicht und unsere 
J'lhre. 

Auf dem Gebiete der Wirthschafts- und 
Finanzpolitik haben wir insofern erfreuliche Er- 
folge zu verzeichnen, als durch die ausschlaggebende 
Haltung der Centrumsfraction des deutschen Reichs- 
tages und des preussischen Abgeordnetenhauses, 
welche einmüthig gemeinsame Ziele erstreben — 
es erreicht wurde, dass der nothwendige und laut 
geforderte bessere Schutz der vaterländischen, ins- 
besondere auch der landwirthschaftlichen Production 
bewirkt; zugleich aber auch durch das, auf An- 
regung der Centrumsfraction des Abgeordnetenhauses, 
erlassene Verwendungsgesetz, unserem Programm 
entsj^rechend — bestimmt wurde, dass die Mehr- 
einnahmen zur lü'leichterung der directen Steuern, 
zur Entlastung der Communen dienen. 

Die angebahnte procentuale Besteuerung 
der Börsengeschäfte ist ein Fortschritt auf dem 
A'on uns stets erstrebten Wege gleicher und ge- 
rechter \'ertheilung der Steuerlast, und ein Mittel, 
die Ausgleichung (^es vorhandenen Deticits des Staats- 
haushalts-Ftats ohne Mehrbelastung der bisher schon 
zu hoch Besteuerten zu bewirken. 

Die Gesetzgebung zum besseren Schutz 
der Handwerker und Arbeiter hat unter An- 
regung und Mitwirkung der Centrumspartei Fort- 
schritte, wenn auch nicht genügende, aufzuweisen. 
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Gewiss unterschätzen wir den Werth der vorauf- 
geführten Errungenschaften nicht. Aber wir dürfen 
nicht verkennen und nicht verschweigen: dass 
sie nur dann dauernd segensreich wirken 
können, wenn eine gesunde Entwickelung 
unseres Rechts- und Verfassungslebens ihnen 
zur Seite steht. Wir müssen aussprechen, dass 
sie zu einer Gefahr für das Leben der Nation 
Averden, wenn diese über die materiellen 
Vortheile und Fortschritte vergessen könnte, 
dass die Gerechtigkeit das Fundament der 
R eiche ist. 

Diese Gerechtigkeit, welche insbesondere 
durch den kirchenpolitischen Streit so 
schwer verletzt wurde, sie harrt noch der 
Wiederherstellung; ja, sie ist mehr in Frage 
gestellt, denn früher. 

Der sogenannte Culturkampf ist nicht beendet. 
Diese Wunde, die all ergefährlichste, an der das 
Vaterland leidet, sie blutet fort. 

Die freie Bewegung und Selbständigkeit der 
Kirche, welche ebenso sehr ihr und des christlichen 
Volkes heiliges unveräusserliches Recht, wie die Be- 
dingung ihrer segensreichen Wirksamkeit für Staat 
und Gesellschaft ist, bleibt verschränkt : der christ- 
liche Charakter der Schule, das Recht der Eltern 
auf die Erziehung ihrer Kinder ist noch immer beein- 
trächtigt. 

Wohl sind einige Milderungen eingetreten, was 
wir anerkennen, ohne jedoch zu übersehen, dass 
wesentlich das Staatsinteresse solche verlangte. 

Aber wir dürfen uns durch dieselben 
nicht täuschen und einschläfern lassen. Ver- 
gessen wir nicht, dass alle die Freiheit der 
Kirche beschränkenden Gesetze fortbestehen, 
dass dieselben also jederzeit mit voller Wucht wieder 
auf uns niederfallen können; dass die- Bischöfe nach 
wie vor in der freien Ausübung ihres Hirtenamtes 
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behindert, so viele Pfarreien noch ganz A'erwaist sind ; 
dass die Seelsorgc nicht hinreichend und nicht geordnet, . 
die Heranbildung des (Herus nach kirch- 
lichen Grundsätzen unmöglich ist. 

Wiederholt haben wir auch in dieser Legislatur- 
periode die Aufhebung, bezüglich die Revision der 
Ausnahmegesetze, die Beseitigung wenigstens 
derjenigen, Avelche die Freiheit der Cultus- 
acte, das Lesen der heiligen Messe und die 
Spendung der Sacramente unter vStrafe stellen, 
verlangt. 

Vergeblichl 

Wir können und dürfen uns aber mit vor- 
übergehender Duldung, mit (inade und Nach- 
sicht nicht begnügen, wo wir ein volles 
Recht zu fordern haben: wo wir solches fordern 
müssen für unseren (Hauben und unsere Kirche, für 
uns selbst und unsere Kinder, aber auch im Interesse 
des Vateilandes. Denn der revolutionären Strömung, 
die ringsum sich breit macht, den Gefahren für 
Thron, Staat und Cjcsellschaft, kann nur ein christlich 
erzogenes, gottesfürchtiges \'olk erfolgreich Wider- 
stand leisten. Wir müssen und wollen daher 
für die Treiheit unserer heiligen Religioa 
kämpfen bis zum endlichen Siege. 

Hierin liegt die tiefgreifende Bedeutung 
der bevorstehenden Wahlen. In Anbetracht 
derselben richten wir an unsere Gesinnungsgenossen, 
die dringende Aufforderung, alle an der Wahl- 
urne zu erscheinen, aber auch nur denen ihre 
wStimme zu geben, welche gewillt sind, uns 
diese, vor Allem nothwendigste Freiheit er- 
kämpfen zu helfen. 

Für Wahrheit, Recht und Freiheit! 

Mit diesem bewährten vSchlachtruf pflanzen wir 
unsere Fahne im Wahlkampfe auf. F^rfüUe ein 
Jeder seine Pflicht! Die Wähler an der Wahl- 
urne, wir im Landtage, wenn ihr Vertrauen uns 
wieder dorthin entsendet. Der Sieg liegt in 
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Gottes Hand! er wird denen nicht fehlen, die treu 
ausharren. 

Berlin, im Mai 1885. 

Die Centnimsfraction des preussischen 
Abgeordnetenhauses. 

I. A. Der Vorstand derselben 1882 — 1885. 

Dr. PYhr. v. Schorlemcr-Alst. Dr. Windthorst 

(Meppen). Dr. Reichen spergei (Köln). 
Dr. Reichensperger (Olpe). Borowski. Hüffer. 

Biesenbach. Graf Matuschka. Kaufmann. 
Scholz (Xeisse). Dr. Freiherr von Heereman. 

Dr. Krebs. 



Wahlaufruf 1888. 

Die 16. Legislaturperiode des preussischen Land- 
tages geht zu Knde. Die allgemeine Xeuwahl für 
die siebenzehnte steht bevor. Sie wird zum ersten 
Male auf fünf Jahre erfolgen. Um so dringender 
wird für die Fraction des Zentrums das Bedüifniss. 
an ihre Wähler und an alle Gesinnungsgenossen die 
Aufforderung zu richten: wenn je, dann bei der 
nächsten Wahl zum Hause der Abgeordneten auf 
dem festen Boden der seit Bildung der Partei von 
Wählern und Crcwählten in nie gestörter Eintracht 
treu bewahrten und unentwegt verfochtencn Ch'und- 
sätze unerschüttert auszuharren und deren fort- 
schreitende Verwirklichung zum wahren Wohle des 
\'aterlandes durch die hingebende Ausübung des 
Wahlrechts, dieser höchsten staatsbürgerlichen Pllicht, 
mit allen Kräften anzustreben. 

Diese Grundsätze der Partei sind unab- 
änderlich. Sie leben im Bewusstsein und der in 
schweren Jahren festbewährten Gesinnung Aller, die 
nun so lange schon ungebeugten Muthes erfolgreich 
dafür eingetreten sind. 
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,. Das oberste (jesetz ist die V'erfassung.'* 
„Sic vor Allem muss in der Ehrfurcht und in 
der Sitte der Nation sich befestigen; ihre Be- 
stimmungen müssen allseitig geachtet wer- 
den. •* In diesen feierlichen Königsworten jüngster 
Zeit ist unsere ganze Haltung seit dem Bestände der 
Partei bestätigt. Zu allen Zeiten haben wir mit 
Nachdruck au.sgesp rochen, dass alle wirthschaftlichen 
und ünanciellcn Errungenschaften auf die Dauer 
werthlos sind, ja, dass dieselben zu einer Gefahr für 
das Leben der Nation werden, ohne die gewissen- 
hafte Achtung der Verfassung, ohne die gesunde 
I^ntwickelung unseres gesammten Rechtslebens auf 
ihrem unerschüttert zu bewahrenden Grunde. Nicht 
des Augenblickes Nützlichkeit, sondern die 
Gerechtigkeit ist das Fundament der Reiche. 

Dankbar erfreuen wir uns des nicht zu unter- 
schätzenden Anfangs, welchen die Wiederherstellung 
dieser Gerechtigkeit auf einem Gebiete genommen 
hat, auf welchem sie am wenigsten jemals hätte ver- 
letzt werden sollen: auf dem Gebiete der Bekennt- 
nisse und der Gewissensfreiheit. ,.Der Zugang 
zu dem Frieden" ist während der abgelaufenen 
Legislaturperiode unter unserer Mitwirkung eröffnet. 
Aber noch immer dürfen wir durch das Itrrungene 
uns nicht einschläfern lassen. Noch ist die Freiheit 
unserer heiligen Religion in Preussen und in Deutsch- 
land nicht erstritten, die Aufgabe, die wir uns vor- 
gesetzt, noch nicht gelöst. L'nd doch ist die freieste 
Bewegung und Selbständigkeit der Kirche von der 
Verfassung vor dem unseligen ^^Culturkampfe"* be- 
dingungslos und feierlich gewährleistet; sie bleibt 
des christlichen Volkes heiliges und unveräusserliches 
Recht; sie ist die unerlässliche Voraussetzung 
jedweder segensreichen Wirksamkeit für 
Staat und Gesellschaft. 

Dem gesellschaftlichen Umstürze, der 
mmier bedrohlicher sein Plaupt erhebt, der Unter- 
grabung aller staatlichen Ordnung, den Gefahren 
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für den Thron selbst wird nur ein christlich er- 
zogenes gottesfürchtiges Volk mannhaft und treu 
begegnen und erfolgreichen Widerstand leisten. Aber 
der christliche Charakter der Schule und das 
unveränderliche Recht der Kitern auf die 
Erziehung ihrer Kinder sind noch immer beein- 
trächtigt. Der Kirche und ihren Organen muss vor 
Allem in vSachen des religiösen Unterrichts in den 
Volksschulen in vollem Umfange gewährt werden, 
Avas die \'erfassungsurkunde denselben zusichert; die 
Leitung dieses Unterrichts durch die be- 
treffenden Religions-Gesellschaften muss zur 
Wahrheit werden in dem ursprünglichen Sinne 
dieser Bestimmung. Der kirchlichen Ikhörde muss 
zustehen, gegen die Personen, welche zur Kr- 
th eilung des Religionsunterrichts zugelassen werden 
sollen, kirchlich - religi(")se Einwendungen mit aus- 
schliessender Wirkung zu erheben und die für den 
Religionsunterricht und die religiöse Uebung in den 
Schulen dienenden Lehr- und Andachtsbücher, 
den l'mfang und Inhalt des religiösen Unterrichts- 
stoffes und dessen Vertheilung auf die einzelnen 
Ulassen zu bestimmen. Die kirchlichen Oberen allein 
müssen berechtigt sein, die Leiter des Religions- 
unterrichts in den einzelnen Volksschulen zu berufen; 
und diese Leiter endlich müssen die Befugniss haben, 
nach eigenem Ermessen den Religionsunterricht in 
der Schule selbst zu ertheilen oder dem Religions- 
unterricht des Lehrers beizuwohnen, in diesen ein- 
zugreifen und für dessen Ertheilung den Lehrer mit 
Weisungen zu versehen, welche von letzterem zu be- 
folgen sind. Diese natürlichen und einfachen 
Gerechtsame, die wir übrigens nicht für die katho- 
lische Kirche allein begehren, und welche zudem 
verfassungsmässig actuell geltendes Recht sind, müssen 
wir um so nachdrücklicher reclamiren, je lebhafterem 
und zäherem Widerstände deren Geltendmachung bei 
den Parteien vielfach begegnet. Die Liebe zum 
X'aterland, die Pflichten gegen Thron. Staat und 
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Ciesellschaft A'crbieten uns j^lcichermaassen, länger 
damit zurückzuhalten. 

,.\ur ein auf der gesunden Grundlage von 
Gottesfurcht in einfacher Sitte aufwachsen- 
des Geschlecht wird hinreichend Wider- 
standskraft besitzen, die Gefahren zu über- 
winden, welche unserer Zeit für die (iesammt- 
heit erwachsen." 

Diese Worte eines früh vollendeten Herrschers 
sollen an uns nicht verloren sein. Zur Gottesfurcht 
erzieht nur ein nach Gottes Wort kirchlich geordneter 
Religionsunterricht. 

Mit der Verwirklichung unserer Forderungen 
wird auch der confessionelle Friede gesichert, 
dessen sorgfältige Wahrung jederzeit unser ernster 
und thatkräftiger Wille ist. Wir müssen wiederholt 
ausdrücklichen Finspruch erheben gegen die Versuche, 
durch llervorrufung von Fifersucht und Zwietracht 
unter den Staatsbürgern der verschiedenen religiösen 
Bekenntnisse das Friedenswerk zu stören und zu ver- 
dächtigen. 

Cileiche Gerechtigkeit für Alle bleibt die 
Losung, in deren kraftvolle Vertretung \vir 
stets unsere Fhre setzen. 

Nicht minder müssen Avir erneut betonen, dass 
wir gleich zu Beginn der unter wesentlicher Mit- 
wirkung des Centrums inaugurirten neuen Social- und 
Wirthschaftspolitik hervorgehoben haben, dass diese 
Politik Dauer und Werth nur behaupten kann, w^enn 
und soweit ihr eine Finanzwirthschaft zur Seite 
steht, welche nach den von uns stets vertretenen 
Grundsätzen mit weiser Sparsamkeit die Ausgaben 
beschränkt und dadurch die so oft und feierlich 
versprochene Frleichterung der directen Steuern und 
]!!ntlastung der Communen in vollem Umfange herbei- 
führt. 

Fs darf kein Zweifel mehr gelassen werden, 
dass unseres Volkes Steuerkraft in schärfster 
und überdies ungleich drückender Weise an- 
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j^espannt ist. Nicht in noch weiterer Steige- 
rung der Abgaben, sondern nur in ge- 
rechterer Vertheilung derselben darf die 
verheissene Reform der directen Steuern be- 
stehen. Dieselbe endlich zu verwirklichen, muss 
die nächste Aufgabe der (^lesetzgebung auf diesem 
wichtigen Gebiete bleiben. 

Dem weiteren Ausbau und der bessernden Ent- 
wickelung der neuen Selbstverwaltungs-Ord- 
nungen bleibt unsere volle Aufmerksamkeit zu- 
gewendet. Berechtigte Eigenthümlichkeiten und lieb 
gewordene Kiniichtungen der einzelnen Landestheile 
sollen dabei schonender als seither gewahrt werden. 
Daneben muss dann die Bevölkerung auch ihrerseits 
Alles aufbieten, dass die Organe der Selbstverwaltung 
in Gemeinde, Kreis und Provinz nicht bureaukratisch 
ausarten, sondern im Geist dei neuen Ordnung wahr- 
haft erspriesslich für die Interessen der kleinsten, wie 
der grösseren Verbände wirken. 

Wohl kann und soll der Staat auch auf dem 
materiellen Gebiete nicht Alles. Die Umkehr von 
den Wegen des falschen Liberalismus aber auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens zu den ewig gültigen 
und stets bewährten Grundsätzen der wahren Frei- 
heit, der Wahrheit und des Rechtes wird auch das 
wirthschaftliche (iedeihen der verschiedenen 
Gesellschaftsclasscn gleichmässig heben, wider- 
streitende Interessen thunlichst ausgleichen, die 
Schwachen und Bedrängten im Kampfe um' das Dasein 
schirmen und unvermeidliche Missstände mildern. 
In diesem Sinne soll der Staat Preussen 
nicht nur im eigenen Hause Segen schaffen, 
sondern auch auf die Reichsgesetzgebung mit 
seinem ganzen Kinfluss wirken. 

Die tiefgreifende Bedeutung der bevorstehenden 
Wahlen liegt hiernach zu Tage. Ein neuer Herrscher 
erwartet in dem neuen Parlament den unverfälschten 
Ausdruck der politischen Anschauungen seines treuen 
Volkes. 
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Erscheinen wir deswegen Alle am Wahltische, 
wählen wir schon zu Wahlmännera nur solche völlig 
unabhängige Männer, die ohne Furcht und Tadel 
ihres Amtes walten mögen; geben wir endlich durch 
sie nur denen unsere Stimmen, welche für alle unsere 
Forderungen treu, ausdauernd und unerschrocken ein- 
zutreten die vollste Bürgschaft bieten! 

Xoch einmal erinnert Euch, fünf Jahre sind eine 
lange Zeit und sie soll nach den Plänen vieler gerade 
dazu dienen, die CJewählten unabhängiger von ihren 
Wählern zu stellen! 

luv Wahrheit, Recht und Freiheit! Mit 
diesem erprobten Schlachtruf pflanzen wir auch jetzt 
wieder des Centrums unbefleckte Fahne im heissen 
Wahlkampf auf. Erfülle Jeder in diesen ernsten 
Wochen, vorab am Wahltag, seine Pflicht! In Gottes 
Hand legen wir den Flrfolg. ¥s wird denen nicht 
mangeln, die das Ihrige tapfer und treu vollbringen, 
l'nd somit v(jrwärts zur Wahl, vorwärts auch dieses 
Mal zum Siege! 

Berlin, im Juni 1888. 

Die Centrumsfraction 
des preussischen Abgeordnetenhauses. 

I. A.: der Vorstand derselben 1885 — 1888. 

Dr. Frhr. von Schorlemer-Alst. Biesenbach. 

Borowski. Dr. F'rhr. v. Heere man. 
Hüffcr. Frhr. v. Iluene. Dr. Krebs. Dr. Lieber. 
Ciraf Matuschka. Dr. Reichensperger (Olpe). 

Dr. Windt hörst (Meppen). 
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Wahlaufruf 1893. 

Die 17. Legislaturperiode des preussischen Land- 
tages naht ihrem F^nde. Bei dem Rückblicke auf 
diesen fünfjährigen Zeitraum erfüllen uns die Ver- 
luste, die wir erlitten, mit tiefem Schmerze. Eine 
allzu grosse Zahl entriss der unerbittliche Tod unseren 
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Reihen, darunter die Mitbegründer und hervor- 
ragendsten Führer des Centrums, AVindthorst und 
Peter Reichensperger. Ihre unvergesslichen 
Verdienste um die Vertretung und Wahrung der 
Principien des Centrums sind in unser Aller Ge- 
dächtniss. Wir ehren das Andenken der grossen 
.Todten, indem wir geloben, das, was sie im heissen 
Kampfe erstritten, treu zu bewahren und den Weg, 
den sie uns vorgezeichnet, unerschrocken Aveiter zu 
wandeln. 

Haben wir doch noch Vieles zu erringen ! Die 
zur Zeit wichtigste Frage des öifentlichen Lebens, 
das VolksschulAvesen, entbehrt noch immer der 
in der Verfassung verheissenen gesetzlichen Regelung. 
Wir sind nach wie vor wesentlich auf das Wohl- 
wollen der Staatsregierung angewiesen. Der 
(Jankenswerthe Versuch, den confcssionellen Charakter 
der Volksschule gesetzlich festzulegen, • scheiterte an 
dem Widerspruch der kirchenfeindlichen liberalen 
Richtungen. 

Wir sind überzeugt, dass der immer mehr sich 
ausbreitenden revolutionären Strömung, den Ge- 
fahren für Thron und Altar, für Staat und Kirche 
nur ein christlich erzogenes, gottesfürchtigcs Volk 
erfolgreichen Widerstand zu leisten vermag. Zur 
(jottcsfurcht aber erzieht nur ein nach Gottes Wort 
kirchlich geordneter Religionsunterricht. 

Wir erachten es deshalb für unsere heiligste 
Pflicht, bei jeder Gelegenheit mit allem Nachdruck 
zu verlangen, dass der confcssionelle Charakter 
der Volksschule gewahrt, das natürliche Recht 
der Eltern auf die Erziehung ihrer Kinder nicht 
beeinträchtigt, der Religionsunterricht den Kindern 
in ihrer Muttersprache ertheilt, und die Leitung 
des religiösen T.'nterrichts durch die Religions- 
Gesellschaften im vollenUmfange anerkannt werde. 
Mit der Verwirklichung dieser Forderung wird auch 
der confcssionelle Friede gesichert, dessen Wahrung 
unser ernster Wille ist. 
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Auf kirchlichem Gebiete ist manches Un- 
iccht beseitigt, manche Fessel gelöst worden. Zur 
segensreichen Wirksamkeit der Kirche für Staat und 
Gesellschaft ist jedoch ihre A'oUe Freiheit und Selbst- 
ständigkeit, wie sie früher durch die Verfassung ge- 
währleistet war, erforderlich: Wir werden deshalb 
unausgesetzt die Beseitigung aller Beschränkungen der-. 
selben, namentlich auch auf dem Gebiete des 
Ordens Wesens, und die Aufhebung der noch be- 
stehenden Bestimmungen der Culturkampfgesetze 
fordern und zu erkämpfen uns bestreben. 

(}ross und mannigfach sind auch die Klagen der 
Katholiken auf dem Gebiete der Parität. Noch 
immer scheint die Annahme begründet, dass gläubige 
Katholiken bei der Besetzung von Staatsämtem, zu- 
mal in katholischen Gegenden, zurückgesetzt werden» 
Das Centrum erblickt hierin eine durch nichts g&- 
rechtfertigte Benachtheiligung der Katholiken und 
Avird nicht ruhen, bis auch den katholischen Staats- 
bürgern die gleiche Berücksichtigung zu Theil wird. 

Das wichtigste Reformwerk der abgelaufenen 
Legislaturperiode ist die Steuergesetzgebung. 
Wir haben dem ihr zu Grunde liegenden Principe, 
eine gerechtere Verthcilung der Steuerlasten herbei- 
zuführen, zugestimmt und nach Kräften zu dessen 
Verwirklichung beigetragen. Wir haben eine Ent- 
lastung der bisher überbürdeten unteren und mittleren 
(lassen angestrebt. Wenn dabei eine grössere Be- 
lastung der starken Schultern auch nicht zu ver- 
meiden war, so sind wir doch einer ungemessenen 
Progression nach oben entgegengetreten. 

Bei Berathung des Wahlgesetzes hat das Centrum 
alle Kraft eingesntzt, die durch die neue Steuer- 
gesetzgebung zu befürchtende plutokratische Ver- 
schiebung der Wählerclassen zu verhindern; leider 
ist diese Absicht trotz unserer einmüthigen Haltung 
nicht erreicht worden. Ks wird daher auch in Zu- 
kunft unsere Aufgabe sein, diesen gegen unseren 
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Willen herbeigeführten Wirkungen nach Kräften 
entgegenzutreten und Abhülfe herbeizuführen. 

Für die nothwendige Aufbesserung der Ge- 
hälter der Beamten, für die auskömmliche Be- 
soldung der Lehrer, für die Sicherstellung der 
pensionirten Lehrer und ihrer Hinterbliebenen sind 
wir mit Freude eingetreten. Wir werden auch in 
Zukunft die berechtigten Bestrebungen dieser Berufs- 
stände unterstützen, soweit die Finanzlage es ge- 
stattet, und die Aufwendungen geschehen können, 
ohne die erwerbenden Stände zu überlasten. — Denn 
es ist nicht zu bezweifeln, dass die Steuerkraft 
unseres Volkes, namentlich durch die fortwährend 
sich steigenden Ausgaben des Reiches, in schärfster 
Weise angespannt ist. Es muss deshalb bei Bewilli- 
gung auch der dringenden Ausgaben eine weise Spar- 
samkeit walten. 

Für die Förderung des Wohles der Hand- 
werker und Arbeiter, für die Befestigung des 
Grundbesitzes, für die Besserung der landwirth- 
schaftlichen Verhältnisse, für die Erhaltung eines 
gesunden Mittelstandes und überhaupt für die 
Hebung des gesammten \'olks Wohlstand es wird das 
Centrum, wie bisher, so auch in Zukunft, energisch 
eintreten. 

Wohl kann und soll der Staat auch auf mate- 
riellem Gebiete nicht Alles selbst thun: doch wird 
die Umkehr von den Wegen des falschen Liberalis- 
mus auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens zu 
den ewig gültigen und stets bewährten Grundsätzen 
der wahren Freiheit und des Rechtes auch das wirth- 
schaftliche Gedeihen der verschiedenen Gesellschafts- 
classen heben und widerstreitende Interessen thun- 
lichst ausgleichen. 

Je stärker das Centrum ist. desto grösser ist die 
Hoifiiung auf Erreichung dieser Ziele. Darum er- 
fülle Jeder in dem bevcH'stehenden Wahlkampfc 
seine Pflicht! Wirke Jeder an seinem Orte und nach 
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seinen Kräften mit, vor Allem fehle Keiner bei der 
Wahl. Der Sieg liegt in Gott-es Hand! Er wird 
Denen nicht fehlen, die getreulich ihre Pflicht er- 
füllen. 

Berlin, 4. [uli 1893. 

Die Centrumsfraction des Abgeordnetenhauses. 

Im Auftrage: 

Der Vorsitzende: 

Dr. Freiherr von Heereman. 



Wahlaufruf 1898. 

Wiederum ist eine Legislaturperiode des preuss. 
Landtages zu Ende gegangen; wir legen unser Mandat 
in die Hände der Wähler zurück, in dem Bewusst- 
scin. dass wir uns redlich bestrebt haben, die alt- 
bewährten Grundsätze unserer Partei hochzuhalten 
und in treuer Arbeit nach besten Kräften für das 
Wohl des Landes einzutreten. Treu der Vergangen- 
heit der Partei haben wir es uns angelegen sein 
lassen, unsere idealen Ziele zu verfolgen und unsere 
Grundsätze und Anforderungen auf kirchlichem und 
religiösem Gebiete mit Eifer und Nachdruck zur 
Geltung zu bringen. In dieser Richtung sind unsere 
gerechten und selbst bescheidensten Ansprüche noch 
lange nicht erfüllt. Die Wiederherstellung der früher 
verfassungsmässig garantirten Freiheit der katho- 
lischen Kirche ist noch nicht erfolgt; die freie Be- 
wegung ihrer Organe auf dem ihnen zustehenden 
Gebiete, sodass sie ihren wohlthätigen Einfluss für 
Staat und Kirche und für das Leben des Volkes un- 
gehemmt ausüben können, ist trotz unseres jahre- 
langen Strebens noch nicht erlangt. Die volle Gleich- 
berechtigung des katholischen Volkstheils, die 
Wahrung des confessionellen Charakters der Volks- 
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schule und der natürlichen Rechte der Kitern auf 
dieselbe, die Leitung" des religiösen Unterrichts durch 
die kirchlichen Organe, die Sicherung einer christ- 
lichen Erziehung in der V'olksschule, welche wir um 
so nothwendiger erachten müssen, je mehr wir er- 
kennen, dass gegenüber der sich immer mehr ent- 
wickelnden Richtung auf Zügellosigkeit und Un- 
gebundenheit nur ein christlich erzogenes, 
gottesfürchtiges Volk Widerstand zu leisten im Stande 
ist, — die freie und ungehemmte Thätigkeit unserer 
Ordnnsgenossenschaften unter Beseitigung aller eng- 
herzigen, bureaukratischen Maassregcln, welche die 
seelsorgerliche Arbeit, die christliche Wohlthätigkeit 
und die Selbstaufopfeiung im Dienste Gottes und 
des Nächsten, in ihrei segensreichen, unbedingt noth- 
wendigen Entwicklung hemmen, — das sind Alles 
Ziele, von welchen wir zum Theil noch sehr weit 
entfernt sind, av eiche aber zu erringen, stets die er- 
habenste und vornehmste Aufgabe unserer Partei ge- 
wesen ist, und sein wird. 

Hierbei werden wir niemals vergessen, der Er- 
haltung des confessionellen I-'riedens, welcher nur 
gewahrt werden kann, sofern nach allen Richtungen 
hin die gleiche Gerechtigkeit für Alle zur An- 
erkennung gelangt, unsere besondere Sorge zu- 
zuwenden. 

l'nter Aufrechthaltung und Anerkennung aller 
bestehenden Rechte und Rechtsverhältnisse haben wir 
ferner in Wahrung der Rechte des Volkes wiederholt 
die bei der Berathung der neuen Steuergesetze zu- 
gesagte Reform des Wahhechtes verlangt, durch 
welches die durch jene Gesetze iK^wirkte X'erschie- 
bung und \'erkümmerung des Wahlrechtes aus- 
geglichen werden sollte: wir haben den Gesetz- 
entwürfen, welche eine Beeinträchtigung des Vereins- 
und \'ersammlungsrechtes herbeizuführen geeignet 
waren, und ferner denen, welche nach unserer Teber- 
zeugung die Unabhängigkeit des Richterstandes ge- 
fährdeten, die Zustimmung versagt, und dieselbe mit 
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Erfolg bekämpt. In wirthschaftlicher Beziehung 
haben wir den Schutz sämmtlicher Berufs- 
stände aus dem Grunde der ausgleichenden Ge- 
rechtigkeit, insbesondere aber die Fürsorge für die 
w irthschaftlich Schwachen als obersten Grundsatz 
festgehalten. Wir sind nach wie vor davon durch- 
drungen, dass eine gesunde und gedeihliche Land- 
wirthschaft mit einem kräftigen und gesicherten 
Stande der Landwirthe und ein blühender Mittel- 
stand in Handwerk und Gewerbe, die Grundsäulen 
des Volkswohles bilden. 

Während die Gesetzgebung in Bezug auf Hand- 
werk und Gewerbe und die Verhältnisse der Arbeiter 
vorwiegend dem Reiche zusieht, waren wir zu 
Gunsten der Landwirthschaft in der Lage eine Reihe 
von nützlichen und segensreichen Maassregeln gut- 
zuhcissen oder anzuregen. Dahin gehören unter 
andern die Herstellung von Kleinbahnen und Ge- 
treidespeichern, die Hebung des ländlichen Credits 
durch Einrichtung der Ccntral-Genossenschaftscasse, 
die Bereitstellung erhöhter Staatsmittel für landwirth- 
schaftliche Zwecke, und ein vermehrter Schutz des 
heimischen Viehbestandes gegen Kinschleppung von 
Seuchen aus dem Auslande. Wir hoffen und werden 
mit allen Kräften dahin streben, dass es der Landes- 
gesetzgebung im Verein mit der auch auf diesem 
Gebiete betheiligten Reichsgesetzgebung gelingen 
möge, die gedrückte Lage des landwirthschaftlichen. 
für das Wohl und die Kraft des Landes unentbehr- 
lichen Standes auf dem Wege nützlicher und durch- 
führbarer Reformen zu erleichtern und das Wohl- 
befinden zu sichern. Den Gesetzentwurf über die 
Besoldung der Volksschullehrer, dieses für das ge- 
sammte Staatswohl so bedeutsamen Standes, haben 
wir thunlichst zu verbessern gesucht, in der Vorlage 
über die Beamtenbesoldung haben wir uns bemüht, 
nach Möglichkeit auf eine gerechte Berücksichtigung 
der minder hoch besoldeten Beamten hinzuwirken. 
In diesen verschiedenen Gebieten wird daher, wie 
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bisher, unsere eifrige Fürsorge alle wirthschaftlichen 
und materiellen Interessen und Anforderungen zu 
umfassen suchen. 

Sollen wir aber in diesem Streben nach den 
verschiedenen bezeichneten Richtungen hin auch 
ferner Erfolg erzielen und den Sieg erringen, so darf 
die Fraction des Centrums nicht geschwächt, sondern 
sie muss möglichst gestärkt aus> dem Wahlkampfe 
hervorgehen. 

Mögen denn Alle Wähler mit Eifer und Festig- 
keit eintreten, und bedenken, dass auch bei der be- 
vorstehenden Wahl die höchsten Güter in Frage 
kommen, und dass dem Wahlrechte des Gesetzes die 
Wahlpflicht des Gewissens gegenübersteht. Mögen 
Alle ihre Pflicht erfüllen unter der Loosung: für 
Wahrheit, Freiheit und Recht. 

Berlin, Mai 1898. 

Der Vorstand der Fraction des Centrums des 
Hauses der Abgeordneten. 

Dr. Frhr. v. Heere man, Vorsitzender, 
Graf V. Balles trem, Ciaessen, Dauzcnberg, 
Diedcn. Fritzen (Borken), von Gliszczyiiski, 
Frhr. V. Huenc, v. Kehler (Mülheim). Dr. T.ieber, 

Mcnken. v. Strombeck. 
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Die Vorsitzenden der Fraction des Centrums 
im Deutschen Reichstage: 

1871 — 1S75 Carl Friedrich von Savigny, kgl. preuss. 
Kammerherr, Wirklicher Geheimer Rath, Ge- 
sandter a. D. in Berlin (zugleich Vorsitzender 
der Fraction des Centrums im preussischen 
Abgeordnetenhause), f 11. Februar 1875 in 
I^'rankfurt a. M. 

1875 — 1890 (ieorg Arbogast Freiherr von und zu 
I-'ranckenstein in Tllstadt, Mittelfranken, erb- 
licher Reichsrath der Krone Bayern, kgl. bayr. 
Kämmerer, von 1881 — 1887 Fürster Vicepräsident 
dos Reichstages, von 1870 — 1890 Präsident der 
Kammer der Reichsräthe in Bayern, f 22. Januar 
iS()() in Berlin. 

1890 — 1S93 Franz (jraf von Ballestrem, Major a. D., 
Majoratsherr in Plawniowitz, Oberschlesien, Ge- 
heimer Kämmerer di caj)pa e spada Sr, Heilig- 
keit des Pai)stes, l^hrenbailli und Grosskreuz 
des souverainen Maltheser - Ordens, von 1890 
bis 1893 Erster Vicepräsident des Reichstages, 
seit i8(>8 Präsident cles Reichstags. 

Seit iS()3 Alfred Graf von llompesch, Ritterguts- 
])esitzer auf Schloss Rurich, Rheinprovinz, kgl. 
preuss. Kammerherr. Mitglied des preussischen 
Herrenhauses. 
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Die Vorsitzenden der Fraction des Centrums 
im Preussischen Abgeordnetenhause: 

1871 — 1875 Carl Friedrich vonSavigny, kgl. preuss. 
Kammerherr, Wirklicher Geheimer Rath, Ge- 
sandter a. D. in Berlin (zugleich Vorsitzender 
der Fraction des Centrums im Reichstage), 
f 11. Februar 1875 in Frankfurt a. M. 

1875 — 1889 Burghaid Freiherr von Schorlemer- 
Alst, Rittergutsbesitzer auf Alst, Westfalen, 
kgl. preuss. Premier-Lieutenant a. D., Dr., Ge- 
heimer Kämmerer Sr. Heiligkeit des Papstes, 
Mitglied des kgl. preuss. Staatsrathes, f 17. März 
1895 in Alst. 

1889 — 1900 Clemens August Freiherr Heer em an 
von Z u y d w y k , Dr. jur., Regierungsrath a. D., 
Rittergutsbesitzer in Münster, Westfalen, von 
1879 — 1S80 Zweiter Vicepräsident, und von 1881 
an Irrster Vicepräsident des Abgeordnetenhauses. 



Am g. Januar 1900 übernahm Frhr. v. Heere man 
das Fhren-Präsidium, während der Abgeordnete 
Landesrath a. D. Fritzen in Düsseldorf Vor- 
sitzender der Fraction wurde. 
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Wählerzahlen der Reichstagsfraction. 

Von den bei der ersten ordentlichen Wahl ab- 
gegebenen gültigen Stimmen entfielen auf die Candi- 
daten des Centrums: 
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1871 

1874 

1877 
1878 
1881 
1884 

1887 

1890 

1893 
1898 



Stimmen 
.724 179 
l 445 94^ 
1 341 295 
1 328073 
1 182873 
1 282 006 
1 516 222 
1342 113 
1 468 501 

M55 139 



oder pCt. der 

Gesammtzahl 

der abgegebenen 

Stimmen 

18,62 

27,86 

24,83 

23,05 
23,20 

22,64 

20.11 

18,57 

19,14 
18,77 



Mitgliederzahlen der Reichstagsfraction. 

Die Zahl der Mitglieder der Centrumsfraction des 
Reichstages betrug nach den Wahlen von 





1871: 


63, 


dazu 2 




1874 


91, 


3 




1877 


' 93, 


4 




1878 


94, 


10 




1881 


100. 


9 




1884 


: 99, 


10 




1887 


: 98, 


3 




1890 


: 106, 


7 




1893 


96, 


4 




1898 


102. 




Am 1. Jan. 


1900 


: 102, 


4 



11 
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Mitgliederzahien der Fraction des preussischen 

Abgeordnetenhauses. 

Die Zahl der Mitglieder der Centrumsfraction des 
Abgeordnetenhauses betrug nach den Wahlen von 

1870: 48, am Schluss der «Legislaturperiode 
54 Mitglieder. 
90 Afitglieder, dazu 2 Hospitanten 

94 - "2 ., 

94 .. r 2 y. 

97 .. r- 2 ^ 

97 T- T- 2 „ 

93 ,. ,. 1 Hospitant 
99 .. .. — ., 



1873 
1876 

1870 

1882 

1885 
1888 

i<'^93 
1 898 
Am 

i.jan. i (){)() 
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Vertretung des Centrums im Vorstand des 
Reichstages und preussischen Abgeordneten- 
hauses. 

Im Deutschen Reichstag: 

1879 — 87 Freiherr zu Franckenstein, Förster Vice- 
präsident. 

1890 — 93 Graf V. Ballestrem, Erster Vicepräsident. 

1893 — 93 Freiherr v. Buol-Berenberg, Erster Vice- 
präsident. 

1895 — 98 Freiherr v. Buol-Bcrenberg, Präsident 
des Reichstags, Dr. Spahn, Zweiter Vice- 
präsident. 

Seit 1898 Graf von l]allestrem, Präsident des 
Reichstages. 

Im Preussischen Abgeordnetenhause: 

1879 — 80 Frhr. v. Ileereman, Zweiter Vicepräsident. 
Seit 1882 Frhr. v. Heereman, Erster Vicepräsident. 
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Gestorbene Fuhrer der Centrumsfractionen. 

Hermann von Mallinckrodt. Regierungsrath a. I). 
in Nordborchen bei Paderborn, f 26. Mai 1S74 
in Berlin. 

Carl Friedrich von Savigny, Wirklicher Geheimer 
Rath, Gesandter a. D. in Berlin, f 11. Februar 
1875 in Frankfurt a. M. 

I Ernst Ludwig von Gerlach, Förster Appellations- 
Gerichtspräsident a. D. in Magdeburg, f 17. Fe- 
bruar 1877 in Berlin. 

Wilhelm Emanuel Freiherr von Ketteier, Bischof 
von Mainz, f 13. Juli 1877 in Burghausen, Bayern. 

Georg Arbogast FYeiherr von und zu Francken- 
stein in l.'llstadt, Mittelfranken, erblicher Reichs- 
rath der Krone P>ayern, f 22. Januar i8()o in 
Berlin. 

Dr. theol. Christoph Moufang, Domcapitular und 
Regens des Priesterseminars in Mainz, f 27. Fe- 
bruar 1890 in Mainz. 

Dr^ Ludwig Win dt hör st, Staatsminister a. 1). in 
Hannover, f 14. März 1891 in Berlin. 

Peter R eichensp erger, Ober-Tribunalsrath a. D. 
in Berlin, f 31. December 1892 in Berlin. 

Dr. theol. Anton Westermayer, Päpstlicher Prälat, 
Geistlicher Rath, Decan und Stadtpfarrer bei 
St. Peter in München, f 3. December 1894. 

Burghard Freiherr von S c h o r 1 e m e r - A 1 s t , Mitglied 
des Staatsrathes, Präsident des Westfäl. Bauern- 
vereins, Rittergutsbesitzer in Alst ])ei Florstmar, 
f 17. März 1895 in Alst. 
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Dr. August Reichenspcrger, Appellations-Gericir 
rath a. D. in Köln, f 16. Juli 1895 in Köln. 

Dr. Ludwig August Brüel, Geh. Regierun^srath a. ; 
in Hannover, f 29. Februar 1896 in Berlin. 

Jakob Lindau, Kaufmann in Heidelberg, f 15. Augu 
1898. 

Rudolf Probst, Rechtsanwalt und Bankdirector : 
Stuttgart, f 15. April 1899 in Stuttgart. 



Xach dem 1. Januar 1900 ist ferner verstorben 

Carl Freiherr von Hoiningen genannt Huene 
Präsident der Preussischen Central - Genossen 
schaftscasse, Mitglied des Staatsrathes, Päpstliche 1 
Geheimer Kämmerer, Rittergutsbesitzer auf Gross- 
Mahlendorf bei Falkenberg in Oberschlesien, 
f 14. März 1900 in Gossensass, Tirol. 
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Dr. August R c i c h e n s p e rg c r , Appellations-Gerichts- 
rath a. 1). in Köln, f 16. Juli 1895 in Köln. 

Dr. Ludwig August Brücl, Geh. Regierungsrath a. D. 
in Hannover, f 2(>. Februar 1896 in Berlin. 

Jakob Lindau, Kaufmann iil Heidelberg, f 15. August 

1898. 

Rudolf Probst, Rechtsanwalt und Bankdirector in. 
Stuttgart, f 15. April 1899 in Stuttgart. 



Xach dem 1. Januar 1900 ist ferner verstorben: 

Carl Freiherr von Hoiningen genannt Huene, 
Präsident der Preussischen Central - Genossen- 
schaftscasse, Mitglied des Staatsrathes, Päpstlicher 
Geheimer Kämmerer, Rittergutsbesitzer auf Gross- 
Mahlendorf bei Falkenberg in Oberschlesien, 
f 14. März 1900 in Gossensass, Tirol. 
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Die Fraction des Centrums im Reichstag am 

l Januar 1900. 



Der Vorstand: 

Graf Ilomi)esch, Vorsitzender. 

Dr. Schaedler, erster Stellvertreter des Vorsitzenden. 

Dr. Spahn, zweiter Stellvertreter des Vorsitzenden. 

Aichbichlcr, Dr. Bachern, Fritzen (Düsseldorf), 

Graf Galen, von Grand -Ry, Gröber, Dr. Frhr. 

V. Ileereman, Dr. Frhr. v. Hertling, Dr. Hitze, 

llorn, Lctocha, Dr. Lieber, Lingens, 

Dr. Rintelen. 

Letocha, Schatzmeister der Fraction. 
Krebs, Schriftführer der Fraction. 
Kohl, Stellvertreter des Schriftführers. 



Mitglieder: 

A i c h b i c h 1 e r . Oekonomierath und Gutsbesitzer, zu 

Wolnzach (Obcrbaycrnj (4. Oberbayern). 
Aii^ner, Kaufmann, zu Mainburg, Xiederbayem 

((). Xiederbaycrn). 
Prinz V. Arenberg, Major a la suite der Armee. 

Legationssekretär a. D., zu Berlin, XW. llinder- 

sinstrasse 6(1. Aachen). 
Dr. Bachern. Rechtsanwalt, zu K(")ln (Rhein) und 

zu Berlin, \V. Motzstr. ;(> (11. Düsseldorf). 
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Haumann. Wein^utsbesitzcr, zu Dettelbach (Main) 
(3. Unterfranken). 

Bayer. Rechtsanwalt, zu Donauwörth (3. Ober- 
franken j. 

Beck, Kunstmühlen- und Realitätenbesitzer, zu 
Aichach, Oberbayern (3. (Jberbayern). 

Bender, Kaufmann, zu Vallendar a. Rhein f 2. Coblenz). 

Biesenbach, I^ürgermeister, zu Rheinbreitbach (2. 
Trier). 

Brandenburg, Amtsgerichtsrath , zu Bersenbrück 
(3. Hannover). 

Braun. Rentner, zu Ravensburg in Württemberg 
(16. Württemberg). 

Breuer. Outsbesitzer und Landwirth zu Gross- 
Mönchhof bei Xiederaussem (3. Köln). 

Broekmann, Amtsgerichtsrath, zu Ahrweiler ( 1 . Trier). 

Brü ck ne r. Oekonom und Bürgermeister, zu Burgkun- 
stadt, Bayern (4. Oberfranken). 

Bumiller, Pfarrer, zu Ostrach (ITohenzollem) (Sig- 
maringen). 

Cahensly, Kaufmann, zu Limburg (Lahn) (4. Wies- 
baden). 

D a s b a c h , Aushülfspriester , Verleger und Buch- 
druckereibesitzer, zu Trier (2. Aachen). 

L] c h i n g e r , Bürgermeister und Posthalter, zu Knglmar 
(2. Xicderbayern). 

Euler. Kunsttischler, zu Bensberg (3. Münster). 

Faltin, Rechtsanwalt und Xotar, zu Gross-Strehlitz 
(7. Opi)cln). 

Frank. Pfarrer, zu Berlin, Xo. Pallisadenstrasse 73 
(8. Oppeln). 

Fritzen (Düsseldorf;, Aloys, Landesrath a. D., zu 
Düsseldorf ((). Düsseldorf). 

Fritzen fRees), Amtsgerichtsrath, zu Dülken (7. 
Düsseldorf). 

Fusangel. Buchdruckereibesitzer, zu Ilagen in West- 
falen (2. Arnsberg). 

Graf V. Galen. Päpstlicher Geheimkämmerer, zu 
Burg Dinklage in Oldenburg (3. Oldenburg). 
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Gerstcnberger, Pfarrer, zu Laufach in l; nterfranken 

(i. Unterfranken). 
Glowatzki, Erzpriester und Pfarrer zu Wyssoka 

bei St. Annaberg (3. Oppeln). 
V. Grand-Ry , Rittergutsbesitzer, zu Bonn (6. Coblenz). 
Gröber, Landgerichtsrath, zu Heilbronn in Württem- 
berg (15. Württemberg). 
Ilartmann, Gutsbesitzer und Amts Vorsteher, zu 

Labitsch bei Glatz (12. Breslau). 
Dr. Freiherr Heeremanv. Zuydwyk, Regierungs- 

rath a. D. und Rittergutsbesitzer, zu Münster in 

Westfalen (2. Münster). 
Dr. Heim, Reallehrer, zu Ansbach (5. Oberpfalz). 
Herold, Gutsbesitzer, zu Lövelinkloe bei Amels- 

büren, 

Kreis Münster i. W^. (7. Kassel). 
Herrmann, Domcapitular , zu Frauenburg (Ost- 

preussen) (9. Königsberg). 
Dr. Freiherr v. Hertling, Kämmerer und Reichsrath 

der Krone Bayern, Ordentlicher Professor der 

Philosophie zu München (4. Schwaben). 
Hesse, Rentner und Stadtrath, zu Paderborn (4. 

Minden). 
Dr. Hille, Generalsekretär, zu Berlin O., Rüders- 

dorferstr. 45 (3. Aachen). 
Dr. Hitze, Universitätsprofessor, zu Münster i. W., 

(lü. Düsseldorf). 
Hof mann, Pfairer und Professor, zu Urlau bei Lcut- 

kirch (13. Württemberg). 
Holzapfel, Oekonom, zu Zeuzleben, Post Werneck, 

Bayern (5. Unterfranken). 
Graf V. II o mp e s c h . Kammerherr und Ritterguts- 
besitzer, auf Schloss Rurich bei Linnich 

(4. Aachen). 
Hörn (Xeisse), Fürstbischöflicher Stiftsrath und 

Syndikus, zu Neissc (12. Oppeln). 
Ilubrich, Landwirth, zu Rossdorf bei Falkenberg 

0,/S. (11. Oppeln). 
Hug, Oberstiftungsrath, zu Konstanz (Baden) (1 . Baden). 
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Human n, Landwirth. zu Neuenkirchen, Hcz. Minden 

(3. Minden). 
Dr. Jaeger. Verleger und Schriftsteller, zu Speyer 

(Pfalz) (3. Schwallen). 
Kirsch, Amtsgerichtsrath zu Düsseldorf (4. Düssel- 

doifj. 
Klose, Grundbesitzer, zu Loewitz (Oberschlesien) 

(9. Oppeln). 
Kohl, Stadtpfarrer, zu Dietfurt a. d. Altmühl, 

Bayern (3. Oberpfalz). 
Krebs, Amtsgerichtsrath, zu Liebstadt in Ostpreussen 

(6. Königsberg). 
Ritter v. I.a ma , Ruchhändler, zu Regensburg (1. Ober- 
pfalz). 
Langer, Pfarrer zu Bäiwalde, Bezirk Breslau (13. 

Breslau). 
Lehemeir, Ilofphotogi aph und Bürgermeister, zu 

Trostberg in Oberbayern (8. Oberbayem). 
Dr. Lender, Geistlicher Rath, Decan, Erzpriester 

und Pfarrer, zu Sasbach bei Achern in Baden 

(8. Baden). 

Lerno, Landgerichtsrath, zu Regensburg (2. Ober- 
pfalz). 

Letocha, Amtsgerichtsrath, zu Berlin, Anhaltstr. 10, 
St. Josephsheim und Ziegenhals, Oberschlesien (6. 
Oppeln). 

Dr. Liel)er (Montabaur), zu Camberg, Bez. Wies- 
baden (3. Wiesl)aden). 

Linder. Guts- und Brauereibesitzer, zu Leinau, Post 
Pforzen i^Schwaben) (5. Schwaben). 

Dr. Lingens, Geheimkämmerer Sr. Päpstlichen Heilig- 
keit, Stadtverordneter und Rentner, zu Aachen 
(5. Köln). 

Lu rz , riauptzollamts- Verwalter zu Bamberg (6. Unter- 
franken). 

Graf Magnis, Rittergutsbesitzer, zu Kckersdorf, Kreis 
Neurode (11. Breslau). 

Marbe, Rechtsanwalt, zu Freiburg, Baden (5. Baden). 
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Dr. Marco LI r, Chefredacteur, zu Coblenz (8. Düssel- 
dorf). 

Mayer Michael. Rentier, zu Landshut in Bayern 
(i. Xiederbayern). 

Moritz, Oekonom, zu Junkershausen bei Saal an der 
Saale in Unterfranken (4. Unterfranken). 

Müller, Rentier, zu Fulda (1. Wiesbaden). 

Dr. Opfcrgelt, Amtsgerichtsrath, zu Geilenkirchen 
(5. Aachen). 

Dr. Pich 1er, Domvicar, zu Passau (Niederbayern) 
(3. Niederbayern). 

Pinp:en. Gutsbesitzer, zu Dikobshof bei Sechtem 
(2. Köln). 

Rann er, Oekonom, zu Asslkofen, Post Ebersberg, 
Bayern (7. Oberbayem). 

Reichert, Kaufmann, zu Baden-Baden (7. Baden). 

R e m b o 1 d , Rechtsanwalt, zu Ravensburg in Württem- 
berg (17. Württemberg). 

Dr. R i n t e 1 e n , Geheimer Ober-Justizrath, Rath beim 
Kammergericht, zu Berlin W., Friedrich Wilhelm- 
strasse 20 (3. Triei). 

Roeren, Ober-Landesgerichtsrath, zu Köln (Rhein)- 
Lindenthal (4. Trier). 

Dr. Sc ha edler, Domcapitular, zu Bamberg (5. Ober- 
franken). 

vSchaettgen. Fabrikant, zu Haslach im Kinzigthal 
(Baden) (6. Baden). 

wSchmid. Privatier, zu Immenstadt (Schwaben) (6. 
Schwaben). 

Schmidt, Landgerichtsrath, zu Berlin W., Bülow- 
strasse 5 (5. Minden). 

Dr. vSchmitt, Rechtsanwalt zu Mainz (9. Hessen). 

Schul er, Pfarrer, zu Istein in Baden (3. Baden). 

Schwarze, Amtsgerichtsrath, zu Ruthen (8. Arns- 
berg). 

Dr. Spahn, Rcichsgerichtsrath, zu Leipzig (4. Köln). 

Speck, Ober-Zollrath, zu München (4. Mittelfranken). 

Dr. Stephan, Rechtsanwalt und Notar bei dem 
Königlichen Ober - Landesgericht Breslau , zu 
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Bcuthen, Oberschlesien, und zu Giech Kröttendorf 
bei Weismain in Obeifranken (5. Oppeln). 

Stötzel, Redacteur, zu Essen (Ruhr) (5. Düsseldorf). 

A\ Strombeck, Landgerich tsrath , zu Berlin W., 
Xettelbeckstrasse 20 (2. Erfurt). 

S t r z o d a , Bauerngutsbesitzer, zu Deutsch - Müllmen 
(10. Oppeln). 

Szmula, Major a. D., Landesältester und Ritter- 
gutsbesitzer, zu Friedewalde bei Falkenau (Bez. 
Oppeln) (2. Oppeln). 

Tasch, Propst, zu Lissa, Bez. Posen (6. Posen). . 

Freiherr v. Thünefeld, Gutsbesitzer, zu Augsburg, 
Moritzplatz und zu Schmiechen, Post Mering 
(Oberbayem) (6. Oberbayem). 

Timm ermann, Fabrikant, zu Rheine (Westfalen) 
(1. Münster). 

Trim b or n, Rechtsanwalt, zu Köln a. Rhein (1. Köln). 

Wallenborn, Privatmann, zu Bitburg (5. Coblenz). 

W a 1 1 e n d r f f , Kaufmann, zu Ibbenbüren (4. Münster). 

Dr. W e i s 8 e n h a g e n , Stadtpfarrer und Districts- 
Schulinspectorzu Monheim (Bayern) (2. Schwaben). 

Wellst ein, Ober-Landesgerichtsrath, zu Frankfurt 
(Main), (3. Coblenz). 

Werthmann, Landwirth und Gastwirth, zu Wiesen- 
feld bei Karlstadt (Bayern) (3. Unterfranken). 

de Witt (Köln), Amtsrichter, zu Köln (Rhein) (6. 
Köln). 

Witzlsperger, Privatmann, zu Cham (Bayern) 
(4. Oberpfalz). 

Wörle, Volksschullehrer, zu Pfersec bei Augsburg 
(1. Schwaben). 

Dr. am Zehnhoff, Rechtsanwalt, zu Köln (Rhein) 
(12. Düsseldorf). 

Zehnter, Landgerichts -Director, zu Mannheim (14. 
Baden). 
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Hospitanten: 

Baron v. Arnswaldt-Hardenbostel, Landschafts- 
rath und Rittergutsbesitzer, zu Hardenbostel bei 
Asendorf (6. Hannover). 

Götzv. Olenhusen, Landschaftsrath und Ritterguts- 
besitzer, zu Olenhusen bei Göttingen (12. Han- 
nover). 

Freih. v. Schele-Schclcnburg, Rittergutsbesitzer, 
zu Schelenburg bei Schiedehausen (4. Hannover). 

Freih. v. Wangcnheim-Wake, Rittergutsbesitzer, 
zu Eidenburg bei Lenzen a. d. Elbe (16. Han- 
nover). 

102 Mitglieder. 
4 Hospitanten. 



Yeränderungen naeh dem 1. Januar 1900. 

Gestorben: 

Reichert, Kaufmann, zu Baden-Baden, f 8. Januar 
1900. 

Neugewählt: 

Graf V. Prcysing-Lichtcnegg-Moos, Conrad, 
Königl. Kämmerer, crbl. Reichsrath der Krone 
Bayern, zu München und Moos in Niederbayern, 
gewählt 22. Januar 1900 für 2. Xicderbayeni. 



Von den Mitgliedern der Fractiou des Centninis 
im Reichstage sind zugleich: 

Mitglied des preussischen Abgeordnetenhauses: 
Graf Hompesch. 

Reichsrath der Krone Bayern: Dr. Frhr. von 
Hertling. 
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Mitglied des preussischen Abgeordnetenhauses: 

Prinz V. Arenberg, Dr. Bachern, Graf Ballestrem, 
Bender, Brandenburg, Breuer, Broekmann, 
Bumiller, Cahensly, Dasbach, Kuler, Faltin, 
Fritzen (Borken), Fritzen (Rees), Glowatzki, 
von Grand-Ry, Ilartmann, Dr. Frhr. v. Heere- 
man, Herold, llerrmann, Dr. Hitze, Hubrich, 
llumann, Kirsch, Klose, Krebs, Langer, 
Letocha, Dr. Lieber, Dr. Marcour, Dr. Opfer- 
gelt, Pingen, Dr. Rintelen, Roeren, Schmidt, 
Schwarze, Stötzel, v. Strombeck, Strzoda, 
vSzmula, Trimborn, Wallenborn, Wellstein, 
de Witt, Dr. am Zehnhoff. 

Mitglied der bayerischen Kammer der Abgeord- 
neten: Aichbichler, Aigner, Baumann,Gersten- 
berger, Dr. Heim, Holz.apfel, Dr. Jäger, 
Kohl, Lehemeir, Lerno, Mayer, Moritz, 
Dr. Pichler, Dr. Schaedler, Witzlsperger, 
Wörlc. 

Mitglied des württcmbergischen Abgeordneten- 
hauses: Gröber. 

Mitglied des badischen Abgeordnetenhauses: 
Hug, Dr. Lender. Marbe, Reichert, Schuler. 

Mitglied des hessischen .Abgeordnetenhauses: 
Dr. S c h m i tt (Mainz). 
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Die Fraction des Centrums im preussischen 
Abgeordnetenliause am 1. Januar 1900. 

Der Vorstand: 

Dr. Frhr. von Ileereman, Vorsitzender. 

Fr itzen (Borken). ersterStellvertreter des Vorsitzenden 

Dr. Forsch, zweiter Stellvertreter des Vorsitzenden. 

Dr. Bachern, Graf von Ballestrem, Branden- 
burg, Dauzenberß", Dr. Dittrich, von Grand- 
Ry, Frhr. von lluene, Letocha, Dr. Lieber, 
Dr. Rintelcn, von Strombeck. 

Schriftführer der Fraction : 

Schmidt- Warburg, Graf Strach witz, v. Savigny. 

Schatzmeister : 

Lctoc ha. 



Mitglieder: 



Alb er s, Gutsbesitzer zu (jodelheim (Westfalen) 

(4. Minden). 
Prinz von Arenberg, Major a la suite der Armee, 

Legationssekretär a. D. in P>erlin NW., Ilindcrsin- 

strasse 6 (i. Aachen). 
Dr. Bachem, Rechtsanwalt in Köln (Rhein) und 

Berlin W., Motzstrasse 79 (10. Düsseldorf). 
Graf von Ballestrem, Majoratsbesitzer, Major a. D. 

auf Schloss Plawinowitz l)ei Rudzinitz 15. (J)ppeln). 
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Dr. Becker, ( Siegkreis ;, Amtsrichter in Hennef 
(Sieg) (4. Köln). 

Bender, Kaufmann in Vallendar (12. Düsseldorf). 

Biesenbach, Bürgermeister in Rheinbreitbach 

(2. Trier). 

Bolik, Rentner in Cosel (Schlesien) (8. Oppelnj. 
Brandenburg, Amtsgerichtsrath in Bersenbrück 
(2. Münster;. 

Breuer, Landwirth zu Gioss-Mönchhof bei Xieder- 

Aussem (2. Köln). 
Br oekmann^ Amtsgerichtsrath in Ahrweiler (1. Trier). 

Bu milier. Pfarrer in Ostrach (Hohenzollem) (Hohen- 
zollern). 

Cahensly, Kaufmann in Limburg (Lahn) (5. Wies- 
baden). 

Dasbach, Aushülfspriester, Verleger, Buchdinickerei- 
besitzer in Trier (3. Trier;. 

Dauzenberg, Pfarrer in Kaiserswerth (4. Köln). 

Degen, Hofbesitzer zu Plankorth bei Bawinkel 
(2. Osnabrück). 

V. Detten, Landgerichtsrath in Paderborn, (2. Arns- 
berg). 

Dr. Dittrich (Braunsbergj, l'niversitätsprofessor in 
Braunsberg (Ostpreussen) (5. Königsberg). 

Eulcr, Kunsttischlcrmeister in Bensberg (4. Trier). 

Freiherr von Kynattcn, Amtsrichter in Jülich 
(4. Aachen). 

Faltin, Rechtsanwalt und Notar in Gross-Strehlitz 
(6. Oppeln). 

Fritzen (Borken), Landcsrath a. D. in Düsseldorf 
(4. Münster). 

Fritze n (Rcesi. Amtsgerichtsrath in Dülken (6. Düssel- 
dorf). 

Fuchs, Kaufmann in Köln (Rhein) (1. Köln). 

Galda, Erbrichtereibesitzer zu Binkowitz beiTworkau 
(7. Oppelnj. 

Geislcr, Hauptlehrcr in Volpersdorf (8. Breslau). 

Dr. Glattfeit er, Religionslehrer in Prüm (4. Trier). 
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Glowatzki (Gross-Strchlitz). Erzpriester und Pfarrer 
in Wyssoka bei Sanct- Annaberg (3. Oppeln). 

Dr. (roebel. Geheimer Regierungsrath, Gymnasial- 
director a. 1). in Fulda (12. Casscl). 

Gorke, Amtsrichter in Leobschütz (8. Oppeln). 

Gornig, Amtsgerichtsrath in Beuthen (Oberschlesien) 
(6. Oppeln). 

V. Grand-Ry, Rittergutsbesitzer in Bonn (3. Aachen). 

Graw, Landwirth, Verbandsrevisor zu Schloss 
Schmolainen bei Guttstadt (8. Königsberg). 

von Hagen, Landgerichtsrath in Hannover (i. Osna- 
brück). 

.Hart mann. Grundbesitzer, Amts- und Gemeinde- 
vorsteher in Labitsch bei Glatz f8. Breslau). 

Dr. Hauptmann, ausserordentlicher Professor der 
Rechte in Freiburg (Schweiz) (3. Köln). 

Dr. Freiherr Heere man von Zuvdwvk, Re- 
gierungsrath a. D., Rittergutsbesitzer in Münster 
(Westfalen) (3. Münster). 

Dr. lleisig, Gutsbesitzer in Gleiwitz (4. Opi)eln). 

Herold, Gutsbesitzer zu Haus T.ocvelinkloe bei 
Amelsbüren (2. Münster). 

Herrmann, D()mcai)itular in Frauenburg lOst- 
preusseni (8. Königsberg). 

Heuser. Landwirth zu Haus Duerfenthal bei Zülpich 
(9. Düsseldorf). 

Dr. Ilcveling. Pfarrer in Pfalzdorf (7. Düsseldorf). 

Dr. Hitze, l'nivcrsitätsprofcssor in Münster (West- 
falen ) (11. I )üsseldoif ). 

H od 1er. Amtsrichter in llechingen (HohenzoUern). 

Hoheisel, Stadtpfarrer, Krzpriester em. inSchweidnitz 
(0. Breslau). 

Hubrich, Landwirth zu Rossdorf bei Falkenberg 
(Oberschlesien) ( 10. Oppeln i. 

Freiherr von lloiningen genannt Iluene. Präsi- 
dent der Preussischen Central - (ienossenschafts- 
Casse, Rittergutsbesitzer. Major a. I).. Päpst- 
licher Geheimer Kämmerer. Slitglied des Staats- 
raths in Ikniin \W., I )orotheenstrasse 42 und 
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auf Gross - Mahlendorf bei Falkenberg (Ober- 
schlesien) (9. Oppeln). 

Hu mann, Landwirth zu Neuenkirchen (Bezirk 
Minden) (3. Minden). 

Im Walle, Oberland esgerichtsrath in Hamm (West- 
falen) (2. Erfurt). 

Kaute, Oberförster in Burghaun (11. Cassel). 

Kirsch (Düsseldorf), Amtsgerichtsrath in Düsseldorf 
(4. Düsseldorf). 

K 1 au s e n e r , beigeordneter Bürgermeister in Aachen- 
Burtscheid, Neustrasse 23 (2. Aachen). 

Klein, Bauerngutsbesitzer zu Eilau bei Köppemig 
(Kreis Neisse) (10. Oppeln). 

Klose, Grundbesitzer zu Löwitz (Oberschlesien/ 
(8. Oppeln j. 

Krebs, Amtsgerichtsrath in Liebstadt (Ostpreussen) 
(5. Königsberg). 

Krings, Rentner in Nickenich (5. Koblenz). 

Langer, Pfarrer in Bärwalde (Bezirk Breslau) 
(9. Breslau). 

Leppelmann, Gutsbesitzer zu Hamikolt bei Nottuln 
(3. Münster). 

Lctocha, Amtsgerichtsrath in Berlin, Anhaltstr. 10 
und in Ziegenhals (Oberschlesien) (5. Oppeln). 

Dr. Lieber, Privatmann in Camberg (Bezirk Wies- 
baden) (3. Wiesbaden). 

Loh mann (Brilon), Justizrath, Rechtsanwalt, I^Notar 
in Brilon (7. Arnsberg). 

Dr. Marco ur, Chefredacteur in Koblenz (6. Koblenz). 

Marx, Landrichter in Elberfeld (12. Düsseldorf). 

Metz n er, Maurer- und Schornsteinfegermeister in 
Neustadt (Oberschlesien) (9. Breslau). 

Meyer (Riemsloh), Hofbesitzer zu Riemsloh (5. Osna- 
brück). 

Mies, Steuerinspector in M. -Gladbach (1 I.Düsseldorf). 

Mooren, Bürgermeister in Eupen (2. Köln). 

Dr. Moritz, piakt. Arzt in Pilchowitz (6. Oppeln). 

Mücke, Rechtsanwalt, Notar in Kreuzburg (Ober- 
schlesien) (1. Oppeln). 
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Nadbyl, Justizrath, Rechtsanwalt, Notar in Breslau 

(2. Oppeln). 
Dr. Opfergelt, Amtsgerichtsrath in Geilenkirchen 

(4. Aachen). 
Dr. Ostrop, Gutsbesitzer, Oberleutnant a. D. zu 

Osterfeld (Westfalen) (4. Münster). 
Pin gen, Gutsbesitzer zu Dikobshof bei Sechtem 

(2. Köln). 
Pless, Buchdruckereibesitzer in Mülheim (Rhein) 

(9. Düsseldorf). 
Graf Plettenberg-Lenhausen, Erbkämmerer des 

Herzogthums Westfalen auf Hovestadt (6. Arns- 
berg). 
Dr. Porsch, Justizrath, Rechtsanwalt und Notar, 

Fürstbischöllicher Consistorialrath in Breslau 

(8. Breslau). 
Dr. Rintelen, Geheimer Oberjustizrath in Berlin W., 

Friedrich Wilhelmstr. 20 (2. Aachen). 
Roeren, Oberlandesgerichtsrath in Köln-Lindenthal 

(3. Trier). 
Dr. Ruegenberg, Sanitätsrath, Arzt in Bonn 

(5. Koblenz), 
von Savigny, Landrath in Büren (Westfalen) 

(3. Minden). 
Schmidt, Landgerichtsrath in Berlin W., Bülow- 

strasse 5 (4. Minden). 
Schmitz, Landgerichtsdirektor, Hauptmann a. D. in 

Düsseldorf (4. Düsseldorf). 
Schwarze, Amtsgerichtsrath in Ruthen (7. Arnsberg). 
Sittart, Lehrer in Aachen (2. Aachen). 
Stanke, Pfarrer in Hultschin (7. Oppeln). 
Stötzel, Redacteur in Essen (Ruhr) (3. Koblenz). 
Graf Strachwitz, Rittergutsbesitzer, Landesältester 

auf Berteisdorf bei Lauban (3. Oppeln). 
von Strombeck, Landgerichtsrath in Berlin W., 

Nettelbeckstrasse 20 (2. Erfurt). 
Strzoda, Bauerngutsbesitzer zu Deutsch - Müllmen 

(9. Oppeln). 
Stupp, Rentner in Jülich (3. Aachen). 
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Szmula, Major a. D., Rittergutsbesitzer, Landes- 
ältester auf Fricdewalde (Schlesien) (2, Oppeln). 

Trimborn, Rechtsanwalt in Köln (Rhein) (1. Köln). 

van Vleuten, Rentner in Bonn (3. Trier;. 

Wallenborn, Privatmann in Bitburg (1. Köln). 

Wellst ein, Oberlandesgerichtsrath in Frankfurt 
(Main), Am Thiergarten 61 (3. Koblenz). 

WesterSchulte, Gutsbesitzer zu Beckum ('5. Münster ). 

Willebrand, Amtsgerichtsrath a. D. in Warendorf 
(5. Münster;. 

de Witt (Mülheim), Amtsrichter in Köln (Rhein) 
(4. Köln;. 

Dr. am Zehnhoff, Rechtsanwalt in Köln (Rhein) 
(i. Aachen). 

Zusammen 99. 



Veränderungen nach dem 1. Januar 1900 : 

Am 9. Januar 1900 übernahm der bisherige 
Vorsitzende Dr. Freiherr' von Heere man den 
Ehrenvorsitz der I Yaction : der Abgeordnete Fritzen 
(Borken) wurde zum Vorsitzenden, der Abgeordnete 
Dr. Forsch zum ersten Stellvertreter des Vor- 
sitzenden, der Abgeordnete Herold zum zweiten 
wStellvertreter gewählt. 

Am 14. März 1900 schied Abgeordneter Freiherr 
von lluene durch seinen Tod aus dem Vorstand und 
der Fraction aus. 
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Langjährige Mitglieder der Fractionen. 

Von den Mitgliedern der Centrumsfractionen 
waren am i. Januar 1(K)o Mitglied einer der beiden 
Fractionen oder beider zusammen: 

Seit 25 Jahren und mehr die Abgg.: 

Graf von Ballestrem, im Rtg. 1872—93 und seit 

180S, im Abgh. seit 1891. 
Bender, im Rtg. seit 1878, im Abgh. seit 1873. 
(}raf von Galen, im Rtg. seit 1874. 
Gornig, im Abgh. seit 1873. 
von Grand-Ry, im Rtg. seit 1874, im Abgh. 1870 

bis 1882 und seit 1887. 
Frhr. von Heere man, im Rtg. seit 1871, im Abgh. 

seit 1870. 
Graf von Tlompcsch, im Rtg. seit 1871. 
Hörn, im Rtg. seit 1874. 
Lender, im Rtg. seit 1871. 
Lieber, im Rtg. seit 1871. im Abgh. seit 1870. 
Lingens, im Rtg. seit 1871. 

Seit 10 Jahren und mehr die Abgg.: 

Aichbichler, im Rtg. seit 1884. 

Prinz von Arenberg, im Rtg. seit 1890, im Abgh. 

seit 1882. 
Frhr. von Arns waldt- llardenbostel , im Rtg. 

seit 1881. 
Bache m, im Rtg. seit 1889, im Abgh. seit 1889. 
Brandenburg, im Rtg. seit i8(Uj ini Abgh. seit 1883. 
Braun, im Rtg. seit 1890. 
Broekmann, im Rtg. seit 1893, im Abgh. seit 1882. 
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Cahensly, im Reichstag seit 1898, im Abgh. seit 

1885. 
Dasbach, im Rtg. seit 1898, im Abgh. seit 1889. 
Dauzenbcrg, im Abgh. 1870—79 und seit 1891. 
von Detten, im Abgh. 1882 — 88 und seit 1893. 
Frhr. von Eynattcn, im Abgh. seit 1890. 
Fritzen, Aloys, im Rtg. 1882 — 87 und seit 1889, 

im Abgh. seit 1889. 
Fritzen, Carl, im Rtg. seit 1895, im Abgh. seit 1880. 
Fuchs, im Rtg. 1893—98, im Abgh. seit 1877. 
Gröber, im Rtg. seit 1887. 

Hartmann, im Rtg. seit 1893, im Abgh. seit 1883. 
Herold, im Rtg. seit 1898, im Abgh. seit 1889. 
Frhr. vonHertling, im Rtg. 1875 — 90 und seit 1896. 
Hesse, im Rtg. seit 1884. 
Hitze, im Rtg. seit 1885, im Abgh. 1882 — 93 und 

seit i8()8. 
Frhr. von Huene, im Rtg. 1884—93, im Abgh. seit 

1877. 
Hu mann, im Rtg. seit 1893, im Abgh. seit 1888. 
Im Walle, im Abgh. seit 1882. 
Klose, im Rtg. seit 1887, im Abgh. seit 1882. 
Krebs, im Rtg. seit 1890, im Abgh. seit 1885. 
Lehcmeir, im Rtg. vSeit 1890. 
Letocha, im Rtg. seit 1884, im Abgh. seit 1882. 
Marbc, im Rtg. seit 1884. 

Metzner, im Rtg. 1881-98. im Abgh. seit 1882. 
Mies, im Abgh. seit 1888. 

Mooren, im Rtg. 1887—98, im Abgh. seit 1879. 
Xadbyl, im Rtg. 1893—98, im Abgh. seit 1885. 
Ostrop, im Abgh. seit 1885. 
Pless, im Abgh. seit 1885. 

Forsch, im Rtg. 1881—93, im xVbgh. seit 1884. 
Rintelen, im Rtg. seit 1884, im Abgh. seit 1883. 
Roeren, im Rtg. seit 1893, ^^ Abgh. 1882 — 85 und 

seit 1891. 
Schaedlcr, im Rtg. seit 1890. 
Frhr. von Schcle-Schclc nburg, im Rtg. 1881 bis 

1893 und .seit 1898. 
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Schmidt, im Rtg. seit 1893. im Ab^h. seit 1888. 
Spahn, im Rtg. seit 1884, im Abgh. 1882 — 88, 

1891 — 98. 
Stötzel, im Rtg. 1877 — 93 und seit 1898, im Abgh. 

seit 1885. 
Graf Strachwitz, im Rtg. 1885 — 87, im Abgh. seit 

1885. 
von Strom b eck, im Rtg. seit 1884, im Abgh. seit 

1882. 
Szmula. im Rtg. seit 1887, im Abgh. seit 1886. 
Timm ermann, im Rtg. seit 1881. 
von Vleuten, im Abgh. seit 1885. 
Wattendorf f. im Rtg. seit 1890. 



Diesen schlicsst sich nach dem 1. Januar 1900 
noch an: 

Graf Conrad von Preysing-Lichtenegg-Moos, 
Mitglied des Rtg. von 1871 — 18()3 und seit 
22. Januar iqoo. 
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